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1. ZUSAMMENFASSUNG

Die Kantonale Finanzkontrolle Basel-Landschaft soll eine moderne gesetzliche Grundlage er-
halten. Bisher fehlte eine umfassende und eigenstéandige Regelung, was - insbesondere auf-
grund der Bedeutung der Finanzkontrolle - gedndert werden muss. Das neue Gesetz Uber-
nimmt den bewahrten Teil der bisherigen Bestimmungen, setzt die erkannten Verbesserungs-
potentiale um und beriicksichtigt die auf nationaler und internationaler Ebene weiterentwickel-
ten Revisionsgrundsétze. Damit wird das neue Gesetz zu einer soliden Basis fur die weitere
Aufgabenerfillung der Finanzkontrolle.

Kernpunkt des neuen Finanzkontrollgesetzes ist die Starkung und die Sicherung der Unab-
hangigkeit der Finanzkontrolle. Dies wird mit einer ganzen Reihe von gesetzlich verankerten
Massnahmen gewahrleistet. Um ihre Unabhangigkeit weitestgehend zu verwirklichen, ist die
Finanzkontrolle neu dem Landrat zugeordnet. Der Landrat stellt der Finanzkontrolle einen neu
zu bildenden Begleitausschuss als Ansprechpartner zur Verfiigung. Der Begleitausschuss
setzt sich aus zwei bis vier Mitgliedern der Finanzkommission und der Vorsteherin resp. dem
Vorsteher der Finanz- und Kirchendirektion zusammen. Mit dieser Regelung kann eine gewis-
se Konstanz und ein fachliches Know-how aufrechterhalten werden. Zudem wird gleichzeitig
das Postulat "Die Finanzkontrolle muss von der Verwaltung unabhangig werden" erfiillt.

Im Weiteren erhdlt die Finanzkontrolle nun ausdriicklich die Kompetenz, Managementprufun-
gen (= Prifung der FUhrungsprozesse und -systeme) durchzufuhren. Die Finanzkontrolle hat
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solche Prifungen bereits ansatzweise durchgefiihrt, weshalb es sich hier nicht um eine
grundsatzliche Erweiterung des Aufgabengebiets geht. Der Auftrag aus der Motion "Manage-
mentaudit bis auf Direktionsebene” wird mit der vorgeschlagenen gesetzlichen Regelung er-
fullt.

Im Weiteren enthélt die Vorlage einige weitere Gesetzesanpassungen:

- Mit dem neuen Gesetz wird der Finanzaufsichtsbereich klar abgegrenzt. D.h. es ist klar defi-
niert, welche Organisationen der Finanzaufsicht durch die Finanzkontrolle unterstehen. Ziel
dieser Klarung war insbesondere, doppelspurige Prozesse und Kontrollen zu verhindern.

- Das Prufungsverfahren wird nach bewahrter Praxis nun ausdricklich im Gesetz festgehalten.

- Wie bisher gibt die Finanzkontrolle im Rahmen ihrer Prufungstatigkeit Empfehlungen ab und
kontrolliert deren Umsetzung. Hingegen wird auf das systemfremde Weisungsrecht verzich-
tet. Dafur erhalt die Finanzkontrolle nun ausdriicklich die Mdglichkeit, vorgesetzte Stellen zu
informieren, falls die geprufte Einheit Empfehlungen nicht oder unzureichend umsetzt. Zu-
dem ware das Weisungsrecht mit Managementprifungen unvereinbar.

- Die Einsichtsrechte der Finanzkontrolle werden leicht umfassender ausgestaltet als bisher.
Gleichzeitig werden aber Datenschutzanforderungen besser erfullt.

- Die Finanzkontrolle erstellt neu einen Geschéftsbericht mit dem sie tGber Umfang und
Schwerpunkte ihrer Priifungstatigkeit orientiert.

Der Entwurf des Finanzkontrollgesetzes wurde durch das Wirtschaftsprifungs- und Bera-
tungsunternehmen PriceWaterhouseCoopers AG (PWC) beurteilt. Die PWC kommt in ihrer
Wirdigung zum Schluss, dass die Vorlage eine gute gesetzliche Grundlage darstellt und der
Finanzkontrolle den notwendigen Freiraum gibt, um ihrer Aufgabe nachzukommen.

2. AUSGANGSLAGE
2.1. Blick auf die Geschichte

Der Grundsatz der Unabhéangigkeit oberster staatlicher Finanzaufsichtsorgane entsprang nicht
erst demokratischem Staatsverstandnis, sondern fand sich bereits in der Staatsrason absolu-
ter Herrscher. So hatte Konig Friedrich Willhelm | 1717 in Preussen eine unabhéangige "Gene-
ral-Kammer" zur Prifung der Staatsfinanzen ins Leben gerufen. Dadurch war deren staats-
rechtliche Stellung aber noch nicht gesichert. Sie war im Tagesgeschéft von den Beziehungen
und den Machtverhaltnissen zwischen der Verwaltungsleitung, der Generalkontrolle der Fi-
nanzen und dem Konig beeinflusst. Erst mit der koniglichen Instruktion vom 18. Dezember
1824 wurde die Unabhangigkeit der Oberrechnungskammer gegentuber der Verwaltung end-
gultig gefestigt. Auch in Frankreich geht die mit richterlicher Unabh&ngigkeit ausgestattete
"Cour des comptes" auf die von Napoleon | 1807 begriindete Konzeption staatlicher Finanz-
aufsicht zurtck.

In der gesamten Entwicklung des schweizerischen Bundesstaates erhielt die Idee eines
Rechnungshofes im Sinne einer von Regierung und Parlament unabhéangigen Aufsichtsbehor-
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de nie mehrheitsfahigen politischen Rickhalt. Bundesrat und Parlament haben stets ihr Vor-
recht fir die eigene Wahrnehmung der Verantwortung fir das staatliche Finanzgebaren be-
tont.

2.2. Die Entwicklung der Finanzaufsicht in den Kantonen

Bis zur Erarbeitung eines Muster-Finanzhaushaltsgesetzes durch die Konferenz der kantona-
len Finanzdirektoren im Jahr 1977, das in den sechs Artikeln 36 bis 41 auch Leitlinien fur die
Konzeption der Finanzkontrolle aufstellte, war die Finanzkontrolle in den Kantonen fast
durchwegs ein Revisorat, eingegliedert in ein dem kantonalen Finanzdirektor unterstelltes
Amt. Von fachlicher Unabhangigkeit und Selbstandigkeit konnte bei diesen haufig auch mit
finanziellen Vollzugsaufgaben betrauten Einheiten kaum die Rede sein. Das erwahnte Mus-
tergesetz loste indes in zahlreichen Kantonen gesetzgeberische Aktivitaten aus, welche die
Finanzkontrolle zu einem autonomen, administrativ in der Regel den Finanzdepartementen
zugeordneten Kontrollorgan aufwerteten.

Entscheidend fur die institutionelle Starkung der Finanzkontrollen wirkten sich die Diskussio-
nen und die Arbeiten im Rahmen der Fachvereinigung der Finanzkontrollen aus, die 1990 in
ein Modell als Richtlinie fiir die Uberarbeitung der entsprechenden Rechtsgrundlagen miinde-
ten. Darin wurde ein monistisches Modell propagiert, ein unabhéangiges Finanzkontrollorgan,
das unter selbstandiger Festlegung seines Prifungsprogramms die Regierung und das Par-
lament bei der Wahrnehmung seiner Aufsichts- und seiner Fiuhrungsfunktionen gleichermas-
sen unterstitzt. Gestitzt auf eine Umfrage konnte die Fachvereinigung 1997 feststellen, "dass
die fachliche Unabhéangigkeit praktisch aller Finanzkontrollen auf Gesetzesstufe festgehalten
ist.”

Wesentlich beeinflusst durch die Vorarbeiten zur Revision des Finanzkontrollgesetzes des
Bundes, entwickelte die Fachvereinigung der Finanzkontrollen ein am monistischen Konzept
orientiertes Mustergesetz fur die kantonalen Finanzkontrollen, das im Jahr 2000 fertig gestellt
und verabschiedet wurde.

2.3. Die heutige Regelung beim Bund

Das seit dem 1. September 1999 in Kraft stehende Finanzkontrollgesetz des Bundes hat in
institutioneller und organisatorischer Hinsicht folgende Eckpunkte:

- Die Eidgendssische Finanzkontrolle (EFK) ist das oberste Finanzaufsichtsorgan, das nur
der Verfassung und dem Gesetz verpflichtet ist, mit Unterstlitzungsfunktion fir den Bun-
desrat und das Parlament;

- Das autonom aufgestellte Prifungsprogramm hat Vorrang. Die EFK hat die Kompetenz,
Sonderauftrage abzulehnen, falls diese die Realisierung des Prifungsprogramms gefahr-
den;
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- Die EFK ist als Verwaltungseinheit der dezentralen Bundesverwaltung dem Eidgenéssi-
schen Finanzdepartement nicht mehr administrativ unterstellt, sondern nur noch administ-
rativ zugeordnet;

- Der Direktor der EFK wird durch den Bundesrat auf eine Amtsperiode von sechs Jahren
gewahlt, mit Bestatigung durch das Parlament und mit unbeschrankter Wiederwahlmag-
lichkeit;

- Das von der EFK aufgestellte Jahresbudget wird vom Bundesrat unverandert dem Parla-
ment zugeleitet;

- Wie bei den Bundesgerichten legt das Parlament den Personalbestand und die Personal-
bezlige der EFK zusammen mit der Genehmigung des Budgets der Bundesverwaltung fest;

- Der Direktor der EFK hat die Kompetenz, das gesamte Personal der EFK selbstandig aus-
zuwahlen. Die Personalvorschriften fir das allgemeine Bundespersonal finden auf die EFK
sinngeméass Anwendung.

2.4. Die heutige Regelung im Kanton Basel-Landschaft

Im Kanton Basel-Landschaft fehlt bis heute ein eigenstandiges Gesetz, welches den Zweck,
die Stellung, die Aufgaben, die Organisation und den Geschéftsverkehr der Finanzkontrolle
umfassend regelt. Die Kantonale Finanzkontrolle Basel-Landschaft wurde letztmals im Jahre
1994 einer Organisationsanalyse unterzogen, die im kantonalen Finanzhaushaltsgesetz
(FHG) ihren Niederschlag fand. Die Finanzaufsicht wird in den Paragraphen 38 bis 45 des
Baselbieter FHG geregelt.

Die Finanzkontrolle ist demnach das Fachorgan der Finanzaufsicht, die sowohl mit Aufgaben
der externen wie auch der internen Revision betraut ist. Dieses als monistisch bezeichnete
System ist bei praktisch allen Finanzkontrollen der Schweiz Ublich. Die fachlich unabhangige
Finanzkontrolle ist administrativ der Finanz- und Kirchendirektion (FKD) zugeordnet. lhr Fi-
nanzaufsichtsbereich erstreckt sich auf die kantonale Verwaltung, die Landeskanzlei, die Ge-
richte und den Ombudsman, die Empfanger von Abgeltungen und Finanzhilfen, die Korper-
schaften, Anstalten und Organisationen jeglicher Rechtsform ausserhalb der Kantonsverwal-
tung, denen der Kanton o6ffentliche Aufgaben Ubertragt, an denen er sich finanziell beteiligt
oder Uber die er andere Aufsichtsfunktionen wahrnimmt. Die Finanzkommission und die Ge-
schéftsprifungskommission des Landrates kénnen jederzeit Einsicht in alle Revisionsberichte
der Finanzkontrolle nehmen. Die der Finanzaufsicht unterstellten Organe legen der Finanz-
kontrolle auf Verlangen die notwendigen Unterlagen vor und gewahren ihr jede Unterstiitzung
bei der Durchfihrung ihrer Aufgaben. Auch missen Beschlisse, Verfigungen und Vertréage,
soweit sie finanzielle Auswirkungen haben, der Finanzkontrolle zugestellt werden. Werden
besondere Vorkommnisse oder erhebliche Mangel festgestellt, so informiert die Finanzkontrol-
le umgehend die zustandige Direktion bzw. das Kantonsgericht. Der Regierungsrat entschei-
det endgultig Uber Beanstandungen der Ordnungsmassigkeit und der Rechtmassigkeit. Wirt-
schaftlichkeits- und Wirksamkeitsempfehlungen werden abschliessend durch die zustandige
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Direktion behandelt.

2.5. Grinde fur eine Neuregelung im Kanton Basel-Landschaft

Mit dem Postulat 2003 / 234 mit dem Titel "Die Finanzkontrolle muss von der Verwaltung un-
abhangig werden" vom 16. Oktober 2003 der SVP-Fraktion wird verlangt, dass die Finanzkon-
trolle ausschliesslich dem Parlament unterstellt wird. Das Parlament liess die in ein Postulat
umgewandelte Motion durch seine Spezialkommission "Parlament und Verwaltung" vorprifen.
Aufgrund des Antrags der Kommission Uberwies der Landrat den Vorstoss am 23. September
2004 an die Regierung.

Sowohl beim Bund wie auch bei den Kantonen wurden die Strukturen der Finanzaufsicht in
den letzten Jahren an die Entwicklungen der Verwaltung (wirkungsorientierte Verwaltungsfih-
rung, verstarkte Dezentralisierung und vermehrte Delegation von Kompetenzen, Ausgliede-
rung von Organisationen aus der Verwaltung, etc.) und der Privatwirtschaft angepasst. Die
Erfahrungen der Finanzkontrolle Basel-Landschaft mit den seit rund zehn Jahren bestehenden
Regelungen machen einige Anpassungen notwendig, die vor allem auch darauf abzielen, die
bereits heute vorhandene Unabhéangigkeit der Finanzkontrolle von der Verwaltung weiter zu
starken. Daneben haben sich die anerkannten Revisionsgrundsatze auf nationaler und inter-
nationaler Ebene weiter entwickelt und fiihren zu Anpassungen in der internen und externen
Revisionstétigkeit.

Die Parlamentarische Untersuchungskommission (PUK) Kantonsspital Liestal hat in ihrem
Bericht empfohlen, die Managementprifung, die bei der letzten Anpassung des FHG aus-
dricklich nicht aufgenommen worden ist, als Prifungsart der Finanzkontrolle vorzusehen. Aus
dieser Empfehlung wurde mit der Motion der GPK ,Managementaudit bis auf Direktionsebene™
(2005/080) ein verbindlicher Auftrag.

3. DIE WICHTIGSTEN NEUEN REGELUNGEN
3.1. Ziel der neuen Regelungen

Mit dem neuen Baselbieter Finanzkontrollgesetz (FKG) wird die Regelung der Finanzkontrolle
aus dem FHG herausgeldst und in einem eigenen Gesetz festgehalten. Eine grosse Zahl der
Paragraphen orientiert sich an der Regelung der EFK und am Mustergesetz fir die Finanz-
kontrolle*. Mit dem eigenen Gesetz wird die Bedeutung der Baselbieter Finanzkontrolle unter-
strichen. Gleichzeitig wird mit dem neuen Gesetz das Ziel erreicht, die Unabhangigkeit der
Finanzkontrolle zu starken. Dabei wird zwischen organisatorischer Unabhéangigkeit, personli-
cher Objektivitat und der Beeintrachtigung von Unabh&ngigkeit und Objektivitat unterschieden.

Die Starkung der Unabhéngigkeit wird vor allem mit den folgenden Regelungen erreicht:

Version gemass Beschluss der Generalversammlung der Fachvereinigung der Finanzkontrollen vom 22. Juni
2001. Siehe Beilage 3.


http://www.baselland.ch/docs/parl-lk/vorstoesse/2003/2003-234.htm
http://www.baselland.ch/docs/parl-lk/protokolle/2004/p2004-09-23/teil_10.htm
http://www.baselland.ch/docs/parl-lk/vorstoesse/2005/2005-080.htm
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- 8§ 2 Abs. 1: Die Finanzkontrolle ist Kontrollorgan und oberstes Fachorgan der Finanzauf-
sicht.

- 8§ 2 Abs. 2: Die Finanzkontrolle ist fachlich unabhéangig und selbstandig.

- §2 Abs. 3: Der Landrat, der Regierungsrat, die Landeskanzlei, der Ombudsman, das Kan-
tonsgericht, die verwaltungsexternen Organisationen und die Finanzkontrolle selbst sorgen
dafir, dass alles unterlassen wird, was die Unabhangigkeit der Finanzkontrolle gefédhrden
konnte.

- 82 Abs. 4: Niemand ist befugt, der Finanzkontrolle Revisionen zu untersagen.
- 8§ 3 Abs. 1: Die Finanzkontrolle ist organisatorisch dem Landrat zugeordnet.

- 84 Abs. 2: Die Vorsteherin oder der Vorsteher der Finanzkontrolle wird durch den Landrat
auf Vorschlag der Finanzkommission auf eine Amtsperiode gewahlt. Wiederwahl ist még-
lich.

- 85 Abs. 2: Die Vorsteherin oder der Vorsteher der Finanzkontrolle ist im Rahmen des Vor-
anschlags fur alle Personalgeschéfte der Finanzkontrolle zustandig, insbesondere auch fur
Einstellungen, Beforderungen und Entlassungen.

- 87 Abs. 2: Uber die vom Landrat bewilligten Kredite verfiigt die Finanzkontrolle in eigener
Kompetenz.

- §8 Abs. 1: Der Voranschlagsentwurf und Nachtragskreditbegehren der Finanzkontrolle
werden dem Landrat unverandert unterbreitet.

- Die Entldhnung der Vorsteherin resp. des Vorstehers der Finanzkontrolle wird vom Landrat
beschlossen (siehe Ziffer 4.3).

3.2. Organisatorische Unabhangigkeit der Finanzkontrolle

a) Organisatorische Zuordnung zum Landrat

Neu wird die Baselbieter Finanzkontrolle dem Landrat zugeordnet und nicht mehr wie im alten
§ 38 Abs. 2 FHG der Finanz- und Kirchendirektion (FKD).

Der Landrat stellt der Finanzkontrolle einen neu zu bildenden Begleitausschuss als Ansprech-
partner zur Verfligung. Der Begleitausschuss setzt sich aus zwei bis vier Mitgliedern der Fi-
nanzkommission und der Vorsteherin resp. dem Vorsteher der Finanz- und Kirchendirektion
zusammen.

Diese Regelung hat folgende Vorteile:

- Unabhangigkeit der Finanzkontrolle wird weitestgehend sichergestellt: Obwohl die bis-
herige Zuordnung zur FKD keine (nennenswerten) Probleme verursacht hat, wird die Fi-
nanzkontrolle mit der neuen Regelung breiter und personenunabhé&ngiger abgestitzt. Zudem
wird die latent vorhandene Gefahr einer direkten Einflussnahme durch die Verwaltung weiter
minimiert.
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- Unabhéangigkeit in der Wahrnehmung der Offentlichkeit wird verbessert: Bei einer Zu-
ordnung an ein Regierungsmitglied bestiinde die Gefahr, dass die Finanzkontrolle von der
Bevolkerung und den Medien weiterhin als Teil der Verwaltung wahrgenommen wird und der
aussere Anschein der Befangenheit entstehen kdnnte. Damit wirde auch ihre tatsachliche
Unabhangigkeit in Frage gestellt. Diese Gefahr wird mit der Zuordnung zum Parlament ver-
ringert.

Begleitausschuss sichert Fachkompetenz und gewisse personelle Konstanz: Fir die
Finanzkontrolle ist es von grosser Bedeutung, dass ihr Ansprechpartner tber ein gewisses
fachliches Know-how verfligt. Mit der Schaffung eines spezialisierten Gremiums kann diese
Anforderung erfillt werden. Eine Zuordnung zum jahrlich wechselnden Landratsprasidium
waére nicht sinnvoll.

Begleitausschuss als kleines Gremium sichert Effizienz: Aus Effizienzgriinden ist not-
wendig, dass der Ansprechpartner nicht ein grosses Gremium (wie bspw. die Finanzkom-
mission) ist. Mit drei bis maximal finf Personen wird diese Anforderung optimal erfuillt.

Einsitz der Vorsteherin resp. des Vorstehers FKD sichert den notwendigen Informati-
onsaustausch mit der FKD: Es ist notwendig, dass der Informationsaustausch zwischen
FKD und Finanzkontrolle weiterhin gewahrleistet wird. Deshalb ist der Einsitz der Vorsteherin
resp. des Vorstehers FKD unabdinglich.

Effiziente Administration mittels Leistungsauftragen: Es ist beabsichtigt, die bestehende,
effiziente und bewahrte administrative Zusammenarbeit mit der Verwaltung (insbesondere
Informatik und Personaladministration) weiterzufuhren. Dies wird mit Leistungsauftragen si-
chergestellt.

b) Pflichtenheft des Begleitausschusses wird von der Finanzkommission festgelegt

Die Finanzkommission legt in einem Pflichtenheft Aufgaben, Verantwortung und Kompetenzen
des Begleitausschusses fest.

Im Uberblick kénnte dieses Pflichtenheft wie folgt zusammengesetzt sein:

- Kenntnisnahme der Berichte der externen Revisionsstelle der Finanzkontrolle

- Besprechung des jahrlichen Prifprogramms und Geschaftsberichts

- Einschéatzung der Wirksamkeit der Finanzkontrolle

- Beurteilung der Ressourcen und Kompetenzen der Finanzkontrolle

- Beurteilung der Unabhangigkeit und Objektivitat der Finanzkontrolle

- Besprechung aktueller Entwicklungen der Revisionstatigkeit und Finanzaufsicht

- Unterstitzung und Beratung der Finanzkontrolle in ihrer Tatigkeit

- Sorgt sich um die Wahrung der Unabhangigkeit der Finanzkontrolle

- Berichterstattung an den Landrat

- Vorbereitung des Wahlvorschlages der Vorsteherin bzw. des Vorstehers der Finanzkontrolle
fur die Finanzkommission

- Vorschlagsrecht zur Optimierung der Geschéftsorganisation der Finanzkontrolle

- Einsichtsrecht in alle fuir die Ausiibung seiner Tatigkeit relevanten Unterlagen

- Antragstellung fur Entléhnung der Vorsteherin bzw. des Vorstehers Finanzkontrolle
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c) Weitere Bestimmungen zur Sicherung der Unabh&ngigkeit der Finanzkontrolle

Mit einer Reihe von weiteren Bestimmungen im neuen FKG wird die Unabhé&ngigkeit der Fi-
nanzkontrolle optimal gesichert.

§ 2 Abs. 1: Die Finanzkontrolle ist Kontrollorgan und oberstes Fachorgan der Finanzaufsicht.

Hier wird festgeschrieben, dass die Finanzkontrolle Kontrollorgan und oberstes Fachorgan der
Finanzaufsicht ist. Dies bedeutet unter anderem, dass die Finanzkontrolle in fachlicher Hin-
sicht oberstes Organ ist. Selbstverstandlich bleiben die Kommissionen des Landrates der Fi-
nanzkontrolle hierarchisch Gibergeordnet. Die Finanzkontrolle unterstitzt einerseits den mit der
Oberaufsicht betrauten Landrat und andererseits die Exekutivorgane, welche die Dienstauf-
sicht Gber die Verwaltung austben. Aufgrund des monistischen Finanzaufsichtssystems (bt
die Finanzkontrolle sowohl die Aufgaben der externen wie auch der internen Revision aus.

§ 2 Abs. 2: Die Finanzkontrolle ist fachlich unabhéangig und selbstandig.

Unabhangigkeit und Selbstandigkeit der Finanzkontrolle werden wie bisher ausdricklich und
verpflichtend festgehalten. Die fachliche Unabhangigkeit und die Selbstandigkeit bleiben wie
bis anhin definiert. Damit die Finanzkontrolle als Fachorgan objektive und neutrale Prifungs-
ergebnisse liefern kann, die als Grundlage fur den politischen Meinungsbildungsprozess die-
nen, missen Unabh&ngigkeit und Selbstéandigkeit der Finanzkontrolle gewéhrleistet sein.

§ 2 Abs. 3: Der Landrat, der Regierungsrat, die Landeskanzlei, der Ombudsman, das Kan-
tonsgericht, die verwaltungsexternen Organisationen und die Finanzkontrolle sorgen dafr,
dass alles unterlassen wird, was die Unabhé&ngigkeit der Finanzkontrolle gefahrden kénnte.

Dieser Passus wurde zuséatzlich aufgenommen. Die drei Staatsgewalten (Landrat, Regie-
rungsrat, Kantonsgericht), die verwaltungsexternen Organisationen und die Finanzkontrolle
selbst werden dazu aufgerufen, die Unabhangigkeit der Finanzkontrolle nicht zu geféhrden.
Mit dieser Bestimmung wird die Wahrung der Unabhangigkeit nochmals betont und fur die drei
Staatsgewalten gesetzlich verpflichtend festgehalten. Auch die Revisorinnen und Revisoren
selbst achten darauf, bei Interessenkollisionen in den Ausstand zu treten, sei es wegen erwie-
sener Abhangigkeit oder sei es wegen des blossen Anscheins der Abhangigkeit. Die individu-
elle Objektivitdt der Revisorinnen und Revisoren wird nicht nur durch den organisatorischen
Status, sondern vorwiegend auch durch deren unabhéngige innere Einstellung und Charak-
terstarke gepragt.

8 2 Abs. 4: Niemand ist befugt, der Finanzkontrolle Revisionen zu untersagen.
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Zur Starkung der Stellung und der Bedeutung der Finanzkontrolle wird zudem festgehalten,
dass niemand Revisionen untersagen kann.

§ 3 Abs. 1: Die Finanzkontrolle ist dem Landrat zugeordnet.

Dieser Sachverhalt ist bereits in Ziffer 3.2. a) ausfihrlich behandelt.

§ 3 Abs. 2: Die Vorsteherin oder der Vorsteher wird durch den Landrat auf Vorschlag der Fi-
nanzkommission auf eine Amtsperiode gewahlt. Wiederwahl ist mdglich.

Diese Regelung ist aus dem FHG tbernommen. Der Landrat behalt damit eine der wichtigsten
Karten in seiner Hand. Diese Regelung entspricht der heutigen Praxis und hat sich bewé&hrt.

Die Entlohnung der Vorsteherin oder des Vorstehers der Finanzkontrolle wird neu vom Land-
rat festgelegt.

Die Unabhéngigkeit der Finanzkontrolle wird auch durch diese Massnahme gestérkt. Siehe
dazu Ziffer 4.3.

§ 5 Abs. 2: Die Vorsteherin oder der Vorsteher der Finanzkontrolle ist im Rahmen des Voran-
schlags fur alle Personalgeschéafte der Finanzkontrolle zusténdig, insbesondere auch fir Ein-
stellungen, Beférderungen und Entlassungen.

Mit der Entscheidungsbefugnis des Vorstehers der Finanzkontrolle im Personalmanagement
wird eine weitere Starkung der Unabh&ngigkeit erzielt. Der Vorsteher der Finanzkontrolle ist im
Rahmen des Budgets fiur alle Personalgeschafte der Finanzkontrolle zustandig, vor allem fir
Einstellungen, Beftrderungen und Entlassungen. Die Personaladministration soll weiterhin
durch den Personaldienst der Finanz- und Kirchendirektion erfolgen. Das Personalrecht des
Kantons Basel-Landschaft findet fur die Finanzkontrolle Anwendung, d.h. insbesondere, dass
fur das ubrige Personal keine Wahl auf Amtsdauer erfolgt.

§ 7 Abs. 2: Uber die vom Landrat bewilligten Kredite verfiigt die Finanzkontrolle in eigener
Kompetenz.

Die Finanzkontrolle verfiigt bereits heute weitgehend tber die eigene Kreditkompetenz.

§ 8 Abs. 1: Der Voranschlagsentwurf und Nachtragskreditbegehren der Finanzkontrolle wer-
den dem Landrat unveréndert unterbreitet.

Inhaltlich entspricht dieser Paragraph dem Mustergesetz. Mit der selbstandigen Budgeterstel-
lung erhéalt die Finanzkontrolle grossere Unabh&ngigkeit. Der Budgetentwurf darf weder von
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der Regierung noch vom Begleitausschuss verandert werden. Sie konnen jedoch Anderungs-
antrage stellen. Es bleibt in der Kompetenz des Landrates, im Rahmen der Budgethoheit eine
Erhoéhung oder eine Kiirzung vorzunehmen.

Mit Paragraph 8 wird die Finanzkontrolle in Bezug auf die Ausgabenkompetenz und die Selb-
standigkeit bei der Budgeterstellung der gesamten Verwaltung gleichgestellt. Auf die Behand-
lung von allfélligen Kreditiberschreitungen wird nicht, wie im Mustergesetz, speziell einge-
gangen, da die Kredite im FHG ab § 22 bis § 30 vollumfanglich beschrieben sind.

§ 13 Abs. 3: Die Finanzkontrolle darf keine Vollzugsaufgaben tbernehmen.

Dieser Passus wird unverédndert ibernommen. Um die Unabhéangigkeit und die Objektivitat der
Finanzkontrolle zu gewahrleisten, ist es von entscheidender Bedeutung, dass sie keine Voll-
zugsaufgaben Ubernimmt.

§ 17 Abs. 2: Die Finanzkontrolle kann Auftrdge ablehnen, welche die termingerechte Abwick-
lung des ordentlichen Prifprogramms geféahrden.

Um zu verhindern, dass die Finanzkontrolle von ihren urspriinglichen Aufgaben abgehalten
wird, kann sie die Prifungsauftrdge ablehnen bzw. die Vergabe an Dritte (unter ihrer Koordi-
nation) beantragen, wenn der Auftrag besondere Fachkenntnisse erfordert, ihr ordentlicher
Personalbestand daflrr nicht ausreicht oder ihre eigentliche Prufungstétigkeit darunter leidet.
Da die Finanzkontrolle auch Auftrdge an Dritte vergeben kann, sollte die Ablehnung von Pri-
fungsauftragen nur ausnahmsweise nétig werden.

3.3. Kompetenz zur Durchfiihrung von Managementprifungen

a) Ausgangslage

Die Geschéftsprifungskommission (GPK), die mit den Befugnissen einer Parlamentarischen
Untersuchungskommission (PUK) ausgestattet war, regte im Marz 2004 im Zusammenhang
mit den Vorkommnissen um den Um- und Erweiterungsbau am Kantonsspital Liestal zum ers-
ten Mal die Durchfiihrung von Managementprifungen an. Mit der Motion 2005 / 080 der GPK
vom 10. Marz 2005 wurde der Auftrag verbindlich formuliert. Wortlich heisst es in der Motion:
"Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Landrat eine Vorlage zu unterbreiten, mit der die ge-
setzlichen Voraussetzungen fiir die Einfilhrung des Managementaudits® bis auf die Direkti-
onsebene geschaffen werden. In der gleichen Vorlage sind auch der allfallige zusatzliche Be-
darf an personellen Ressourcen der Finanzkontrolle sowie die entsprechenden Kostenfolgen
Zu ermitteln.”

Die Baselbieter Finanzkontrolle hat in ihrer bisherigen Tatigkeit im Rahmen von Projekt- und

2 Zur Klarung der Begriffe: Diese Landratsvorlage verwendet konsequent den Begriff "Managementpriifungen".

Die Motion hat fir diese Aufgabe den Begriff "Managementaudit” verwendet.


http://www.baselland.ch/docs/parl-lk/vorstoesse/2005/2005-080.htm
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Systemprifungen bereits ansatzweise Managementprifungen durchgefihrt. Bei der Prifung
von Organisations- und Prozessfragen ergeben sich diese Schnittstellen zwangslaufig.

b) Definition des Begriffs Managementprifung

Gemass dem Schweizerischen Handbuch der Wirtschaftsprifung ist die Managementprifung
Bestandteil der Tatigkeit der Internen Revision - im vorliegenden Fall also der Kantonalen Fi-
nanzkontrolle Basel-Landschaft. Der Berufsverband der Internen Revisoren (Institute of Inter-
nal Auditors, 11A) vertritt die gleiche Auffassung. Die Managementprifung umfasst verfahrens-
orientierte Prifungen samtlicher Fihrungselemente und Fihrungsprozesse sowie ergebnis-
orientierte Prifungen von geféllten Entscheiden, Aktivitaten und Aktionen im ganzen Unter-
nehmen. Sie beurteilt, wie Filhrungskrafte ihren unternehmerischen Handlungsspielraum nut-
zen und wie sie mogliche Fihrungs- und Informationsinstrumente zu ihrer Entscheidungsfin-
dung gestalten und einsetzen.

Bei der Priifung von Fuhrungsentscheiden erfasst und beurteilt die Interne Revision, inwiefern
geschaftspolitische und fihrungsmassige Funktionen fir einen Bereich oder das Unterneh-
men als Ganzes durch das oberste Management wahrgenommen und sichergestellt werden.
In erster Linie geht es dabei um die Wege zur Gestaltung der Fihrungsentscheide, zum Bei-
spiel um

- den Gebrauch von externen Informationen (Analysen, Kenntnisse der Rahmenbedingungen
und Bedirfnisse),

- den Gebrauch der internen finanziellen und operationellen Berichterstattung (Ausgestal-
tung, Verwendung, Reaktion auf entsprechende Erkenntnisse),

- die Definition, die Bekanntgabe und die Uberwachung von Verantwortung, Kompetenzen
und Instrumentarien der Geschaftssteuerung,

- die Risikolberwachung und Risikobeherrschung, die Vorkehrungen zum Schutze des Ver-
mogens und die Verfahren zur Identifikation von Zahlungsverpflichtungen und Verbindlich-
keiten.

Das Schwergewicht der Prifung liegt zusammengefasst auf der systematischen Beurteilung
der Leistung von Fuhrungskraften, wie sie im Rahmen der Vorgaben von Regierungsrat und
Landrat Unternehmensziele definieren, umsetzen und erreichen. Im Blickfeld stehen die Pro-
zesse und die Systeme der Fihrung und nicht die Fiihrungsentscheide selbst.

Hier gilt es klarzustellen, dass der Regierungsrat als oberste Verwaltungsbehoérde und der
Landrat als Gesetzgebungs- und Oberaufsichtsbehdrde, die Vorgaben fir die Verwaltungsfiih-
rung definieren. D.h. die Regierung und ihre Mitglieder (sowie in Zusammenarbeit mit dem
Landrat) legen Unternehmensziele, die einzelnen Geschéftsprozesse, die Standards zur Risi-
koluiberwachung etc. fest. Die Finanzkontrolle kann im Rahmen der Managementprufungen die
Einhaltung dieser vorgegebenen Standards Uberprifen.
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c) Erlauterungen zur Definition des Begriffs Managementprifung

Bei der Beurteilung der Leistung von Fuhrungskraften, wie sie Unternehmensziele definieren,
umsetzen und erreichen, geht es vor allem darum, ob mit den vorhandenen und beschafften
Informationen nachvollziehbare Entscheide getroffen worden sind. Dabei werden die Ent-
scheide selbst nicht direkt in Frage gestellt, sondern das Zustandekommen der Entscheide
geprift. Waren die Entscheidungsgrundlagen angemessen? Die Entscheide selbst werden nur
dann indirekt beurteilt, wenn aufgrund ungeniigender Entscheidungsbasen schlechte Ent-
scheide gefallt wurden. Oberstes Ziel ist in jedem Fall, den Regierungsrat und die Verwaltung
in ihrer Fuhrungsfunktion zu unterstitzen und in keinem Fall, sie zu verunsichern.

Wichtig ist auch die Tatsache, dass die Beurteilung der Tatigkeit und des Verhaltens der Fuh-
rungskrafte keine umfassende Qualifikation darstellt. Diese ist den Linienvorgesetzten vorbe-
halten. Im Vordergrund steht auch hier das Aufzeigen von Verbesserungsmaglichkeiten und
nicht etwa die Beschaffung von Beweisen fir einschneidende Personalentscheide.

Von der Managementprifung durch die Interne Revision klar zu unterscheiden, ist die als Ma-
nagement Audit bezeichnete Uberpriifung von Fuhrungskraften im Rahmen von so genannten
Assessments vor heiklen Personalentscheiden, bei Personaleinstellungen und bei Beforde-
rungen. Diese Uberpriifung wird durch betriebspsychologisch geschulte Fachkrafte durchge-
fuhrt und hat mit dieser Vorlage nichts zu tun.

d) Beispiele von mdglichen Managementprifungen

Nachfolgend sind vier Beispiele von méglichen Managementprifungen stichwortartig aufge-
fuhrt:

- der gesamte Planungs- und Controllingprozess (Grundlagen der Planung, Soll-Ist-
Abweichungen, Einleitung von Korrekturmassnahmen, Reporting). Hier wird insbesondere
gepruft, ob die Fuhrungsverantwortung tatsachlich wahrgenommen wird. Ist die Fihrung
"am Ball" bzw. hat sie den "Laden im Griff" und werden entsprechende Prozesse durchge-
fahrt?

- Sicherstellung der Einhaltung von "unternehmensweit" geltenden (gesetzlichen) Regelun-
gen und Weisungen,;

- die Organisation, Koordination und Kontrolle des Arbeitsvollzugs;

- die Durchfiihrung der MAG (Periodizitat, alle Mitarbeitenden umfassend, Vereinbarung von
Zielen mit den Mitarbeitenden, Umsetzung der geméss Personalrecht vorgesehenen Mass-
nahmen bei ungenigender Leistung);

- die Gestaltung und Verwendung von Fuhrungs- und Informationsinstrumenten;

- die Ausnitzung des Handlungsspielraums hinsichtlich der Erfiillung der Zielvorgaben.

e) Bedeutung der Managementprifungen
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Wie einleitend bereits bemerkt, hat die Finanzkontrolle in ihrer bisherigen Tatigkeit im Rahmen
von Projekt- und Systemprifungen bereits ansatzweise Managementprifungen durchgefihrt.
Wenn nun die Finanzkontrolle explizit die Kompetenz zur Durchfihrung von Managementpri-
fungen bis auf Direktionsebene erhalt, ist das nur bedingt eine Neuerung. Denn der Aufgaben-
und Zustandigkeitsbereich der Finanzkontrolle wird nicht substanziell erweitert. Es handelt
sich vielmehr um eine neue Gewichtung innerhalb des bestehenden Aufgabengebietes. Neu
kann nun eine Managementprifung in Form einer eigentlichen Schwerpunktsprifung in einem
bestimmten Verwaltungsbereich durchgefihrt werden (eigenstandiges Prifgebiet). Diese neue
Gewichtung bringt zugleich eine Klarung des Zustandigkeitsbereichs der Finanzkontrolle.

Die Mdglichkeit zur Durchfiihrung von Managementprifungen ist in § 15 Abs. 2 Buchstabe ¢
erwahnt.

Die Starkung der Managementprifungen zieht keine Aufstockung des Personalbestandes
nach sich. Es sind 1 bis 2 eigenstidndige Managementprifungen pro Jahr vorgesehen. Die
Mehrkosten der neuen Aufgabengewichtung betragen 100'000 Franken jahrlich. Dieser Betrag
ist fir die gezielte Weiterbildung der Mitarbeitenden der Finanzkontrolle und fur allfallige ex-
terne Unterstitzung eingestellt.

f) Schlanke Lésung bringt Mehrwert

Das Kerngeschéft der Baselbieter Finanzkontrolle - namlich die Prifung des Finanzhaushaltes
sowie der Ordnungs- und Rechtmassigkeit - wird durch die neue Aufgabengewichtung und die
starkere Bedeutung der Managementprifung in keiner Weise vernachlassigt. Die Manage-
mentprufungen werden mit den vorhandenen personellen Ressourcen und mit den beantrag-
ten Mehrkosten (100000 Franken jahrlich) abgedeckt.

Wie bei allen Aufgaben wird die Finanzkontrolle auch bei den Managementpriifungen der Be-
ricksichtigung des Wesentlichkeits- und des Verhaltnismassigkeitsprinzips grosse Beachtung
schenken. Das bedeutet insbesondere, dass sich Beanstandungen auf offensichtliche Fehler
oder auf klare Verletzungen von grundlegenden Fihrungsprinzipien beschranken werden. Das
Wesentlichkeitsprinzip ist hier von besonderer Bedeutung, weil die Organisationslehre (die
Festlegung von Prozessen und von strukturellen Gliederungen) keine exakte Wissenschaft ist
und deshalb immer verschiedene "richtige” Lésungen existieren.

Eine Beurteilung des Fihrungsverhaltens des Regierungsrates wird nicht Aufgabe der Fi-
nanzkontrolle sein, sondern ist grundséatzlich den politischen Instanzen (Landrat) im Rahmen
des Oberaufsichtsrechts bzw. indirekt dem Souveréan im Rahmen der Regierungsratswahlen
vorbehalten.

Die Finanzkontrolle erhalt im Rahmen ihrer angestammten Téatigkeit immer wieder Hinweise,
die auf mdogliche Probleme bei Prozessen oder Fihrungskompetenzen schliessen lassen.
Oftmals haben sich solche Hinweise spater als richtig erwiesen, doch bestand bis dato keine
klare Rechtsgrundlage, um solchen Hinweisen nachgehen zu kdénnen. Dies andert sich nun
mit dieser Vorlage und der Kompetenzerteilung zur Durchfihrung von Managementprtfungen.
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Die neue Losung ist auf einen Mehrwert zugunsten der Verwaltung, des Regierungsrates und
des Landrates ausgerichtet.

Mit der neuen Aufgabengewichtung der Finanzkontrolle kdnnen einerseits die Kommissionen
des Landrates, insbesondere die GPK, ihre Oberaufsichtsfunktion noch wirksamer wahrneh-
men. Die Berichte zu den Managementprifungen lassen aussagekraftige Blicke auf die Wirt-
schaftlichkeit und die Wirksamkeit des staatlichen Handelns zu. Die Durchfiihrung von geziel-
ten Managementprufungen durch die Finanzkontrolle starkt andererseits die Fihrungsfunktion
des Regierungsrates. Der Regierungsrat kann der Finanzkontrolle diesen besonderen Pri-
fungsauftrag erteilen; danach kann die Exekutive auf eine objektive und unabhéangige Beurtei-
lung der Managementprozesse durch die Finanzkontrolle zuriickgreifen.

Managementprifungen (wie auch Projektpriifungen) sollen prinzipiell auf verwaltungsinterne
Organisationen beschrankt werden. Ansonsten wirde in die operativen Fihrungskompeten-
zen der externen Organisation zu stark eingegriffen. Nur falls ein entsprechenden Auftrag vor-
liegt, kann die Finanzkontrolle eine Managementprifung beispielsweise in einer verwaltungs-
externen Organisation durchfihren (8 15 Abs. 4 FKG).

Q) Skeptische Haltung der Regierung

Die Regierung steht dieser Neuerung skeptisch gegentiber, weil die Gefahr entsteht, dass in
verfassungsmassige Kompetenzen eingegriffen wird. Unser Kanton wirde mit dieser Ausdeh-
nung des Aufgabenbereichs der Finanzkontrolle Neuland beschreiten. Das ,Mustergesetz fur
die Finanzkontrolle* vom 2001 verzichtet auf eine derartige Kompetenzzuweisung.

Die direkte Fihrung und Beaufsichtigung der kantonalen Verwaltung sind Aufgaben des Re-
gierungsrates (resp. der Geschéftsleitung des Kantonsgerichts fur die Gerichte und Strafver-
folgungsbehorden). Die Oberaufsicht des Landrates Uber die Behérden und Organe umfasst
ubergeordnete Entscheide, Prifungen und Beurteilungen und ist von den operativen Fih-
rungsaufgaben der Regierung abzugrenzen. Diese Aufgabenteilung ist ein wichtiger und ver-
fassungsmassig geschuitzter Bestandteil der Gewaltentrennung. Es ist zu verhindern, dass
Managementprifungen der Finanzkontrolle in die bestehenden Verantwortungsbereiche ein-
greifen und somit die Gewaltentrennung tangieren. Konkret muss insbesondere vermieden
werden, dass der Landrat via Managementprifungen die Leistung einzelner Mitarbeiter oder
gar vom Volk gewahlter Behordenmitglieder beurteilt.

Die Prufungen zu Handen des Landrates mussten sich auf Einhaltung elementarer Filhrungs-
grundsatze beschranken, deren Verletzung sehr schwer wiegt und einem Gesetzesverstoss
gleich kommen. Die Abgrenzung zwischen derart schwerwiegenden und geringfugigeren Fih-
rungsfehler durfte Schwierigkeiten bereiten. Der Regierungsrat ist deshalb der Ansicht, dass
hier ein heikler Graubereich besteht, mit dem sehr sensibel umzugehen ist.

Der Rechtsdienst des Regierungsrates erachtet diese neue Aufgabenkompetenz als rechtspo-
litisch heikel. Er verweist insbesondere auf heikle Abgrenzungsfragen zum Aufgabenbereich
der Geschéftsprifungskommission, welche gemass 8§ 61 Landratsgesetz Organ der parlamen-
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tarischen Oberaufsicht ist.

Zusammengefasst ist der Regierungsrat der Meinung, dass von der Finanzkontrolle durchge-
fuhrte Managementprtfungen die klare und sachgerechte Aufgaben- und Kompetenzordnung
unserer Kantonsverfassung fir die einzelnen Staatsgewalten tangiert. In diesem Zusammen-
hang stellt sich die Frage, wer letztlich die politische Verantwortung fur die Fihrung der kanto-
nalen Verwaltung zu tragen hat. Zudem beschreitet unser Kanton Neuland - eine derartige
Kompetenzausdehnung der Finanzkontrolle besteht weder auf Bundes- noch auf Kantons-
ebene.

h) Vertraulichkeit der Managementprifungen

Es ist Praxis der Finanzkontrolle, dass Berichte mit brisantem Inhalt als vertraulich deklariert
werden. Diese Vertraulichkeit bedeutet, dass die Inhaber der Berichte nicht befugt sind, ihn an
Dritte zu tGibermitteln oder Inhalte bekannt zu geben?®.

Grundsatzlich kann jeder Priifungsbericht politisch heikle Aussagen enthalten. Es ist zudem
denkbar, dass Managementprifungen den Kompetenzbereich des Regierungsrates tangieren
konnen: Beispielsweise kann mittels Managementprifung die Prozessgestaltung einer Verwal-
tungsstelle analysiert werden. Die Gestaltung der Prozesse innerhalb der Verwaltung gehort
eindeutig zur Fiihrungs- und Organisationskompetenz des Regierungsrates. Diese Kompetenz
ist in 8 76 der Kantonsverfassung ausdriicklich festgehalten: Die Regierung ist alleine fur die
Fuhrung der kantonalen Verwaltung zustandig und sorgt dafiir, dass sie zweckmassig organi-
siert ist. Weil jedoch der Landrat die Oberaufsicht tGber alle Behdrden und Organe austibt, die
kantonale Aufgaben wahrnehmen, hat der Landrat resp. die dafiir eingesetzten Kommissionen
ein Informationsrecht®. Es besteht demnach ein gewisses Spannungsverhéltnis zwischen den
Kompetenzen der Exekutive (Flhrungs- und Organisationskompetenz) und der Legislative
(Oberaufsicht). Damit diese verfassungsmassig garantierte Gewaltenteilung nicht allzu sehr
strapaziert wird, sind beide Interessen zu berlicksichtigen. Es ist daher sinnvoll, dass Pri-
fungsberichte, welche die Fuhrungs- und Organisationskompetenz des Regierungsrates tan-
gieren, vor einer Ubermassigen Weitergabe geschiitzt werden. Die Finanzkontrolle kann diese
Weitergabe steuern, indem sie ihren Bericht als vertraulich deklariert. Diese Regelung hat
mehrere Vorteile: Einerseits wird die Berichterstattung an die Kommissionen gewahrleistet.
Das Parlament kann dadurch seine Oberaufsicht wahrnehmen. Gleichzeitig kénnen die infor-
mierten Kommissionsmitglieder geeignete Mittel (beispielsweise parlamentarische Vorstosse)
ergreifen, falls der Regierungsrat allfallige in den Managementpriifungen genannte Mangel
nicht beseitigt. Andererseits bleibt die verfassungsmassige Organisations- und Fiihrungskom-
petenz des Regierungsrates aufgrund der vertraulichen Orientierung der landratlichen Kom-

3 Verwaltungsinterne Mitarbeitende, die den Bericht administrativ verarbeiten miissen (Versand, Ablage etc.) oder

innerhalb der Verwaltung fir die Geschaftsvorbereitung der Entscheidungstrdger zusténdig sind, erhalten
Kenntnis vom Bericht. Dies ist unproblematisch, solange die Mitarbeitenden den Bericht nur aufgrund ihrer be-
ruflichen Tétigkeiten erhalten und ihn dazu verwenden. Werden diese Regeln eingehalten, beschrénkt sich der
Kreis der internen Mitarbeitenden, die von diesen vertraulichen Berichten Kenntnis erhalten, auf ein Minimum.

*  Der Landrat kann gegebenenfalls weitere Kontrollinstrumente einsetzen.
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missionen gewahrt.

4.  WEITERE ERLAUTERUNGEN

Nachfolgend sind weitere wichtige Bestimmungen des FKG kommentiert. Ein Uberblick liber
alle FKG-Bestimmungen befindet sich in Ziffer 5 (,Erlauterungen zu den einzelnen Paragra-
phen®).

4.1. Zweck der Finanzkontrolle (8 1 FKG)

Es ist Ublich und hilfreich, den Zweck bzw. die Grundfunktion im FKG festzuhalten, obwohl
das Mustergesetz keinen Zweckartikel vorsieht.

In Absatz 1 wird die Definition der Internen Revision aus der Leitlinie des Schweizerischen
Verbands fir Interne Revision Ubernommen, die internationale Grundsatze und Standards
beinhaltet. Die Interne Revision unterstitzt die Organisation bei der Erreichung ihrer Ziele,
indem sie mit einem systematischen und zielgerichteten Ansatz die Effektivitat des Risikoma-
nagements, der Kontrollen und der Fihrungs- und der Uberwachungsprozesse bewertet und
diese verbessern hilft. Unabhangigkeit und Obijektivitat sind zwei fir eine wirksame und un-
voreingenommene Prifung grundlegende Voraussetzungen. Als so genannte Prifungsdienst-
leistungen seien hier Prifungen in den Bereichen Finanzen, Leistungserbringung, Einhaltung
von Gesetzen, Sicherheit der Systeme und Due Diligence® genannt. Als Beispiel fiir Bera-
tungsdienstleistungen kann die Unterstitzung der Prozessoptimierung erwéhnt werden. Die
Schaffung von Mehrwerten durch die Finanzkontrolle stellt eine wichtige Bedingung ihrer Legi-
timation dar. Indem die Interne Revision die verschiedenen Prozesse innerhalb der Verwal-
tung beurteilt und gezielt Verbesserungspotenziale aufzeigt, leistet sie einen wesentlichen Bei-
trag zu deren stetigen Weiterentwicklung.

Das Ziel der im Absatz 2 erwahnten Abschlussrevision ist es, ein Urteil dariiber abzugeben,
ob der Abschluss wesentliche Fehlaussagen enthalt oder nicht und ob er den anzuwendenden
Rechnungslegungsnormen entspricht.

4.2. Stellung der Finanzkontrolle (8 2 FKG)

Mit der Unabhangigkeit und der Selbstandigkeit der Finanzkontrolle hat sich die Ziffer 3.2. auf
den bereits ausfiihrlich befasst. Dieser Teil wird hier nicht wiederholt.

Gemass Absatz 1 unterstltzt die Finanzkontrolle als oberstes Fachorgan der Finanzaufsicht

Due Diligence-Prufungen ("gebotene Sorgfalt", Abkirzung DD) werden im Vorfeld von zum Beispiel Akquisitio-
nen durchgefiihrt, um eine solide Informationsbasis der daran Beteiligten zu gewahrleisten. Bei der DD wird ein
Unternehmen hinsichtlich wirtschatftlicher, finanzieller, rechtlicher, steuerlicher und umweltbezogener Kriterien
analysiert. DD-Prifungen beinhalten insbesondere eine systematische Starken-Schwéchen-Analyse des Objek-
tes, eine Analyse der mit dem Kauf verbundenen Risiken sowie eine fundierte Bewertung des Objektes. Gezielt
wird nach so genannten Dealbreakern (Sachverhalte, die einem Kauf entgegenstehen kénnten) gesucht.


http://de.wikipedia.org/wiki/Risiko
http://de.wikipedia.org/wiki/Dealbreaker
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einerseits den mit der Oberaufsicht betrauten Landrat und andererseits die Exekutivorgane,
welche die Dienstaufsicht austiben (Diener zweier Herren). Mit dem monistischen Finanzauf-
sichtssystem (bt die Finanzkontrolle sowohl die Aufgaben der externen wie auch der internen
Revision aus. Die Einheitsrevision hat sich gesamtschweizerisch bewahrt und sich als effizient
erwiesen.

4.3. Leitung der Finanzkontrolle (8 4 FKG)

a) Leitung durch eine ausgewiesene Fachperson

Die Vorsteherin resp. der Vorsteher der Finanzkontrolle sollte eine ausgewiesene Fachperson
in Finanzaufsichtsfragen der offentlichen Verwaltung mit entsprechender Berufserfahrung
sein. Aufgrund des umfassenden Aufgabenbereichs der Finanzkontrolle kann die Leitung so-
wohl einer eidgendssisch diplomierten Wirtschaftspriferin oder einem eidgendssisch diplo-
mierten Wirtschaftsprifer als auch einer Hochschulabsolventin resp. einem Hochschulabsol-
venten (Universitdt, Fachhochschule) der Fachgebiete Volkswirtschaft, Betriebswirtschaft,
Rechtswissenschaft oder Betriebsdkonomie oder einem so genannten Certified Internal Audi-
tor Ubertragen werden.

b) Wahl durch den Landrat

Gewahlt wird die Vorsteherin resp. der Vorsteher der Finanzkontrolle vom Landrat auf Vor-
schlag der Finanzkommission. Diese Regelung entspricht der heutigen Praxis und hat sich
bewahrt. Die Neubesetzung der Stelle wird vom Begleitausschuss vorbereitet. Er kann sich
dabei durch eine interne (z.B. Personaldienst FKD) oder externe Stelle (Personalberatungs-
firma) unterstitzen lassen. Dieses Verfahren ist ein wichtiges Element fur die Wahrung der
Unabhangigkeit der Finanzkontrolle.

c) Lohn der Vorsteherin resp. des Vorstehers vom Landrat festgelegt

Eine dauernde Fixierung des Lohnes der Vorsteherin resp. des Vorstehers der Finanzkontrolle
ist fur die Unabhangigkeit dieser Stelle von wesentlicher Bedeutung. Deshalb soll die Lohnein-
reihung von der Wahlbehéorde (dem Landrat) festgelegt werden.

Mit der Lohneinreihung durch den Landrat kann ausgeschlossen werden, dass auf die Leiterin
resp. den Leiter der Finanzkontrolle seitens Regierung oder Verwaltung finanzieller Druck
ausgeubt oder ihre resp. sein Verhalten in irgendeiner Weise beeinflusst werden kann. Eine
finanzielle Abhangigkeit zwischen Regierungsrat und Finanzkontrolle kann so gar nicht erst
entstehen. Die vorgeschlagene Regelung ist ein Element zur Starkung der Unabhangigkeit der
Finanzkontrolle und ist damit eingebettet in das neue Finanzkontrollgesetz.

d) Hoéhe der Entléhnung
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Das Personalamt hat ein Gutachten in Auftrag gegeben, das Entscheidungsgrundlagen und
einen Vorschlag zur Entldhnung der Vorsteherin resp. des Vorstehers der Finanzkontrolle bie-
tet.

Aus Datenschutzgriinden wird das Gutachten lediglich den Mitgliedern der Finanzkommission
zuganglich gemacht.

Das Gutachten empfiehlt einen Jahreslohn zwischen 180’000 bis 240’000 Franken.

Diese Entlohnung soll im Personaldekret, 8 32 und im Anhang Il Ziffer 2, festgesetzt werden.
An dieser Stelle wird beispielsweise auch die Entldhnung des Landschreibers fixiert.

4.4. Inhalt der Finanzaufsicht (§ 13 FKG)

§ 13 FKG halt den Inhalt der Finanzaufsicht fest. Er dbernimmt im Wesentlichen die bisherige
Regelung. Neu uberprift die Finanzkontrolle jedoch nicht mehr die Wirksamkeit der Haushalt-
fuhrung, sondern lediglich die Zweckmassigkeit der dabei angewandten Methoden.

In § 13 Abs. 1 FKG werden die anzustrebenden, grundsétzlich gleichrangigen Prifungsziele
aufgezéhlt. Zum besseren Verstandnis eine kurze Erlauterung der Kriterien:

- Ordnungsmassigkeit: Darunter versteht man die vollstandige, wahre, klare, systematisch
angelegte und aufgearbeitete Rechnungslegung und Buchfiihrung.

- Rechtmassigkeit: Entsprechend dem Legalitatsprinzip missen fir die Verpflichtungen und
die Ausgaben geniigende Rechtsgrundlagen vorliegen. Die Finanzkontrolle prift unter dem
Gesichtspunkt der Rechtmassigkeit, ob der Grundsatz der Gesetzmassigkeit im Bereich
des Finanzhaushaltes eingehalten wird, ob die nétigen Kredite fir die Ausgaben vorliegen
und ob die Vorschriften tGiber die Finanzkompetenzen eingehalten werden. Das Erfordernis
der gesetzlichen Grundlagen gilt auch fur die Einnahmenseite.

- Sparsamkeit: Das Sparsamkeitsprinzip bedeutet, dass die Aufwendungen bzw. die Ausga-
ben so tief wie mdglich gehalten werden. Sparsam handelt, wer eine Ausgabe verhindert,
die fur die Erfullung der 6ffentlichen Aufgaben nicht notwendig ist, wer unndtigen Luxus
vermeidet und rationell arbeitet. Es geht jedoch nicht darum, Ausgaben zu verhindern, die
fur eine sinnvolle Erfullung bestehender und notwendiger 6ffentlicher Aufgaben geboten
sind.

- Wirtschaftlichkeit: Bei der Wirtschaftlichkeitsrechnung geht es um das Verhéltnis zwischen
Ressourceneinsatz (Input) und Leistungen (Output). Entweder soll eine bestimmte Leistung
mit moglichst geringem Ressourceneinsatz oder dann mit einem bestimmten Ressourcen-
einsatz eine moglichst grosse Leistung erzielt werden®.

Die Sparsamkeit unterscheidet sich dadurch von der Wirtschaftlichkeit, dass sie ungeachtet des Kosten-Nutzen-
Verhaltnisses einseitig auf die Minimierung der Kosten abzielt. Die sparsamste Loésung muss deshalb nicht auch
die wirtschaftlichste sein. Die an die Verwaltung gestellten Forderungen nach Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
sind selten gleichzeitig erfillbar.
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- Wirksamkeit: Bei der Wirkungsrechnung wird die Effektivitdt von Massnahmen untersucht.
Es geht darum, ob die im Leistungsauftrag vereinbarten Wirkungsziele erreicht sind und ob
die Verwirklichung der Ziele auf die erbrachten Leistungen zurtickzufuhren ist.

Die Finanzkontrolle soll also keine umfassende Prifung von Wirksamkeitsrechnungen vor-
nehmen, sondern prifen, ob die dabei angewandten Methoden zweckmassig sind. Es ist Auf-
gabe der Dienststelle die Wirkungsberichte zu erstellen. Deshalb konzentriert sich die Finanz-
kontrolle bei den Wirkungsprifungen auf die Erfiilllung des Leistungsauftrages, die Beurteilung
der erstellten Wirkungsberichte (mit Wirkungskennzahlen und Wirkungsindikatoren) sowie die
Prufung der Methode des Wirkungscontrollings.

Eine umfassende Wirksamkeitsbeurteilung kann sehr aufwandig sein. Die Prifung von Wir-
kungsrechnungen wirde zudem ein umfangreiches Fachwissen erfordern. Damit wirden die
Mdglichkeiten einer schlank organisierten Finanzkontrolle Uberfordert. Es ist daher sinnvoll,
dass solche Prifungen von qualifizierten Dienstleistern und nur in Einzelfallen (d.h. falls ein
entsprechender Auftrag vorliegt) von der Finanzkontrolle erbracht werden.

Die Finanzkontrolle wendet bei ihrer Prifung allgemein anerkannte Revisionsgrundséatze an
(8 13 Abs. 2 FKG). Mit dieser offenen Formulierung wird sichergestellt, dass Weiterentwick-
lungen in der Revision ohne zeitlichen Verzug auch in der 6ffentlichen Verwaltung Eingang
finden. Die Finanzkontrolle lehnt sich an die lIlA-Standards und die Prifungsstandards der
Treuhandkammer an.

4.5. Der Finanzaufsichtsbereich (8 14 FKG)

Diese Bestimmung definiert, welche Personen und Organisationen der Finanzaufsicht durch
die Finanzkontrolle unterliegen. Sie Gbernimmt im Wesentlichen die bisherige Fassung in § 41
Abs. 1 FHG. Die Neuformulierung prazisiert den Finanzaufsichtsbereich, indem neu das
Rechnungswesen des Landrates sowie die richterlichen Behérden und die Strafverfolgungs-
behdrden aufgefuhrt sind. Der Finanzaufsicht untersteht somit lediglich die eigene Rechnung
von Landrat’. Beim Ombudsman und bei den richterlichen Behérden und den Strafverfol-
gungsbehdrden ist die Finanzaufsicht selbstverstandlich auf Beschlisse und Verfigungen
beschrankt, welche den Finanzhaushalt des Kantons betreffen (8 15 Abs. 3 FKG). Zudem wird
der Aufsichtsbereich bei den verwaltungsexternen Organisationen geklart.

a)

" Damit sind die in der Jahresrechnung aufgefihrten Ausgaben und Einnahmen gemeint.
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Situation bei den verwaltungsexternen Organisationen

Der Finanzaufsicht durch die Finanzkontrolle unterliegen wie bisher diejenigen verwaltungsex-
ternen Organisationen, denen der Kanton 6ffentliche Aufgaben Ubertragt, an denen er eine
massgebliche Beteiligung hat oder fiir die er eine Staatsgarantie abgibt®. Als Beispiele fiir sol-
che verwaltungsexternen Organisationen der kantonalen Verwaltung kdnnen die Universitat,
die Fachhochschulen und die Basellandschaftliche Pensionskasse genannt werden. Aufgrund
der besonderen und teils unterschiedlichen Situation lohnen sich ein paar Bemerkungen zu
diesen verwaltungsexternen Organisationen.

Die Organe der jeweiligen Unternehmung wie der Verwaltungsrat und die Revisionsstelle Giben
die direkte Finanzaufsicht aus, wahrenddem die Finanzkontrolle im Sinne einer konsolidierten
Betrachtungsweise fiir den Konzern "Kanton Basellandschaft" die Finanzaufsicht wahrnimmt.
Fur die Wahrnehmung dieser Aufgabe ist die Finanzkontrolle auf das Einsichts- und das Pri-
fungsrecht bei den verwaltungsexternen Organisationen angewiesen. Insbesondere bei Akti-
engesellschaften mit Minderheitsbeteiligungen kénnen in der Auslbung der Finanzaufsicht
durch die Finanzkontrolle unterschiedliche Interessen auftreten. Allerdings kommen derzeit
solche Konstellationen nur selten vor.

Die Erfahrung zeigt, dass das Verhéltnis zu diesen Institutionen pragmatisch und fallweise
angegangen werden muss. Die Prifungsaktivitdten bei Tragerschaften mit Partnerkantonen,
wie beispielsweise die Universitat Basel oder die Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW),
werden zwischen den involvierten Finanzkontrollen, der Revisionsstelle und der Institutslei-
tung koordiniert und miteinander abgestimmt. Die Zusammenarbeit kann nach Wahrnehmung
der Finanzkontrolle bisher als gut bezeichnet werden.

Die in § 14 Abs. 1 Buchstabe g FKG erwahnten Empfanger von Abgeltungen und Finanzhilfen
hangen eng mit § 6 FHG "Subventionen” zusammen. Darunter sind auch Leistungsabgeltun-
gen zu verstehen. Um insbesondere den Absatz 7 dieses Paragraphen® umsetzen zu kénnen,
ist es fur den Kanton wichtig, dass diese Institutionen und Personen ebenfalls der Finanzauf-
sicht durch die Finanzkontrolle unterliegen.

In Anbetracht der grossen Bedeutung dieser delegierten und dezentralen Aufgabenerfillung
hat der Kanton Basel-Landschaft die Absicht, ein systematisches Beteiligungscontrolling zu
implementieren (siehe Landratsvorlage 2007/219).

Das Verhdltnis zu verwaltungsexternen Organisationen und Empfangern von finanziellen Mit-
teln muss noch in einem anderen Kontext gesehen werden. Gemass 8§ 17 FKG "Auftrage und
Beratung" kann auch der Landrat der Finanzkontrolle besondere Prifungsauftrage erteilen.
Dadurch besitzt das Parlament ein wirksames Instrument, um seine Oberaufsicht Uber den
Kanton einschliesslich dessen verwaltungsexternen Organisationen gemdass § 14 Absatz 1

8 Oftmals erbringen diese Organisationen ihren Auftrag aufgrund einer Leistungsvereinbarung. Aus derartigen

Beziehungsverhéltnissen entstehen Handlungsspielrdume, die es der Organisation ermdglichen, ihr Tun und
Handeln im eigenen Interesse auszulegen. Dies kann zwischen der Organisation und dem Prinzipal (zum Bei-
spiel der Kantonalen Verwaltung) zu Interessen- und Zielkollisionen fuhren.

§ 6 Abs. 7 FHG: "Die zustandige Direktion hat die Einhaltung der Auflagen und der Bedingungen und die richti-
ge Erfullung der subventionierten Aufgabe zu Uberwachen. Allenfalls trifft sie die erforderlichen Massnahmen.*


http://www.baselland.ch/docs/parl-lk/vorlagen/2007/v219/2007-219_txt.htm
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Buchstaben f und g FKG wahrzunehmen.

b) Sonderfalle bei den verwaltungsexternen Organisationen

Auch bei der Finanzaufsicht ist es von zentraler Bedeutung, dass die Verantwortlichkeiten klar
definiert sind. Es muss verhindert werden, dass mehrere Aufsichtgremien gleiche oder ahnli-
che Kontrollfunktionen ausiiben. Eine Uberlagerung von Kontrollfunktionen ist nicht nur ineffi-
zient und in aller Regel nicht notwendig, sie begtinstigt auch Fehlentwicklungen, insbesondere
weil der Aufsichtsbereich unklar abgegrenzt ist und deshalb Aufsichtsliicken entstehen. Zu-
dem ist es aus Sicht der selbststandigen Organisationen aufwéandig, verwirrend und daher aus
betriebswirtschaftlicher Sicht ineffizient, wenn sie mehrere Aufsichtsgremien mit &hnlichen
Funktionen bedienen muss.

Derartige Sonderfélle sind die Basellandschaftliche Kantonalbank (BLKB) und die Sozialversi-
cherungsanstalt Basel-Landschaft (SVA). Fur die beiden Institutionen regelt das Bundesrecht
die finanzielle und die fachliche Aufsicht bereits umfassend. Der kantonale Gesetzgeber ver-
fugt (bei der BLKB und SVA) uber keinen wesentlichen Handlungsspielraum im Bereich der
Finanzaufsicht. Es ware daher triigerisch, wenn sie vollstandig der kantonalen Finanzkontrolle
unterstellt wiirden, da diese Anstalten sowohl in finanzieller als auch in fachlicher Hinsicht
kantonsexternen Stellen Rechenschaft schuldig sind.

Diese Anstalten unterliegen bereits einer vierfachen Aufsicht:

- Uberprifung die Buchfilhrung und die Jahresrechnung durch eine unabhangige verwal-
tungsexterne Revisionsstelle;

- Aufsicht durch eine staatliche Fachstelle, die u.a. Geschaftsfiihrung, Tatigkeiten der Internen
Kontrolle und Einhaltung der Bundesvorschriften zur Organisation und zur Bildung von
Ruckstellungen Uberprift (BLKB: insbesondere die Eidgendssischen Bankenkommission;
SVA: insbesondere das Bundesamt flr Sozialversicherung);

- Aufsicht durch ein Strategieorgan (Bankrat resp. Verwaltungskommission), das in der Regel
strategische Entscheide in der Geschaftsfihrung fallt;

- Oberaufsicht durch den Landrat und teilweise durch den Regierungsrat (die Kompetenzen
umfassen in der Regel die Wahl der Mitglieder des Strategieorgans, die Genehmigung der
Jahresrechnung und teilweise den Erlass resp. die Anderung von gesetzlichen Grundlagen).

Es ware daher unzweckmassig, eine flinfte Aufsicht durch die Finanzkontrolle zu etablieren.
Gleichzeitig soll aber die bestehende (politische) Oberaufsicht von Landrat und Regierungsrat
nicht vollstandig aufgehoben werden. Ansonsten kénnten sie ihre Oberaufsichtsfunktionen
nicht oder zumindest unter sehr schwierigen Umstanden ausiiben. Landrat und Regierungsrat
sollen daher weiterhin die Mdglichkeit haben, der Finanzkontrolle Auftrdge zu erteilen, damit
sie ihre Oberaufsicht wahrnehmen kénnen.

Mit der Geschaftsfihrung der Familienausgleichskasse vollzieht die SVA aber auch eine kan-
tonale Aufgabe. Uber diesen Geschaftsbereich besteht grundsatzlich keine Bundesaufsicht.



LRV ,Finanzkontrollgesetz* Seite 23

Es ist daher sinnvoll - und im Einfilhrungsgesetz zur AHV und IV*° so ausdriicklich vorgese-
hen, dass eine kantonale Finanzaufsicht etabliert wird, soweit sie nicht dem Bund wahrge-
nommen wird.

Das Finanzkontrollgesetz bildet diese Regelung in 8 14 Abs. 2 FKG ab: Grundsétzlich unter-
stehen BLKB und SVA nicht der Finanzaufsicht der Finanzkontrolle. Der Landrat und seine
Kommissionen sowie der Regierungsrat konnen jedoch im Rahmen ihrer Oberaufsicht der
Finanzkontrolle Auftrage erteilen.

Weiterhin der Finanzaufsicht durch die Finanzkontrolle soll die Basellandschaftliche Pensions-
kasse (BLPK) unterstehen. Zwar verfugt sie ebenfalls Giber mehrere Aufsichtsgremien, doch ist
die Bundesaufsicht in der beruflichen Vorsorge nicht ebenso umfassend wie bei der explizit
ausgeschlossenen BLKB und SVA. Die Eigentiimerinteressen des Kantons sind bei der BLPK
in finanzieller, sozialer und politischer Hinsicht - zumindest solange noch eine Unterdeckung
besteht - hoch zu gewichten, weshalb eine Beschrénkung der kantonalen Finanzaufsicht zur
Zeit unklug ware. Sollte die Deckungsliicke geschlossen und die Bundesaufsicht erweitert
werden, ist die kantonale Finanzaufsicht zu prifen.

c) Gemeinden sind weiterhin nicht der Finanzaufsicht der Finanzkontrolle unterstellt

Die Baselbieter Gemeinden sind der Finanzaufsicht der Finanzkontrolle nicht unterstellt (§ 14
Abs. 3 FKG). In § 45 der Verfassung des Kantons Basel-Landschaft ist die Gemeindeautono-
mie festgelegt. Alle kantonalen Organe sollen die Selbstandigkeit der Gemeinden achten und
schutzen. Der Regierungsrat bt die Aufsicht Gber die Gemeinden aus. Im Gegensatz zu an-
deren Kantonen mit zum Teil grossen Abteilungen wird im Kanton Basel-Landschaft die Auf-
sicht Uber die Gemeindefinanzen mit bescheidenen personellen Ressourcen vollzogen. Das
mit dem so genannten Passationsverfahren betraute Statistische Amt beantragt dem Regie-
rungsrat dann Interventionen, wenn ein Bilanzfehlbetrag besteht und die Gemeinde keine
sichtbaren Massnahmen ergreift. Das Passationsverfahren durch den Kanton ersetzt keines-
falls eine qualitativ hoch stehende Prifung durch die gewéhlten Rechnungsprifungskommis-
sionen in den Gemeinden, sondern kann diese nur in relativ engen Grenzen erganzen. Schon
heute wird in einzelnen Gemeinden fiir die Rechnungsprifung professionelle Unterstitzung
von Treuh&ndern und Revisionsgesellschaften in Anspruch genommen. Den lokalen Prifern
fehlen aber oft Vergleichsgréssen zwischen den einzelnen Gemeinden. Auch die Wahl fach-
lich geeigneter Mitglieder der Rechnungsprifungskommission bereitet insbesondere in kleine-
ren Gemeinden oft Mihe. Die Rechnungsprifungskommissionen in den Gemeinden tragen
eine hohe Verantwortung.

Falls eine Gemeinde zur Klarung eines komplexen Sachverhalts die Unterstiitzung durch die
Finanzkontrolle bendtigt, kann sie einen entsprechenden Antrag beispielsweise an ein Mitglied
der Regierung richten. Dieses wiederum kann die Finanzkontrolle mit der Abklarung des

10 Einfiihrungsgesetz zu den Bundesgesetzen Uber die Alters- und Hinterlassenenversicherung und die Invaliden-

versicherung; EG AHVG/IVG - BL; SGS 831; 88 5 und 6.
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Sachverhalts beauftragen. Ein direktes Auftragsrecht der Gemeinden ist abzulehnen und wird
von ihnen auch nicht gewinscht.

d) Finanzkontrolle beréat bei der Auswahl der Revisionsstelle

Als oberstes Fachorgan sollte die Finanzkontrolle den fachlichen Impuls bei der Vergabe der
Revisionsstelle abgeben. Ein beratender Beizug der Finanzkontrolle bei der Auswahl der Re-
visionsstelle macht Sinn, weil sie Uber das notwendige Wissen verfugt, um den Entschei-
dungstragern die nétige Transparenz fur ihren Beschluss zu liefern (8 18 Abs. 1 FKG). Durch
den Beizug der Finanzkontrolle soll die optimale Entscheidungsvorbereitung fir die Wahl der
Revisionsstelle gewahrleistet werden. Weil BLKB und SVA grundsétzlich nicht der Finanzauf-
sicht durch die Finanzkontrolle unterstehen, muss sie bei der Auswahl ihrer Revisionsstellen
auch nicht bei gezogen werden.

Eigene Revisionsmandate werden nur noch in Ausnahmefallen wahrgenommen (Kaufméanni-
scher Verband Baselland und Motorfahrzeugprifstation beider Basel) und sind historisch be-
dingt. Zahlreiche grossere Mandate wurden abgegeben (Ausgleichskasse; Basellandschatftli-
che Pensionskasse), obwohl Synergien moglich wéaren. Die Annahme neuer Mandate ist flr
die nachste Zukunft schon aus Ressourcengriinden nicht beabsichtigt. Trotzdem wird die Op-
tion offen gelassen, allféllige Revisionsmandate selbst zu tGbernehmen (8 18 Abs. 2 FKG).
Dies konnte in Ausnahmeféllen aus Risikotiberlegungen oder mangels fehlender oder geeig-
neter Offerten moglich sein.

4.6. Die allgemeinen Aufgaben der Finanzkontrolle (8 15 FKG)

Die beiden Hauptaufgaben der Finanzkontrolle sind in 8 15 Abs. 1 FKG zusammenfassend
beschrieben.

Die Finanzkontrolle unterstitzt

- den Landrat bei der Austibung seiner Oberaufsicht tUber die Verwaltung, die Rechtspflege
und die verwaltungsexternen Organisationen,

- den Regierungsrat, die Direktionen, die Landeskanzlei und das Kantonsgericht bei der
Auslibung bei der Dienstaufsicht.

Der gesamte Finanzhaushalt soll nach den in § 13 FKG aufgefuhrten Kriterien geprift werden.
Die Prifung der Staatsrechnung, der Anstalten und Betriebe des Kantons ist erste Kernaufga-
be der Finanzkontrolle. Wie bisher erstellt die Finanzkontrolle einen 6ffentlich zugénglichen
Bestatigungs- und einen Erlauterungsbericht zur Staatsrechnung.

Bei der Prufung des Internen Kontrollsystems (Buchstabe b) geht es um eine verfahrensorien-
tierte Prifung und in diesem Zusammenhang um die Aufbau- und Ablauforganisation inner-
halb der Verwaltung, d.h. das System, in dem das Verwaltungsgeschehen ablauft. Ziel ist es,
die Funktionsfahigkeit und die Angemessenheit der Internen Kontrolle zu beurteilen. Daher
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spricht man neben verfahrensorientierter Prifung auch von Systemprifung. Das System soll
nach Art und Umfang genigend Kontrollen aufweisen und dadurch fehlerfrei funktionieren. Die
Fehler sollen selbsttatig durch die Organisation oder durch die eingebauten internen Kontrol-
len aufgedeckt und/oder im Vorfeld verhindert werden. Mittels Einhalteprifungen soll schliess-
lich bestétigt werden, dass man sich auf das Funktionieren und die Wirksamkeit des gepriften
Systems verlassen kann. Daneben bildet das Kontrollumfeld den Rahmen fir die internen
Kontrollen. Es umfasst die allgemeine Einstellung, das Bewusstsein und die Massnahmen der
Dienststellenleitenden und Mitarbeitenden betreffend Uberwachung der ordnungsmaéssigen
und effizienten Verwaltungstatigkeit.

Unter Projektprifungen (Buchstabe c) fallen z.B. Informatikpriifungen und die begleitende Prii-
fung der Abwicklung von Bauprojekten (Baurevision). Um die Unabhangigkeit und Unbefan-
genheit zu gewabhrleisten, ist die direkte Mitwirkung der Finanzkontrolle in den Projekten nicht
vorgesehen.

Erlauterungen zu Managementprifungen (Buchstabe c) siehe Ziffer 3.3 und zu Wirtschatftlich-
keits- und Wirkungsrechnung (Buchstabe d) siehe Ziffer 4.4.

Neben dem Bereich der Nationalstrassen und Steuern werden vermehrt Prifungen in anderen
Bereichen von Bundesstellen gewiinscht (Buchstabe e). Teilweise erfolgen die Prifungen
auch in Zusammenarbeit oder in Absprache mit der eidgendssischen Finanzkontrolle.

Soweit ein offentliches Interesse besteht, kann die Finanzkontrolle Revisionsmandate bei Or-
ganisationen Ubernehmen und damit zusatzlich zur Finanzaufsichtstatigkeit auch die Ab-
schlussprufung durchfiihren (Buchstabe f). Ein 6ffentliches Interesse zur Ubernahme von Auf-
trdgen besteht zum Beispiel immer dann, wenn der Kanton bedeutende Subventionen und
Abgeltungen leistet.

4.7. Geschaftsbericht (§ 19 Abs. 2 FKG)

Die Finanzkontrolle erstellt neu einen Geschéftsbericht. Landrat, Regierungsrat und Ge-
schéftsleitung des Kantonsgerichts werden jahrlich tber Umfang und Schwerpunkte der Pri-
fungstatigkeit sowie Uber wichtige Feststellungen und Beurteilungen informiert.

Mit der Herausgabe eines Geschaftsberichtes tritt die Baselbieter Finanzkontrolle in Zukunft
regelmassig an die Offentlichkeit. Die Adressaten des Geschaftsberichtes kdnnen sich damit
ein umfassenderes Bild der Téatigkeit der Finanzkontrolle machen. Das Verstandnis fur die Ar-
beit der Finanzkontrolle wachst dadurch. Der Bericht zur Prufungstatigkeit sowie die Schilde-
rung von wichtigen Feststellungen und Beurteilungen unterstreicht die Fachkompetenz der
Finanzkontrolle und tréagt so zu einem positiven Image der Baselbieter Finanzkontrolle inner-
halb und ausserhalb der Verwaltung bei. Der Geschaftsbericht gibt auch Gelegenheit, tber
aktuelle Fragen der Finanzkontrolle oder (iber Anderungen bei Revisionsstandards zu infor-
mieren. Der Geschaftsbericht wird keine teure Hochglanzbroschire, sondern eine sachlich
gehaltene, einfach gestaltete Publikation sein.
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4.8. Verhaltnis zum Landrat

Die Zusammenarbeit und die Ablaufe zwischen Finanzkontrolle und Landrat haben sich in der
langjahrigen Praxis bewahrt, weshalb die bestehenden Regelungen grundsatzlich nicht veran-
dert werden sollen®. Die organisatorische Zuordnung zum Landrat und die Schaffung des
Begleitausschusses l6sen keinen Anderungsbedarf aus.

Die wichtigste Aufgabe der Finanzkontrolle ist, den Landrat und seine Kommissionen in Aus-
iibung ihrer Verwaltungskontrolle zu unterstiitzen'?. Diese im Gesetzesentwurf umfassend
formulierte Aufgabe ermdglicht es dem Landrat und seinen Kommissionen, im gewohnten
Rahmen Auftrage zu erteilen sowie Auskinfte, Abklarungen, Beratungen und Berichte zu ver-
langen®®.

Ebenso bleibt die Berichterstattung zwischen Landrat und Finanzkontrolle unverandert. Die
Bestimmungen zur Berichterstattung halten diesen Status Quo ausdricklich fest, was im We-
sentlichen bedeutet:

- alle landréatlichen Kommissionen verkehren direkt mit der Finanzkontrolle und kénnen ihr
direkt Auftrage erteilen;

- die landratlichen Kommissionen orientieren den Regierungsrat oder die Geschaftsleitung
des Kantonsgerichts tiber die mit der Finanzkontrolle behandelten Geschafte und die ihr er-
teilten Auftrage™;

- die Finanzkommission wird Uber alle parlamentarischen Auftrage und Ergebnisse sowie
Uber das jahrliche Prufungsprogramm orientiert und erhalt Einsicht in alle Revisionsberichte
und wird informiert; zudem wird die Finanzkommission informiert, falls wesentliche Mangel
in den Verwaltungen nicht oder nur unzureichend behoben werden;

- die Geschéftsprifungskommission erhdalt Einsicht in alle Revisionsberichte und wird Uber
das jahrliche Prifungsprogramm orientiert.

Die Finanzkommission ist weiterhin Hauptansprechpartnerin der Finanzkontrolle. Anlasslich
ihrer Sitzungen orientiert die Vorsteherin resp. der Vorsteher der Finanzkontrolle Gber den we-
sentlichen Inhalt der vorliegenden Revisionsberichte. Die Mitglieder der Finanzkommission
haben dabei die Mdglichkeit, ergdnzende Fragen zu den Berichten zu stellen und allfallige
Feststellungen und Empfehlungen besonders zu behandeln. Wie bisher wird die Finanzkom-
mission orientiert, falls wesentliche Mangel, die von der Finanzkontrolle beanstandet wurden,
nicht oder unzureichend umgesetzt werden (siehe dazu auch Ziff. 4.11 b). Die Finanzkommis-
sion erhalt zudem neue Aufgaben (Wahl von zwei bis vier Mitglieder des Begleitausschusses

' Die Regelungen in den § 12, § 15 Abs. 1 Bst. a und § 17 Abs. 1 FKG entsprechen im Wesentlichen dem bishe-

rigen § 44 FHG.
12§15 Abs. 1 Bst. a FKG.
* §17 Abs. 1 FKG.
% Inder Regel ist dies durch den Protokollversand gewabhrleistet.
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und Erlass eines Pflichtenhefts).

Aufgrund ihrer besonderen Stellung kann die Geschaftsprifungskommission (wie die Fi-
nanzkommission) in alle Berichte der Finanzkontrolle Einsicht nehmen.

Neu wird auf die Benachrichtigung des Regierungsrates bei einer Einsichthahme durch eine
Kommission verzichtet. Die Orientierung des Regierungsrates ist mit dem geregelten Ablauf
des Berichtsversandes sichergestellt. In der Praxis wurde der Berichtsverteiler in Absprache
mit der landratlichen Finanzkommission und der Geschéftsprifungskommission festgelegt. Die
Prasidien der Finanzkommission und der Geschéftsprifungskommission und die Mitglieder
der zusténdigen Subkommission sind standardmassig auf dem im Dokument enthaltenen Be-
richtsverteiler, daneben die Regierungsmitglieder, die Finanzverwaltung, die revidierten Stel-
len, deren vorgesetzte Direktion und - je nach Inhalt des Berichts - die Prasidien von landratli-
chen Fachkommissionen.

Weitere Berlihrungspunkte zum Landrat sind:

- Wahl der Vorsteherin resp. des Vorstehers der Finanzkontrolle (siehe § 4 Abs. 2 FKG)
- Jahrliche Berichterstattung an den Landrat (siehe Ziffer 4.7)
- Zustellung von Landratsbeschlissen an die Finanzkontrolle (siehe Ziffer 4.11)

4.9. Das Priufungsverfahren (8§ 20 FKG)

Auch das bestehende Prifungsverfahren hat sich in der Praxis bewahrt. Die bisherige Rege-
lung wird deshalb - mit Ausnahme des Weisungsrechts - tibernommen®®. Es wird jedoch eine
Neuformulierung vorgeschlagen, die insbesondere den Informationsfluss zwischen Finanzkon-
trolle und der gepriften Einheit resp. deren vorgesetzten Stellen besser und klarer darstellt.

Nach Durchfuhrung der eigentlichen Prifung stellt die Finanzkontrolle der gepriften Einheit
einen ersten Berichtsentwurf zur Stellungnahme zu. Die Leitung der gepruften Einheit beurteilt
selbst, welche weiteren Stellen und welche Mitarbeitenden an der Ausarbeitung der Stellung-
nahme beteiligt werden (missen). Der mit der Stellungnahme der gepriften Einheit erganzte
Berichtsentwurf ist Grundlage fiir eine Schlussbesprechung. Die Finanzkontrolle 1adt dazu ne-
ben der gepriiften Einheit, die vorgesetzte Stelle sowie die zustandige Direktion oder das Kan-
tonsgericht (soweit die Gerichte betroffen sind) ein. Damit wird sichergestellt, dass die vorge-
setzten Stellen bis auf Stufe Regierungsratsmitglied resp. Geschaftsleitung Kantonsgericht
Uber den Berichtsinhalt vor dessen Verabschiedung orientiert sind. Von dieser Schlussbe-
sprechung kann in gegenseitigem Einvernehmen in Ausnahmeféllen dann abgesehen werden,
wenn der Bericht keine Beanstandungen enthalt.

Der Prufungsbefund wird der gepriften Einheit, deren vorgesetzter Stelle, der Auftrag geben-
den Stelle, den Regierungsmitgliedern oder dem Kantonsgericht (soweit die Gerichte betroffen
sind) schriftlich mitgeteilt'®. Bisher hatten lediglich die Finanz- und Kirchendirektion Einsicht in

15
8§ 43 FHG.

® Einsichtsrecht in alle Berichte haben ferner die Finanz- und die Geschéftsprifungskommission (§ 12 Abs. 1
FKG).
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alle Priufungsbefunde. Mit dieser Neuregelung werden die gemeinsame Verantwortung und
das Kollegialitatsprinzip des Regierungsrates gestarkt.

4.10. Andere Beanstandungen (§ 21 FKG)

Dieser Paragraph wurde inhaltlich unverandert vom bisherigen 8 43d FHG ubernommen.
Zweck dieser Bestimmung ist im Wesentlichen, dass die Finanzkontrolle auch dann Bean-
standungen anbringen kann, ohne ein ordentliches Prifungsverfahren zu erdffnen. Beispiel:
Entdeckt die Finanzkontrolle bei der Durchsicht von Beschlissen (die ihr gemass § 25 FKG
zugestellt werden) Mangel, so kann sie die zustandigen Stellen direkt informieren.

4.11. Das Weisungsrecht wird durch klare Regelung der Berichterstattung ersetzt

a) Verzicht auf das Weisungsrecht

Bisher verfiigt die Finanzkontrolle in besonderen Fallen Gber ein Weisungsrecht (§ 43b FHG):
Sie kann eine verbindliche Weisung erlassen, falls eine Beanstandung, welche die Ord-
nungsmassigkeit oder die Rechtmassigkeit beriihrt, von der gepriften Einheit zuriickgewiesen
wurde. Die geprufte Einheit hatte die Moglichkeit, die Weisung bei der FKD ,anzufechten®.
Gegen den Entscheid der FKD konnte beim Regierungsrat ,Beschwerde” erhoben werden.

Verschiedene Griinde sprechen fiir den Verzicht auf das Weisungsrecht:

- Ein Weisungsrecht fur die Finanzkontrolle ist grundsatzlich systemfremd. Es ist Aufgabe der
Fuhrungsorgane (d.h. die hierarchisch vorgesetzten Stellen), Weisungen zu erlassen. Den
Finanzprifungsorganen obliegt es, die Einhaltung der Weisungen zu prifen und aufgrund ih-
rer Feststellungen Empfehlungen abzugeben.

- Das bisherige Weisungsrecht galt nur fur Mangel, welche die Ordnungsmassigkeit oder die
Rechtmassigkeit beriihren. Eine solche Abgrenzung ist nicht immer sehr scharf. Dies fihrt
dazu, dass haufig Ermessensentscheide und Beurteilungen notwendig sind, ob die Kompe-
tenz zum Weisungserlass besteht oder eben nicht.

- Das Weisungsrecht musste die Finanzkontrolle dusserst selten anwenden missen (in der
naheren Vergangenheit ist nur ein Fall bekannt).

- Das Weisungsrecht kann durch eine geeignete Berichterstattung ersetzt werden: Die Fi-
nanzkontrolle kann vorgesetzte Stellen, den Regierungsrat oder gar die Finanzkommission
orientieren, falls schwerwiegende Differenzen mit der gepruften Einheit bestehen. Durch die-
se Berichterstattung entsteht per se ein erhdhtes Losungsinteresse bei allen Beteiligten.

- Das Weisungsrecht steht im klaren Widerspruch zu den Standards des Berufsverbandes der
Internen Revisoren (Institute of Internal Auditors, IIA).

- Unvereinbar ware die Ausiibung eines Weisungsrechts bei Managementprifungen. Ansons-
ten kdnnte die Finanzkontrolle bspw. direkt in Managementprozesse eingreifen.
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Aus den genannten Grunden wird der Verzicht auf das Weisungsrecht von der Finanzkontrolle
und der PWC ausdriicklich begrusst.

b) Berichterstattung (§ 22 FKG)

Wie bisher kann die Finanzkontrolle zur Behebung von Mangeln Empfehlungen abgeben und
Fristen ansetzen. Dieser neue Passus (8 22 Absatz 1 FKG) ist seit Langem Praxis. Auf die
Nennung einer konkreten Frist wird verzichtet, weil diese je nach Art und Wesentlichkeit der
Feststellung und Empfehlung sehr unterschiedlich ausfallen kann.

Ebenfalls bisherige Praxis ist, dass in der Regel die geprufte Einheit direkt an die Finanzkon-
trolle Giber die Mangelbehebung berichtet (8 22 Absatz 2 FKG).

Anstelle des bisherigen Weisungsrechts tritt nun die Mdglichkeit der Finanzkontrolle, die vor-
gesetzten Stellen der gepriften Einheit zu informieren (,Eskalationsmdglichkeit), falls die
Méngel nicht oder unzureichend behoben werden. Wie bisher wird in solchen Féllen auch die
Finanzkommission orientiert®’.

In Fallen von besonderer Trageweite muss die Finanzkontrolle die vorgesetzten Stellen rasch
und direkt informieren kénnen, um negative Auswirkungen verhindern oder minimieren zu
konnen. Stellt die Finanzkontrolle beispielsweise Méngel fest, die nur mit einer schnellen Re-
aktion behoben werden kdnnen, oder die eine erhebliche finanzielle Bedeutung haben, ist eine
umgehende Orientierung der vorgesetzten Stellen notwendig. Hingegen erfolgt in solchen Fal-
len in Ubereinstimmung bewusst keine sofortige Meldung an die Finanzkommission. In dieser
sensiblen Phase soll eine mdglichst unbelastete und sorgfaltige Sachverhaltsabklarung auch
zum Schutze der Mitarbeitenden gewdahrleistet werden.

4.12. Dokumentation und Datenzugriff (88 25 und 26 FKG)

Die Finanzkontrolle kann ihre Aufgabe nur dann wahrnehmen, wenn sie tber ein umfassendes
Einsichtsrecht in alle Daten verfugt, die sie zur Austibung der konzernweiten Finanzaufsicht
benttigt. Der Gesetzestext gewahrleistet diese Einsichtsrechte umfassender und erfallt
zugleich die Datenschutzanforderungen besser als bisher.

a) Dokumentation

Die Vorstehenden der Finanzkontrolle und der Finanz- und Kirchendirektion erhalten wie bis-
her alle finanzrelevanten Beschliisse und Verfiigungen der Direktionen, des Regierungsrates,
des Ombudsmans, der Landeskanzlei und des Landrates'®. Die Gewahrleistung eines institu-
tionalisierten Informationsflusses ist eine der Voraussetzungen fir die unabhangige Prufungs-
tatigkeit der Finanzkontrolle.

7" Aus systematischen Griinden ist die Orientierung der Finanzkommission in § 12 Abs. 3 FKG festgehalten. Bis-
her war sie in § 43b Abs. 4 und § 43d Abs. 3 FHG geregelt.
% Bisherige Regelung: § 45 Abs. 1 FHG.
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In der Vergangenheit bestanden jedoch teilweise Unklarheiten Gber die Finanzrelevanz von
Beschlissen des Regierungsrates, weshalb die Zustellung an die Finanzkontrolle nicht immer
einheitlich umgesetzt wurde. Neu gewadhrleistet die Landeskanzlei, dass diese Beschliisse
und Entscheide vollstandig Ubermittelt werden. Damit wird der Informationsfluss besser als
bisher sichergestellt. Die verwaltungsexternen Organisationen lassen der Finanzkontrolle und
der Finanz- und Kirchendirektion ihre Revisionsberichte zukommen.

Die finanzrelevanten Beschliisse und Verfugungen der richterlichen Behorden werden neu
nicht mehr der Finanzkontrolle und der Finanz- und Kirchendirektion zugestellt. Die Uberprii-
fung dieser Beschlisse wird durch das entsprechende Einsichtsrecht der Finanzkontrolle ge-
wabhrleistet (explizit erwahnt in 8§ 15 Abs. 3 FKG).

b) Datenzugriff

Die Finanzkontrolle hat das Recht, die fiir die Wahrnehmung der Finanzaufsicht erforderlichen
Daten aus den Datensammlungen der Direktionen und der Dienststellen sowie der verwal-
tungsexternen Organisationen abzurufen. Soweit die Daten flr die Aufgabenerfillung geeignet
und erforderlich sind, erstreckt sich das Zugriffsrecht auch auf besonders schiitzenswerte
Personendaten. Die Finanzkontrolle unterliegt dabei der gleichen Geheimhaltungspflicht wie
die gepruften Stellen. Die Finanzkontrolle darf die ihr derart zur Kenntnis gebrachten Perso-
nendaten nur bis zum Abschluss des Revisionsverfahrens aufbewahren oder speichern.
Transparenz und Personlichkeitsschutz sind unter anderem durch die Dokumentation aller
Datenzugriffe gewahrt.

4.13. Offentlichkeit der Akten (§ 29 FKG)

Wie bis anhin bleiben die Akten und die Berichte der Finanzkontrolle nicht 6ffentlich. Lediglich
der Bestatigungsbericht (Kurzbericht) zur Staatsrechnung und der Geschéaftsbericht der Fi-
nanzkontrolle sind 6ffentlich. Der Bericht (Erlauterungsbericht) zur Staatsrechnung zu Handen
der Finanzkommission und der Geschaftsprifungskommission ist nicht direkt offentlich. Pas-
sagen aus diesem Bericht werden jedoch erfahrungsgemass im Bericht der Finanzkommission
an den Landrat zitiert.

5. ERLAUTERUNGEN ZU DEN EINZELNEN PARAGRAPHEN

A. Zweck, Stellung und Organisation

81 Zweck

Der zZweckartikel halt die Grundfunktionen der Finanzkontrolle fest. Die einzelnen Aufgaben
werden in den 88 13 ff. FKG né&her beschrieben.
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§2  Stellung

Die Finanzkontrolle ist Kontrollorgan und oberstes Fachorgan der Finanzaufsicht. Unabhan-
gigkeit und Selbststandigkeit der Finanzkontrolle werden wie bisher ausdriicklich und ver-
pflichtend festgehalten (Abséatze 2 und 3). Zur Starkung von Stellung und Bedeutung der Fi-
nanzkontrolle wird zudem festgehalten, dass niemand Revisionen untersagen kann (Absatz
4).

§3 Organisatorische Zuordnung

Um ihre Unabh&ngigkeit weitestgehend zu verwirklichen, ist die Finanzkontrolle neu dem
Landrat zugeordnet. Der Landrat stellt der Finanzkontrolle einen neu zu bildenden Begleitaus-
schuss als Ansprechpartner zur Verfigung. Der Begleitausschuss setzt sich aus zwei bis vier
Mitgliedern der Finanzkommission und der Vorsteherin resp. der Vorsteher der Finanz- und
Kirchendirektion zusammen.

84 Leitung

Die Leiterin oder der Leiter der Finanzkontrolle muss eine ausgewiesene Fachperson in Fi-
nanzaufsichtsfragen der offentlichen Verwaltung sein. Die bisherige Regelung tber die Wahl
und die Amtsdauer wurde beibehalten. Der Lohn der Vorsteherin resp. des Vorstehers wird
neu im Personaldekret festgelegt.

8§85 Personal

Das Personalrecht des Kantons ist fur das Personal der Finanzkontrolle sinngeméss anwend-
bar, d.h. insbesondere, dass keine Wahl auf Amtsdauer erfolgt (mit Ausnahme der Vorsteherin
resp. des Vorstehers). Die Vorsteherin resp. der Vorsteher der Finanzkontrolle erhélt neu Ent-
scheidungsbefugnisse im Personalmanagement, womit eine weitere Starkung der Unabhan-
gigkeit erzielt wird (bisher war eine formelle Zustimmung durch das Generalsekretariat der
Finanz- und Kirchendirektion erforderlich).

86 Zusammenarbeit mit Dritten

Die Moglichkeit des Beizugs von Sachverstandigen ist bereits in der heutigen Regelung vor-
gesehen. Der Paragraph wurde lediglich préazisiert. Haufig ist es ékonomischer, fur eine be-
sondere Tatigkeit eine auswartige Spezialistin oder einen auswartigen Spezialisten zu ver-
pflichten als intern dauernd einen entsprechend grésseren Expertenstab zu beschaftigen. In
Absatz 2 wird der Vollstandigkeit halber erwahnt, dass eine Zusammenarbeit mit Fachorgani-
sationen mdglich ist (bereits heute ist die Finanzkontrolle aktives Mitglied in verschiedenen
Arbeitsgruppen und Fachvereinigungen).
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887 +8 Haushaltfihrung und Voranschlag

Die Finanzkontrolle verflgt neu vollstandig Uber die eigene Kreditkompetenz. Sie wird in Be-
zug auf die Ausgabenkompetenz und der Selbstandigkeit bei der Budgeterstellung der gesam-
ten Verwaltung gleichgestellt. Der Voranschlagsentwurf muss unverdndert der zustéandigen
parlamentarischen Kommission Uberwiesen werden. Bisher musste die Finanzkontrolle ihr
Budget bei der Finanz- und Kirchendirektion einreichen.

§9 Rechnungsstellung von Leistungen

Die Finanzkontrolle erledigt derzeit bei ausgegliederten Institutionen oder im Auftrag des Bun-
des teilweise umfangreiche finanzaufsichtsrechtliche Arbeiten, die ohne Kostenverrechnung
bleiben. Neu kann die Finanzkontrolle diese Leistungen in Rechnung stellen. Innerhalb der
Verwaltung soll grundsatzlich keine Leistungsverrechnung erfolgen (ausser zum Zwecke der
Vollkostenermittlung und falls infolge sehr mangelhafter Organisation ein sehr umfangreicher
Prifungsaufwand anfallt).

8§10 Revisionsstelle der Finanzkontrolle

Dieser Paragraph stellt sicher, dass die Finanzkontrolle ebenfalls einer Prufung unterworfen
ist. Periodisch, zum Beispiel alle funf Jahre, wird der Auftrag um eine Qualitats- und Leis-
tungsiberprifung erweitert.

8§11 Geschéaftsverkehr

Die Finanzkontrolle verkehrt aus verfahrensékonomischen Grunden direkt mit den ihrer Fi-
nanzaufsicht unterstellten Dienststellen und Institutionen. Diese Bestimmung entspricht der
heutigen Praxis.

§ 12 Orientierung des Landrates

§ 12 entspricht im Wesentlichen der bisherigen Regelung, die sich in der langjahrigen Praxis
bewahrt hat:

- Die Finanzkommission ist Uber alle Auftrage und Ergebnisse sowie bei wesentlichen Prob-
lemen in der Mangelhebung orientiert.

- Die Finanz- und die Geschéftsprifungskommission erhalten Einsicht in alle Revisionsbe-
richte.

- Das Blro des Landrates, der Regierungsrat und die Geschéaftsleitung des Kantonsgerichts
werden von den landréatlichen Kommissionen Uber die Geschéfte mit der Finanzkontrolle o-
rientiert.

Neu wird der Regierungsrat nicht mehr tber jede Einsichtnahme benachrichtigt, da ja die bei-
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den Kommissionen eh Uber ein Einsichtsrecht verfiigen und zudem die Orientierung des Re-
gierungsrates mit dem geregelten Ablauf des Berichtsversandes sichergestellt ist.

B. Aufgaben
§ 13 Inhalt der Finanzaufsicht

§ 13 FKG ubernimmt im Wesentlichen die bisherige Regelung. In Absatz 1 werden die anzu-
strebenden, grundsatzlich gleichrangigen Prifungsziele aufgezéahlt. Neu Uberprift die Finanz-
kontrolle jedoch nicht mehr die Wirksamkeit der Haushaltfihrung, sondern lediglich die
Zweckmassigkeit der dabei angewandten Methoden. Die Finanzkontrolle wendet bei ihrer Pri-
fung allgemein anerkannte Revisionsgrundséatze an (Absatz 2). Mit dieser offenen Formulie-
rung wird sichergestellt, dass Weiterentwicklungen in der Revision ohne zeitlichen Verzug
auch in der offentlichen Verwaltung Eingang finden. In Absatz 3 wird festgehalten, dass die
Finanzkontrolle keine Vollzugsaufgaben tbernehmen darf. Dies ist wichtig, um ihre Unabhén-
gigkeit und Objektivitat zu gewdahrleisten.

8 14 Finanzaufsichtsbereich

Der Finanzaufsichtsbereich stimmt im Wesentlichen mit dem bisherigen tberein. Die Neufor-
mulierung beschreibt den Aufsichtsbereich verstandlicher und genauer. Der Vorbehalt betref-
fend "abweichende Regelungen in Spezialgesetzen" wird ausdriicklich die Mdglichkeit des
Gesetzgebers festgehalten, einen Bereich der Aufsicht der Finanzkontrolle zu entziehen, in-
dem er dies in einem Spezialgesetz vorsieht.

Fur die Kantonalbank und die Sozialversicherungsanstalt regelt das Bundesrecht die finanziel-
le und fachliche Aufsicht bereits umfassend. Der kantonale Gesetzgeber verfugt daher tber
keinen oder ausserst geringen Handlungsspielraum im Bereich der Finanzaufsicht. Landrat
und Regierung haben jedoch zur Wahrnehmung ihrer Oberaufsicht weiterhin die Moglichkeit,
der Finanzkontrolle Auftrage zu erteilen.

Die Nichtunterstellung der Gemeinden unter die Finanzaufsicht der Finanzkontrolle wird un-
verandert beibehalten. Als oberstes Fachorgan soll die Finanzkontrolle bei der Vergabe von
Revisionsmandaten bei gezogen werden. Eigene Revisionsmandate nimmt die Finanzkontrol-
le nur noch in Ausnahmefallen wahr.

8§15 Allgemeine Aufgaben

In Absatz 1 werden die Hauptaufgaben der Finanzkontrolle festgehalten: Die Unterstitzung
von Landrat und der Exekutivorgane zur Wahrnehmung ihrer Ober- resp. Dienstaufsicht.

In Absatz 2 werden die Aufgaben der Finanzkontrolle aufgelistet. Eine der Kernaufgaben ist
die Prifung der Staatsrechnung, der unselbstandigen Anstalten und Betriebe des Kantons
(Buchstabe a). Bei der Prifung des Internen Kontrollsystems geht es um eine verfahrensorien-
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tierte Prufung und in diesem Zusammenhang um die Aufbau- und die Ablauforganisation in-
nerhalb der Verwaltung (Buchstabe b). Unter Projektpriifungen fallen zum Beispiel Informatik-
prifungen und die begleitende Prifung der Abwicklung von Bauprojekten (Baurevision). Neu
soll der Finanzkontrolle die Kompetenz zur Durchfiihrung von Managementprifungen (Fih-
rungsprufungen) erteilt werden (Buchstabe c; siehe auch Ziffer 3.3). Weil das Aufgabengebiet
der Finanzkontrolle den gesamten Finanzhaushalt betrifft, ist sie auch befugt, die diesbezigli-
chen Beschlisse und Verfugungen der richterlichen Behdrden zu Gberprifen (Absatz 3).

8§16 Koordination der Prifungen

Dieser Paragraph verpflichtet die Finanzkontrolle explizit, ihre Prifungstatigkeit mit anderen
Kontrollorganen und (bei Prufungen bei Empfangerinnen und Empfangern von Abgeltungen
und Finanzhilfen) mit den Direktionen zu koordinieren.

§ 17 Auftrdge und Beratung

Wie bisher kann die Finanzkontrolle vom Parlament oder seinen Kommissionen, von der Exe-
kutive, von den Direktionsvorstehenden, vom Kantonsgerichtsprasidium und vom Landschrei-
ber besondere Prifungsauftrage entgegen nehmen oder sie als beratendes Organ unterstiit-
zen. Um zu verhindern, dass die Finanzkontrolle von ihren urspriinglichen Aufgaben abgehal-
ten wird, kann sie die Prufungsauftrdge ablehnen bzw. die Vergabe an Dritte (unter ihrer Ko-
ordination) beantragen. Die Ablehnung von Prifungsauftragen sollte aber die Ausnahme blei-
ben.

8§18 Vergabe von Revisionsmandaten

Als oberstes Fachorgan ist die Finanzkontrolle bei der Vergabe der Revisionsstelle beratend
beizuziehen. Sie verfugt Uber das notwendige fachliche Wissen, um den Entscheidungstra-
gern die nétige Transparenz fur ihren Beschluss zu liefern. Eigene Revisionsmandate nimmt
die Finanzkontrolle nur in Ausnahmefallen wahr. Grundsétzlich soll aber diese Option offen
gehalten werden.

8§19 Prufungsprogramm und Geschéaftsbericht

Neu wird ausdricklich festhalten, dass die Finanzkontrolle ihr Prifungsprogramm nach freiem
Ermessen festlegt. Dies ist ein wichtiger Aspekt ihrer Unabhangigkeit. Aus diesem Programm
geht die ordentliche Priftatigkeit hervor. Neu ist ebenso, dass die Finanzkontrolle ihre Tatig-
keit in Jahresberichten zusammenfasst. Damit kdnnen sich die Adressaten (Landrat, Regie-
rungsrat, Geschaftsleitung Kantonsgericht; aber auch die Offentlichkeit) ein umfassenderes
Bild der Tatigkeit der Finanzkontrolle machen.
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C. Prufungsverfahren und Berichterstattung

Der Absatz C. regelt das Verfahren bei der Durchfihrung von Prifungen und die Berichterstat-
tung bei der Behebung allfalliger Mangel.

§ 20 Prufungsverfahren

Prifungsablauf und verwaltungsinterne Berichterstattung bleiben im Wesentlichen unveran-
dert. Mit der Neuformulierung werden insbesondere Informationsfluss zwischen Finanzkontrol-
le und der gepruften Einheit resp. deren vorgesetzten Stellen besser und klarer dargestellt.
Neu erhalten alle Mitglieder des Regierungsrates samtliche Prufberichte.

§ 21 Andere Beanstandungen

Dieser Paragraph wurde inhaltlich unverandert vom bisherigen § 43d FHG ubernommen. Er
ermoglicht es der Finanzkontrolle auch ausserhalb der formellen Prifungen Beanstandungen
aufzuzeigen.

§ 22 Berichterstattung

Das bisherige Antrags- resp. das beschwerdefahige Weisungsrecht der Finanzkontrolle wird
durch eine geeignete Berichterstattung ersetzt, weil es grundsatzlich nicht den Aufgaben einer
Finanzprifung gehort, Weisungen zu erlassen. Vielmehr erlassen Fihrungsorgane (hierar-
chisch vorgesetzte Stellen) Weisungen und die Finanzprifungsorgane tberprifen deren Ein-
haltung und geben Empfehlungen ab. Das bisherige Weisungsrecht musste zudem ausserst
selten angewandt missen (in der ndheren Vergangenheit ist nur ein Fall bekannt).

Die Berichterstattung ist so geregelt, dass die geprifte Einheit direkt an die Finanzkontrolle
uber die Mangelbehebung berichtet. Falls die festgestellten Mangel nicht oder unzureichend
behoben werden, orientiert die Finanzkontrolle die vorgesetzten Stellen und in schwerwiegen-
den Fallen die Finanzkommission.

Absatz 4 halt fest, dass die Finanzkontrolle in Fallen von besonderer Trageweite, die vorge-
setzten Stellen rasch und direkt informieren kann.

D. Weitere Verfahrensbestimmungen

§ 23 Strafbare Handlungen

Wenn die Finanzkontrolle Hinweise auf eine strafbare Handlung hat, ist es sinnvoll, dass sie
nicht die Anzeige selbst vornimmt, sondern zuerst die betroffene Direktion, das Kantonsgericht
bzw. die operative Gesamtleitung der verwaltungsexternen Organisation informiert. Diese Stel-
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len haben dann die weiteren Massnahmen zu treffen. Die Bestimmung tbernimmt die bisheri-
ge Regelung von § 43 Abs. 3 FHG, wobei neu auch der Regierungsrat informiert wird, falls
sich Hinweise auf strafbare Handlungen in verwaltungsexternen Organisationen ergeben.

Es ist hingegen nicht sinnvoll, dass parlamentarische Kommissionen lber den Verdacht einer
strafbaren Handlung orientiert werden. Solange lediglich Voruntersuchungen im Gange sind,
sollten die Persdnlichkeitsrechte stark geschiitzt werden. Eine Orientierung parlamentarischer
Kommission tber Voruntersuchungen wirde Personlichkeitsrechte verletzen.

8§24 Laufende Verfahren

In laufenden Verfahren dirfen keine neuen Verpflichtungen oder Zahlungen geleistet werden.
Diese Regelung entspricht der bisherigen.

8§25 Dokumentation

Mit diesem Paragraphen wird besser als bisher gewéhrleistet, dass die Vorstehenden der Fi-
nanzkontrolle und der Finanz- und Kirchendirektion tber alle finanzrelevanten Beschlisse und
Verfigungen orientiert werden: Neu gewahrleistet die Landeskanzlei, dass die Beschlisse
und Entscheide von Landrat und Regierungsrat vollstdndig den erwahnten Stellen zugestellt
werden (Absatz 2). Neu wird auch den verwaltungsexternen Organisationen eine Zustellpflicht
Ubertragen. Die richterlichen Behérden und die Strafverfolgungsbehdrden sind nicht erwahnt.
Die Uberpriifung ihrer finanzrelevanten Beschliisse wird aber durch das Einsichtsrecht der
Finanzkontrolle gewahrleistet (siehe § 15 Abs. 3 FKG).

8§26 Datenzugriff

Damit die Finanzkontrolle ihre Aufgaben wahrnehmen kann, muss sie ein umfassendes Da-
tenzugriffsrecht haben. Soweit die Daten fur die Aufgabenerfiillung geeignet und erforderlich
sind, erstreckt sich das Zugriffsrecht auch auf besonders schiitzenswerte Personendaten (Ab-
satz 1). Die Finanzkontrolle unterliegt dabei den gleichen Geheimhaltungspflichten wie die
gepriften Stellen. Die Finanzkontrolle darf diese Personendaten nur bis zum Abschluss des
Revisionsverfahrens aufbewahren oder speichern (Absatz 2). Die Transparenz und der Per-
sonlichkeitsschutz bleiben unter anderem durch die Dokumentation aller Datenzugriffe ge-
wahrt (Absatz 3).

§ 27 Mitwirkungs- und Aufklarungspflicht

In 8 26 wird das Informationsrecht der Finanzkontrolle festgehalten: D.h. die Finanzkontrolle
hat das Einsichtsrecht in alle Akten und Anspruch auf alle Information, die zur Wahrnehmung
ihrer Aufgabe notwendig sind. Die Mitwirkungspflicht der beaufsichtigten Organe soll des Wei-
teren verhindern, dass Prifungen durch Uberspitztes Einhalten des Dienstweges behindert
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werden (Absatz 1). Die Finanzkontrolle kann Vollstandigkeits- und Richtigkeitserklarungen
verlangen. Bei einer Verweigerung wird die Prifungstatigkeit beeintrachtigt, was zu einer Ein-
schrankung oder zu einer Ruckweisung der Rechnung fihren kann (Absatz 2).

8§28 Meldung besonderer Vorkommnisse und Méangel

Mit § 28 wird gesetzlich sichergestellt, dass wesentliche Sachverhalte der Finanzkontrolle ge-
meldet und von ihr formell behandelt werden kénnen. Die Regierung hat bereits im Jahr 1998
bei Agenturen beschlossen, dass derartige besondere Vorkommnisse und Risiken gemeldet
werden missen.

§ 29 Offentlichkeit der Akten

Wie bis anhin bleiben die Akten und die Berichte der Finanzkontrolle nicht 6ffentlich. Ausnah-
me sind der Bestatigungsbericht zur Staatsrechnung (Kurzbericht) und der Geschaftsbericht.

E. Schlussbestimmungen

Die bisherigen Regelungen des FHG, welche die Finanzkontrolle betreffen, werden aufgeho-
ben.

6. FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN

Die Finanzkontrolle ist neu auch fur Managementprifungen zustandig. Grundsatzlich beste-
hen zwei Méglichkeiten, das Know-how fiir diese neue Prifungsart zu beschaffen. Einerseits
kann dieses Wissen gezielt fir die jeweiligen Managementprifungen eingekauft werden. An-
dererseits konnen die Finanzkontrolleurinnen und die Finanzkontrolleure auf diesem Sektor
weitergebildet werden. Denkbar ist auch eine Mischvariante von beidem.

Zudem sind zusatzliche Sitzungsgelder fur den Begleitausschuss Finanzkontrolle zu leisten.

Die geschatzten Mehrkosten betragen rund Fr. 100'000 pro Jahr.

7. KMU-RELEVANZ

Die Schaffung des Finanzkontrollgesetzes hat keine Auswirkungen auf KMU.

8. AUSWIRKUNGEN AUF DIE INFORMATIK

Die Schaffung des Finanzkontrollgesetzes verursacht keinen Mehraufwand in der Informatik.
Die bisherige Zusammenarbeit mit der FKD Direktionsinformatik kann weitergefihrt werden.



LRV ,Finanzkontrollgesetz* Seite 38

9. UBERSICHT UBER DAS VERNEHMLASSUNGSERGEBNIS

Alle Vernehmlasser begriissen das Gesetzesvorhaben grundséatzlich.

9.1. Parteien

Die CVP erscheint die vorgeschlagene administrative Zuordnung zum Vorsteherin resp. dem
Vorsteher der FKD angesichts des grossen Druckes, der mit dem Postulat 2003/234 verbun-
den ist, angemessen und verninftig. Eine Unterstellung unter den Landrat lehnt sie ab. Sie
winscht zudem eine Klarung des Rekrutierungsverfahrens fir den Vorstehenden der Finanz-
kontrolle. Ferner regt sie an, dass es dem Gemeinden resp. ihrer GPK maoglich sein soll, die
Finanzkontrolle fur die Klarung komplexer Tatbestdnde beizuziehen. Ausserdem sollte es in
speziellen Fallen mdglich sein, dass Revisionsberichte nicht nur die direkt zustandige landrat-
liche Kommission, sondern andere, vom Geschaft ebenfalls tangierte Kommissionen erhalten.
Schliesslich regt sie an, dass auch die GPK Kenntnis von moglicherweise strafbaren Hand-
lungen (8 23 FKG) erhalt.

Die EVP unterstitzt ausdriicklich die administrative Zuordnung zur Vorsteherin resp. Vorste-
her der FKD. Sie winscht eine Klarung des Rekrutierungsverfahrens fir den Vorstehenden
der Finanzkontrolle. Zudem regt sie an, dass auch die GPK Kenntnis von moéglicherweise
strafbaren Handlungen (8§ 23 FKG) erhélt.

Die FDP begrusst dieses Gesetz, weil es hauptsachlich bewéhrte Praktiken beschreibt, mehr
Klarheit und Rechtssicherheit bringt sowie die Gemeinden weiterhin nicht der Finanzkontrolle
unterstellt.

Fur die Grinen ist eine zeitgemasse Corporate Governance Bestandteil des Kontrollumfeldes,
welches eine Finanzkontrolle zu beurteilen hat. Je besser und transparenter die Corporate
Governance desto effizienter und damit kostengiinstiger kann die Finanzkontrolle eingesetzt
werden.

Die SP begrusst ausdricklich die Kompetenzerweiterung auf Managementpriifungen. Hinge-
gen konnte die administrative Zuordnung zur Vorsteherin resp. Vorsteher der FKD in kritischen
Situationen fir zusatzliches Konfliktpotential sorgen, weshalb sie beantragt, dass die Finanz-
kontrolle der Landeskanzlei zugeordnet ist (wie die Ombudsstelle).

Die SVP wehrt sich dagegen, die Finanzkontrolle administrativ der Vorsteherin resp. dem Vor-
steher der FKD zuzuordnen; stattdessen ist eine direkte Unterstellung unter den Landrat vor-
zunehmen. Ebenso soll am bisher verankerten Weisungsrecht der Finanzkontrolle in besonde-
ren Fallen festgehalten werden.

9.2. Gemeinden

Der Verband Basellandschaftlicher Gemeinden begrisst, dass die Gemeinden weiterhin
nicht der Finanzkontrolle unterstellt sind. Er beantragt jedoch, dass es den Gemeinden mog-
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lich sein soll, via die Vorsteherin resp. den Vorsteher der FKD Auftrage an die Finanzkontrolle
zu erteilen. Dieser unbestrittene Antrag kann ohne Gesetzanderung umgesetzt werden.

9.3. Fachorganisationen

Die Fachvereinigung der Finanzkontrollen halt fest, dass die administrative Zuordnung zum
Vorsteherin resp. den Vorsteher der FKD zwar der vorherrschenden Losung in Kantonen und
Bund entspricht, doch ist eine Zuordnung zum Parlament zu bevorzugen, weil damit die Un-
abhangigkeit der Finanzkontrolle noch besser gestérkt wird. Zur weiteren Starkung ihrer Un-
abhangigkeit sollte die Amtsenthebung der Vorsteherin resp. des Vorstehers der Finanzkon-
trolle nur durch ein qualifiziertes Mehr mdglich sein. Ferner wird die Frage aufgeworfen, ob die
Finanzkontrolle auch fur die Prifung von verwaltungsexternen Organisationen sein soll.

Fur den Schweizerischen Verband fir Interne Revision erfillt der Gesetzesentwurf die An-
forderungen an eine moderne kantonale Finanzaufsicht. Sie halt jedoch eine noch starkere
Verselbstandigung der Finanzkontrolle fur sinnvoll; beispielsweise in der Schaffung eines von
Parlament und Regierung selbstandigen Amtes. Der Verband begriisst ausdriicklich Manage-
mentprifungen durch die Finanzkontrolle und hélt sie fur besonders wichtig. Managementpri-
fungen sind insbesondere eine wirksame Unterstitzung der obersten Leitungsorgane.

10. ANTRAGE
Dem Landrat wird beantragt,
1. das Finanzkontrollgesetz geméass Beilage 1 zu beschliessen;

2. die Anderung des Dekrets zum Gesetz iiber die Gewaltenteilung gemass Beilage 2 zu be-
schliessen;

3. die Anderung des Dekrets zum Gesetz lber die Organisation und die Geschéftsfiihrung
des Landrats gemaéss Beilage 3 zu beschliessen;

4. die Anderung des Dekrets zum Verwaltungsorganisationsgesetz gemass Beilage 4 zu be-
schliessen;
5. die Anderung des Dekrets zum Personalgesetz geméss Beilage 5 zu beschliessen;

6. die in ein Postulat umgewandelte Motion "Die Finanzkontrolle muss von der Verwaltung
unabhangig werden" (Nr. 2003 / 234) als erflllt abzuschreiben;

7. die Motion der Geschéftsprifungskommission: "Managementaudit bis auf Direktionsebene™
(Nr. 2005 / 080) als erfiillt abzuschreiben.


http://www.baselland.ch/docs/parl-lk/vorstoesse/2003/2003-234.htm
http://www.baselland.ch/docs/parl-lk/vorstoesse/2005/2005-080.htm
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Liestal, 4. Marz 2008 IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES
Die Prasidentin:

Pegoraro

Der Landschreiber:

Mundschin

Beilagen:

1. Entwurf Finanzkontrollgesetz

2. Entwurf Anderung des Dekrets zum Gesetz Uber die Gewaltenteilung

w

Entwurf Anderung des Dekrets zum Gesetz (iber die Organisation und die Geschaftsfiih-
rung des Landrats

Entwurf Anderung des Dekrets zum Verwaltungsorganisationsgesetz
Entwurf Anderung des Dekrets zum Personalgesetz

Synoptische Darstellung

N oo o &

Mustergesetz



Finanzkontrollgesetz Basel-Landschaft (Entwurf)

Vom

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft, gestitzt auf § 63 Absatz 1 der Verfassung des
Kantons Basel-Landschaft vom 17. Mai 1984*, beschliesst

A. Zweck, Stellung und Organisation

81 Zweck

'Die Finanzkontrolle erbringt fir den Kanton unabhangige und objektive Priifungs- und Bera-
tungsdienstleistungen, welche darauf ausgerichtet sind, Mehrwerte zu schaffen und die Ge-
schéaftsprozesse zu verbessern.

’Im Rahmen der Abschlussrevision gibt die Finanzkontrolle ein gesichertes und vertrauens-

wurdiges Urteil Uber die aus der Buchfiihrung entwickelte finanzielle Rechenschaftsablage
ab.

§2  Stellung

!Die Finanzkontrolle ist Kontrollorgan und oberstes Fachorgan der Finanzaufsicht.

“Die Finanzkontrolle ist fachlich unabhéngig und selbststandig.

3Der Landrat, der Regierungsrat, die Landeskanzlei, der Ombudsman, das Kantonsgericht,
die verwaltungsexternen Organisationen und die Finanzkontrolle sorgen dafir, dass alles
unterlassen wird, was die Unabhangigkeit der Finanzkontrolle gefahrden kénnte.

“Niemand ist befugt, der Finanzkontrolle in ihrem Aufsichtsbereich Revisionen zu untersa-
gen.

§3 Organisatorische Zuordnung

'Die Finanzkontrolle ist organisatorisch dem Landrat, vertreten durch den Begleitausschuss
Finanzkontrolle, zugeordnet.

’Der Begleitausschuss besteht aus drei bis finf Mitgliedern. Die Finanzkommission wahlt
zwei bis vier Mitglieder aus ihrer Mitte. Zudem gehért die Vorsteherin oder der Vorsteher der
Finanz- und Kirchendirektion dem Begleitausschuss an.

®Die Finanzkommission erlésst ein Pflichtenheft fiir den Begleitausschuss.

“ Der Begleitausschuss konstituiert sich selbst.

84 Leitung

'Die Finanzkontrolle wird von einer in Finanzaufsichts- und Revisionsfragen ausgewiesenen
Fachperson geleitet.

' GS29.276; SGS 100.
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“Die Vorsteherin oder der Vorsteher wird durch den Landrat auf Vorschlag der Finanzkom-
mission auf eine Amtsperiode gewahlt. Wiederwahl ist méglich.

®Eine vorzeitige Amtsenthebung durch den Landrat nach den Bestimmungen des Personal-
rechts bleibt vorbehalten.

§5 Personal

'Das Personalrecht des Kantons findet auf die Vorsteherin oder den Vorsteher sowie das
Personal der Finanzkontrolle Anwendung. Vorbehalten bleiben die Bestimmungen dieses
Gesetzes oder Spezialbestimmungen in anderen Gesetzen.

“Die Vorsteherin oder der Vorsteher der Finanzkontrolle ist im Rahmen des Voranschlags fiir
alle Personalgeschéfte der Finanzkontrolle zustandig, insbesondere fir Einstellungen, Be-
férderungen und Entlassungen.

8§86 Zusammenarbeit mit Dritten

'Die Finanzkontrolle kann Sachversténdige beiziehen, sofern die Durchfiihrung ihrer Aufga-
ben besonderes Expertenwissen erfordert oder mit dem eigenen Personal nicht gewahrleis-
tet werden kann.

Die Finanzkontrolle kann zur gemeinsamen Lésung ihrer Aufgaben mit privaten oder &ffent-
lichen Fachorganisationen zusammenarbeiten.

87 Haushaltfihrung

'Fur die Haushaltfilhrung der Finanzkontrolle gilt die Finanzhaushaltgesetzgebung, soweit
dieses Gesetz keine besonderen Vorschriften enthalt.

?Uber die vom Landrat bewilligten Kredite verfiigt die Finanzkontrolle in eigener Kompetenz.

88 Voranschlag

'Der Voranschlagsentwurf und Nachtragskreditbegehren der Finanzkontrolle werden dem
Landrat unveréandert unterbreitet.

’Regierungsrat und Begleitausschuss kénnen sie zuhanden des Landrates kommentieren.

§9 Rechnungsstellung von Leistungen

'Fuhrt die Finanzkontrolle Leistungen im Sinne von § 15 Absatz 2 Buchstaben e und f und
Absatz 4 durch, kann sie diese in Rechnung stellen.

Sofern eine Arbeitsteilung mit der Revisionsstelle einer anderen verwaltungsexternen Orga-
nisation erfolgt, wird der Aufwand der Finanzkontrolle in der Regel der Organisation in Rech-
nung gestellt.
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8§10 Revisionsstelle der Finanzkontrolle

Die Finanzkommission beauftragt eine externe Revisionsstelle mit der jahrlichen Prifung der
Rechnung der Finanzkontrolle sowie mit einer periodischen Beurteilung ihrer Arbeitsqualitat
und -leistung.

8§11 Geschéaftsverkehr

!Die Finanzkontrolle verkehrt direkt mit den Stellen, die ihrer Finanzaufsicht unterstehen.
’Die Vorsteherin oder der Vorsteher der Finanzkontrolle l&dt die Mitglieder des Regierungs-
rates periodisch und das Kantonsgericht bei Bedarf zu Gespréchen ein.

8§12 Orientierung des Landrates

'Einsicht in die Revisionsberichte der Finanzkontrolle erhalten die jeweils zustandige landrét-
liche Kommission, weitere landratliche Kommissionen, falls der Bericht ihre Geschéftsberei-
che betreffen, sowie in jedem Fall die Finanz- und die Geschéaftsprifungskommission des
Landrates

“Die landréatlichen Kommissionen orientieren die Finanzkommission, das Biiro des Landrates
und den Regierungsrat resp. das Kantonsgericht Uber die der Finanzkontrolle erteilten Auf-
trdge und die behandelten Geschéfte.

®Die Finanzkontrolle orientiert die Finanzkommission tiber die wesentlichen Erkenntnisse aus

den durchgefiihrten Prifungen, sowie falls beanstandete und wesentliche Mangel nicht oder
unzureichend behoben werden.

B. Aufgaben

§ 13 Inhalt der Finanzaufsicht

'Die Finanzaufsicht der Finanzkontrolle umfasst die Priifung der Ordnungsmassigkeit, der
Rechtmassigkeit, der Sparsamkeit der Haushaltfihrung, der Wirtschaftlichkeit sowie der
Zweckmassigkeit der angewandten Methoden bei Wirkungsrechnungen.

’Die Finanzkontrolle (bt ihre Tatigkeit nach den anerkannten Revisionsgrundsétzen aus.

®Die Finanzkontrolle darf keine Vollzugsaufgaben tibernehmen.

814 Finanzaufsichtsbereich

'Der Finanzaufsicht durch die Finanzkontrolle unterliegen vorbehéltlich Spezialbestimmun-
gen in anderen Gesetzen:

das Rechnungswesen des Landrates,

der Ombudsman,

die Landeskanzlei,

die Direktionen und deren Dienststellen,

die richterlichen Behdrden und die Strafverfolgungsbehdrden,

®PoO0TQ
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f. die Organisationen jeglicher Rechtsform und Personen ausserhalb der Kantonsverwal-
tung, denen der Kanton 6ffentliche Aufgaben Ubertragt, an denen er sich massgeblich
beteiligt oder fir welche er eine Staatsgarantie abgibt,

g. die Empfanger von Abgeltungen und Finanzhilfen.

’Die Sozialversicherungsanstalt Basel-Landschaft, soweit sie Bundesaufgaben erfiillt, und
die Basellandschaftliche Kantonalbank unterliegen nicht der Finanzaufsicht der Finanzkon-
trolle. Vorbehalten sind Auftrage, die kantonale Organe in Ausibung ihrer Oberaufsicht ertei-
len.

3Die Gemeinden sind der Finanzaufsicht der Finanzkontrolle nicht unterstellt.

8§15 Allgemeine Aufgaben
!Die Finanzkontrolle unterstiitzt

a. den Landrat und seine Kommissionen bei der Ausiibung der Oberaufsicht Uber die Ver-
waltung, die Rechtspflege und die verwaltungsexternen Organisationen,

b. den Regierungsrat, die Direktionen, die Landeskanzlei und das Kantonsgericht bei der
Auslibung bei der Dienstaufsicht.

Die Finanzkontrolle ist zustandig fiir die Priifung des gesamten Finanzhaushaltes insbeson-
dere fur

a. die Prifung der Staatsrechnung, der Fonds und Stiftungen (Zweckvermdgen) und der
unselbstandigen 6ffentlich-rechtlichen Anstalten des Kantons,

b. die Prifung des Internen Kontrollsystems,

c. Managementpriifungen und Projektprifungen,

d. Prufungen der Wirtschaftlichkeitsrechnungen und der Methode bei Wirkungsrechnun-
gen,

e. Prifungen im Auftrage des Bundes,

f.  Priafungen als Revisionsstelle bei Organisationen, soweit ein 6ffentliches Interesse be-
steht.

®Die Finanzkontrolle ist befugt, samtliche Beschliisse und Verfiigungen der richterlichen Be-
hérden und der Strafverfolgungsbehdérden, die den Finanzhaushalt des Kantons betreffen, zu
Uberprifen. Sie hat dabei die verfassungsmassige richterliche Unabhangigkeit zu beachten.

“Die Finanzkontrolle kann Dienstleistungen im Sinne von Absatz 2 Buchstabe c fiir verwal-
tungsexterne Organisationen durchfiihren, wenn sie von diesen beauftragt wird.

8§16 Koordination der Prifungen

!Die Finanzkontrolle koordiniert ihre Tatigkeit mit anderen Organen, die Priifungsaufgaben
wahrnehmen.

’Die Pruftatigkeit bei Empfangerinnen und Empfangern von Abgeltungen und Finanzhilfen
erfolgt in Koordination mit der fir die Uberwachung dieser Leistungen zusténdigen Direktion.
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§ 17 Auftradge und Beratung

'Der Landrat und seine Kommissionen, der Regierungsrat, die Direktionsvorstehenden, die
Landschreiberin oder der Landschreiber und das Kantonsgerichtsprasidium kénnen der Fi-
nanzkontrolle besondere Prufungsauftrage erteilen und sie als beratendes Organ beiziehen.

’Die Finanzkontrolle kann Auftrdge ablehnen, welche die termingerechte Abwicklung des
ordentlichen Prufprogramms geféhrden.

3Auftrage von parlamentarischen Untersuchungskommissionen kann sie nicht ablehnen.

§ 18 Vergabe von Revisionsmandaten

!Die Finanzkontrolle ist bei der Vergabe von Revisionsmandaten fiir verwaltungsexterne Or-
ganisationen beratend beizuziehen vorbehaltlich der Basellandschaftlichen Kantonalbank
und der Sozialversicherungsanstalt.

’Sie kann Revisionsmandate verwaltungsexterner Organisationen selbst iibernehmen, an
denen ein kantonales offentliches Interesse besteht.

819 Prifungsprogramm und Geschaéftsbericht

!Die Finanzkontrolle legt jéhrlich ein Priifungsprogramm fest und bringt dieses der Finanz-
kommission des Landrates, der Geschaftsprifungskommission des Landrates, dem Regie-
rungsrat und dem Kantonsgericht zur Kenntnis.

“Die Finanzkontrolle erstattet dem Landrat, dem Regierungsrat und dem Kantonsgericht jéhr-

lich einen Geschaftsbericht, in dem sie Gber den Umfang und die Schwerpunkte ihrer Pri-
fungstatigkeit sowie tber wichtige Feststellungen und Beurteilungen informiert.

C. Prufungsverfahren und Berichterstattung

8§20 Prufungsverfahren

!Bevor die Finanzkontrolle einen Prifungsbefund verabschiedet,

a. gibt sie der gepruften Einheit die Mdglichkeit zur Stellungnahme,

b. findet in der Regel eine Schlussbesprechung statt, zu welcher die geprifte Einheit, die
vorgesetzte Stelle sowie die zusténdige Direktion, das Kantonsgericht oder die operative
Gesamtleitung der verwaltungsexternen Organisation eingeladen wird.

’Die Finanzkontrolle teilt ihren Priifungsbefund der gepriften Einheit, deren vorgesetzter

Stelle, der Auftrag gebenden Stelle, den Regierungsratmitgliedern oder dem Kantonsgericht

schriftlich mit.

§21 Andere Beanstandungen

Nimmt die Finanzkontrolle grundsétzliche Probleme im Finanzgebaren oder generelle Méan-

gel in der Organisation, der Verwaltungsfilhrung, in der Aufgabenerfillung, im Gesetzesvoll-
zug oder in der Gesetzgebung wabhr, bringt sie ihre Feststellungen der gepruften Einheit und
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der zustandigen Direktion, der Landeskanzlei, dem Kantonsgericht oder der operativen Ge-
samtleitung der verwaltungsexternen Organisation zur Kenntnis.

§ 22 Berichterstattung
!Die Finanzkontrolle kann Empfehlungen abgeben und Fristen setzen.
’Die gepriifte Einheit erstattet der Finanzkontrolle Bericht {iber die getroffenen Massnahmen.

3Werden keine, unzureichende oder bei wesentlichen Mangeln nicht fristgerechte Massnah-
men eingeleitet, informiert die Finanzkontrolle den Regierungsrat beziehungsweise das Kan-
tonsgericht, die Landeskanzlei oder die operative Gesamtleitung der verwaltungsexternen
Organisation.

“Stellt die Finanzkontrolle besondere Vorkommnisse oder Mangel von erheblicher finanzieller
Bedeutung fest, orientiert sie umgehend die zustandige Direktionsvorsteherin oder den zu-
standigen Direktionsvorsteher beziehungsweise die Landschreiberin oder den Landschrei-
ber, das Kantonsgerichtsprasidium oder die operative Gesamtleitung der verwaltungsexter-
nen Organisation sowie zuséatzlich die Vorsteherin oder den Vorsteher der Finanz- und Kir-
chendirektion.

D. Weitere Verfahrensbestimmungen
§ 23 Strafbare Handlungen

'Entdeckt die Finanzkontrolle eine méglicherweise strafbare Handlung, meldet sie dies dem
Regierungsrat, dem Kantonsgericht oder der operativen Gesamtleitung der verwaltungsex-
ternen Organisation, die fiir die gebotenen Massnahmen sorgen.

“Betrifft die moglicherweise strafbare Handlung eine verwaltungsexterne Organisation, mel-
det die Finanzkontrolle dies auch dem Regierungsrat.

§24 Laufende Verfahren

Bis zur endgiltigen Erledigung einer Beanstandung und solange eine Prifung der Finanz-
kontrolle nicht abgeschlossen ist, dirfen ohne Zustimmung des Regierungsrates resp. des
Kantonsgerichts weder neue Verpflichtungen eingegangen noch Zahlungen geleistet wer-
den, welche Gegenstand des Verfahrens bilden.

8§25 Dokumentation

'Beschliisse und Verfiigungen des Landrates, der Regierung, der Direktionen, der Landes-
kanzlei und des Ombudsmans, die den Finanzhaushalt des Kantons betreffen, sind der Fi-
nanzkontrolle und der Finanz- und Kirchendirektion unaufgefordert und ohne Verzug zuzu-
stellen. Die Finanzkontrolle kann Ausnahmen zulassen.

’Die Landeskanzlei stellt alle Beschliisse des Regierungsrates und des Landrates, die den
Finanzhaushalt betreffen, der Finanzkontrolle und der Finanz- und Kirchendirektion zu.

®Die obersten Organe der verwaltungsexternen Organisationen, mit Ausnahme der Sozial-
versicherungsanstalt Basel-Landschaft, soweit sie Bundesaufgaben erflllt, und der Basel-
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landschaftliche Kantonalbank, stellen der Finanzkontrolle und der Finanz- und Kirchendirek-
tion ihre Revisionsberichte zu.

§ 26 Datenzugriff

!Die Finanzkontrolle hat das Recht, die fiir die Wahrnehmung der Finanzaufsicht erforderli-
chen Daten einschliesslich der Personendaten aus den Datensammlungen der Direktionen

und der Landeskanzlei abzurufen.

“Soweit die Daten fiir die Aufgabenerfiillung geeignet und erforderlich sind, erstreckt sich das
Zugriffsrecht auch auf besonders schiitzenswerte Personendaten.

®Die Finanzkontrolle darf die ihr derart zur Kenntnis gebrachten Personendaten nur bis zum
Abschluss des Revisionsverfahrens aufbewahren oder speichern.

“Die Zugriffe auf die verschiedenen Datensammlungen und die damit verfolgten Zwecke
missen dokumentiert werden.

§ 27 Mitwirkungs- und Aufklarungspflicht

'Wer der Finanzaufsicht durch die Finanzkontrolle untersteht, unterstiitzt sie bei der Durch-
fuhrung ihrer Aufgaben. Insbesondere sind auf Verlangen die notwendigen Unterlagen recht-
zeitig vorzulegen und die erforderlichen Auskiinfte zu erteilen.

Auf Verlangen der Finanzkontrolle hat die gepriifte Stelle die Vollstandigkeit der vorgelegten
Unterlagen und der gegebenen Auskinfte und Erklarungen in einer von der Finanzkontrolle
formulierten schriftlichen Erklarung zu bestatigen.

§ 28 Meldung besonderer Vorkommnisse und Mangel

Besondere Vorkommnisse und Méangel von wesentlicher finanzieller Bedeutung sind auf dem
Dienstweg unverzuglich der Finanzkontrolle zu melden.

§ 29 Offentlichkeit der Akten

Von den Akten der Finanzkontrolle sind einzig der Bestatigungsbericht zur Staatsrechnung
und der Geschéftsbericht der Finanzkontrolle 6ffentlich.

E. Schlussbestimmungen
§30 Anderung des Finanzhaushaltsgesetzes
Das Finanzhaushaltsgesetz vom 18. Juni 19872 wird wie folgt geandert:

8§ 1 Absatz 1

1 Dieses Gesetz regelt die Fihrung des Finanzhaushaltes.

2 SGS 310; GS 29.492.
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88 38 his 45

aufgehoben

§31 Anderung des Landratsgesetzes

Das Gesetz vom 21. November 1994° {iber die Organisation und die Geschaftsfiihrung des
Landrates (Landratsgesetz) wird wie folgt gedndert:

§ 32 Finanzkontrolle

Die Finanzkontrolle steht dem Landrat und seinen Kommissionen gemass den Bestimmun-
gen des Finanzkontrollgesetzes zur Verfligung.

§ 32 Inkrafttreten

Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten des Gesetzes.

¥SGS 131; GS 32.58.



Beilage 2 zur Landratsvorlage Finanzkontrollgesetz

Dekret zum Gesetz Uber die Gewaltentrennung

Anderung vom

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst:

Das Dekret vom 23. Juni 1999' zum Gesetz iiber die Gewaltentrennung wird wie folgt geén-
dert:

§ 1 Ziffer 2
Finanz- und Kirchendirektion

- der Leiter oder die Leiterin der Abteilung Finanz- und Volkswirtschaft der Finanzverwaltung

§ 1 Ziffer 7

7. Finanzkontrolle

- die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Finanzkontrolle

Der Regierungsrat beschliesst das Inkrafttreten.

Liestal, IM NAMEN DES LANDRATES

die Prasidentin:

der Landschreiber:

! (S533.0901, SGS 104.1



Beilage 3 zur Landratsvorlage Finanzkontrollgesetz

Dekret zum Gesetz Uiber die Organisation und die Geschaftsfuhrung des Landrats

Anderung vom

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst:

Das Dekret vom 21. November 1994' zum Gesetz uiber die Organisation und die Geschéfts-

fuhrung des Landrats wird wie folgt geandert:
§ 44 Finanzkontrolle

Die Kommissionen kdnnen der Finanzkontrolle unter Mitteilung an die Finanzkommission, an
das BlUro und an den Regierungsrat resp. an das Kantonsgericht Auftrage im Rahmen des

Finanzkontrollgesetzes erteilen.

Der Regierungsrat beschliesst das Inkrafttreten dieser Regelung.

Liestal, IM NAMEN DES LANDRATES

die Prasidentin:

der Landschreiber:

' GS32.77,SGS 131.1



Beilage 4 zur Landratsvorlage Finanzkontrollgesetz

Dekret zum Verwaltungsorganisationsgesetz

Anderung vom

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst:

Das Dekret vom 6. Juni 1983* zum Verwaltungsorganisationsgesetz wird wie folgt gedndert:

8§ 4 Absatz 1

~Finanzkontrolle* aufgehoben

Der Regierungsrat beschliesst das Inkrafttreten dieser Regelung.

Liestal, IM NAMEN DES LANDRATES

die Prasidentin:

der Landschreiber:

' S 28.448, SGS 140.1



Beilage 5 zur Landratsvorlage Finanzkontrollgesetz

Dekret zum Personalgesetz

Anderung vom

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst:

Das Dekret vom 8. Juni 2000* zum Personalgesetz wird wie folgt geéndert:

§ 32 Absatz 1quater

Der Vorsteherin bzw. dem Vorsteher der Finanzkontrolle werden 12 Monatsléhne ohne Anspruch

auf das 13. Monatsgehalt geméss Anhang Il Ziffer 2, Gruppe D ausgerichtet.

Anhang Il Ziffer 2 Gruppe D
Minimallohn: 15’000 Franken

Maximallohn: 20’000 Franken

Der Regierungsrat beschliesst das Inkrafttreten dieser Regelung.

Liestal, IM NAMEN DES LANDRATES

die Prasidentin:

der Landschreiber:

! S533.1248, SGS 150.1



Synoptische Darstellung

1. Finanzkontrollgesetz

Neue Fassung

Bisherige Fassung

Kommentar

A. Zweck, Stellung und Organisation

81 Zweck

'Die Finanzkontrolle erbringt fiir den Kanton unabhangige und ob-
jektive Prifungs- und Beratungsdienstleistungen, welche darauf
ausgerichtet sind, Mehrwerte zu schaffen und die Geschéftsprozes-
se zu verbessern.

’lm Rahmen der Abschlussrevision gibt die Finanzkontrolle ein
gesichertes und vertrauenswirdiges Urteil Giber die aus der Buch-
fuhrung entwickelte finanzielle Rechenschaftsablage ab.

Der bisher fehlende Zweckartikel enthélt die
beiden wichtigsten Aufgabenbereiche (Pri-
fung / Beratung und Revision von Jahres-
rechnungen) sowie die grundsétzlichen Ziel-
setzungen der Finanzkontrolle fest.

§2 Stellung

!Die Finanzkontrolle ist Kontrollorgan und oberstes Fachorgan der
Finanzaufsicht.

’Die Finanzkontrolle ist fachlich unabhangig und selbststéndig.

®Der Landrat, der Regierungsrat, die Landeskanzlei, der Ombuds-

man, das Kantonsgericht, die verwaltungsexternen Organisationen
und die Finanzkontrolle sorgen dafir, dass alles unterlassen wird,

was die Unabhéangigkeit der Finanzkontrolle gefahrden kénnte.

*Niemand ist befugt, der Finanzkontrolle in ihrem Aufsichtsbereich
Revisionen zu untersagen.

§38 Stellung

'Die Finanzkontrolle ist das Fachorgan der Finanzauf-
sicht. (...)

“Die Finanzkontrolle ist fachlich selbstandig und unab-
hangig. (...)

Mit der leichten Anderung wird ausdriicklich
festgehalten, dass die Finanzkontrolle in
fachlicher Hinsicht oberstes Organ ist.
Selbstverstandlich bleibt der Landrat der
hierarchisch Ubergeordnet.

Die drei Staatsgewalten, die verwaltungsex-
ternen Organisationen und die Finanzkontrol-
le selbst werden dazu aufgerufen, die Unab-
hangigkeit der Finanzkontrolle nicht zu ge-
fahrden. Damit wird die Wahrung der Unab-
hangigkeit nochmals betont.

Auch diese Bestimmung starkt Unabhangig-
keit und Bedeutung der Finanzkontrolle.
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Neue Fassung

Bisherige Fassung
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83 Organisatorische Zuordnung
!Die Finanzkontrolle ist organisatorisch dem Landrat, vertreten
durch den Begleitausschuss Finanzkontrolle, zugeordnet.

’Der Begleitausschuss besteht aus drei bis fiinf Mitgliedern. Die
Finanzkommission wahlt zwei bis vier Mitglieder aus ihrer Mitte.
Zudem gehort die Vorsteherin oder der Vorsteher der Finanz- und
Kirchendirektion dem Begleitausschuss an.

®Die Finanzkommission erlasst ein Pflichtenheft fir den Begleitaus-
schuss.

* Der Begleitausschuss konstituiert sich selbst.

§38  Stellung

?(...) Administrativ ist sie der Finanz- und Kirchendirektion
zugeordnet.

Neu ist die Finanzkontrolle dem Landrat zu-
geordnet. Der Landrat stellt der Finanzkon-
trolle einen neu zu bildenden Begleitaus-
schuss als Ansprechpartner zur Verfiigung.
Der Begleitausschuss setzt sich aus zwei bis
vier Mitgliedern der Finanzkommission und
der Vorsteherin resp. dem Vorsteher der
Finanz- und Kirchendirektion zusammen. Mit
dieser Regelung kann eine gewisse Kon-
stanz und ein fachliches Know-how aufrecht-
erhalten werden.

§4 Leitung
'Die Finanzkontrolle wird von einer in Finanzaufsichts- und Revisi-
onsfragen ausgewiesenen Fachperson geleitet.

’Die Vorsteherin oder der Vorsteher wird durch den Landrat auf
Vorschlag der Finanzkommission auf eine Amtsperiode gewabhit.
Wiederwahl ist moglich.

®Eine vorzeitige Amtsenthebung durch den Landrat nach den Be-
stimmungen des Personalrechts bleibt vorbehalten.

839 Wahl des Vorstehers oder der Vorsteherin

Der Vorsteher oder die Vorsteherin wird durch den Land-
rat auf Vorschlag der Finanzkommission gewahlt.

Zur/m Vorsteher/in der Finanzkontrolle kon-
nen nur Personen gewahlt werden, die Uber
ausgewiesene fachliche Qualifikationen ver-
figen.

Die bisherige Regelung tber die Wahl und
die Amtsdauer wurde beibehalten und mit
dieser Bestimmung vollstandig gesetzlich

festgehalten.
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8§85 Personal

'Das Personalrecht des Kantons findet auf die Vorsteherin resp.
den Vorsteher sowie das Personal der Finanzkontrolle Anwendung.
Vorbehalten bleiben die Bestimmungen dieses Gesetzes oder Spe-
zialbestimmungen in anderen Gesetzen.

*Die Vorsteherin oder der Vorsteher der Finanzkontrolle ist im Rah-
men des Voranschlags fur alle Personalgeschéfte der Finanzkon-
trolle zustandig, insbesondere fiir Einstellungen, Beférderungen
und Entlassungen.

Das Personalrecht des Kantons Basel-
Landschaft findet fiir die Finanzkontrolle An-
wendung, d.h. insbesondere, dass fur das
Ubrige Personal keine Wahl auf Amtsdauer
erfolgt.

Mit der Entscheidungsbefugnis der/s Vorste-
herin/s der Finanzkontrolle im Personalma-
nagement wird eine weitere Starkung der
Unabhéngigkeit erzielt. Die/der Vorsteher/in
der Finanzkontrolle ist im Rahmen des Bud-
gets fir alle Personalgeschéfte der Finanz-
kontrolle zustandig.

86 Zusammenarbeit mit Dritten

!Die Finanzkontrolle kann Sachverstandige beiziehen, sofern die
Durchfuihrung ihrer Aufgaben besonderes Expertenwissen erfordert
oder mit dem eigenen Personal nicht gewahrleistet werden kann.

’Die Finanzkontrolle kann zur gemeinsamen Ldsung ihrer Aufgaben
mit privaten oder offentlichen Fachorganisationen zusammenarbei-
ten.

§42 Aufgaben, Beizug und Sachverstandigung

’Sie kann Sachverstandige beiziehen.

Dieser Paragraph enthalt Prazisierungen der
bisher bestehenden Regelung betreffend
Beizug von Sachversténdigen und Zusam-
menarbeit mit Fachorganisationen.

§7 Haushaltfihrung

'Fiir die Haushaltfihrung der Finanzkontrolle gilt die Finanzhaus-
haltgesetzgebung, soweit dieses Gesetz keine besonderen Vor-
schriften enthalt.

?Uber die vom Landrat bewilligten Kredite verfugt die Finanzkontrol-
le in eigener Kompetenz.

Die Finanzkontrolle verfiigt bereits heute
weitgehend Uber die eigene Kreditkompe-
tenz.
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§8 Voranschlag

'Der Voranschlagsentwurf und Nachtragskreditbegehren der Fi-
nanzkontrolle werden dem Landrat unverandert unterbreitet.

’Regierungsrat und Begleitausschuss konnen sie zuhanden des
Landrates kommentieren.

Mit der selbstandigen Budgeterstellung erhalt
die Finanzkontrolle grossere Unabhangigkeit.
Sie wird bei der Budgeterstellung der gesam-
ten Verwaltung gleichgestellt. Der Budget-
entwurf muss unverandert Uberwiesen wer-
den. Die Regierung und Begleitausschuss
kénnen aber Anderungsantrage stellen. Es
bleibt in der Kompetenz des Landrates, An-
derungen am Budget der Finanzkontrolle
vorzunehmen.

8§89 Rechnungsstellung von Leistungen

'Fiihrt die Finanzkontrolle Leistungen im Sinne von § 15 Absatz 2
Buchstaben e und f und Absatz 4 durch, kann sie diese in Rech-
nung stellen.

Sofern eine Arbeitsteilung mit der Revisionsstelle einer anderen
verwaltungsexternen Organisation erfolgt, wird der Aufwand der
Finanzkontrolle in der Regel der Organisation in Rechnung gestellt.

Die Kosten fiir umfangreiche Finanzauf-
sichtsrechtliche Arbeiten zu Gunsten externer
Organisationen oder im Auftrag des Bundes
sowie bei Managementprifungen fur verwal-
tungsexterne Organisationen kénnen neu in
Rechnung gestellt werden. Innerhalb der
Verwaltung soll grundsatzlich keine Leis-
tungsverrechnung erfolgen.

8§10 Revisionsstelle der Finanzkontrolle

Die Finanzkommission beauftragt eine externe Revisionsstelle mit
der jahrlichen Priifung der Rechnung der Finanzkontrolle sowie mit
einer periodischen Beurteilung ihrer Arbeitsqualitat und -leistung.

Dieser Paragraph stellt sicher, dass die Fi-
nanzkontrolle ebenfalls einer Priifung unter-
worfen ist. Periodisch (bspw. alle finf Jahre)
wird der Auftrag um eine Qualitats- und Leis-
tungsuberprufung erweitert.
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§11 Geschaftsverkehr

'Die Finanzkontrolle verkehrt direkt mit den Stellen, die ihrer Fi-
nanzaufsicht unterstehen.

’Die Vorsteherin oder der Vorsteher der Finanzkontrolle ladt die
Mitglieder des Regierungsrates periodisch und das Kantonsgericht
bei Bedarf zu Gespréchen ein.

Diese Bestimmung entspricht der heutigen
Praxis: Der direkte Geschaftsverkehr ist aus
verfahrensékonomischen Griinden sinnvoll.
Regelmassige Gesprache mit der Regierung
sind wichtig, die bereits gute Zusammenar-
beit zu erhalten und weiter zu verbessern.
Die Beruhrungspunkte mit dem Kantonsge-
richt sind nicht so zahlreich, weshalb Ge-
sprache bedarfsgerecht gefiihrt werden.
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§12 Orientierung des Landrates

'Einsicht in die Revisionsberichte der Finanzkontrolle erhalten die
jeweils zustandige landratliche Kommission, weitere landratliche
Kommissionen, falls der Bericht ihre Geschéftsbereiche betreffen,
sowie in jedem Fall die Finanz- und die Geschaftsprifungskommis-
sion des Landrates

’Die landratlichen Kommissionen orientieren die Finanzkommission,
das Biiro des Landrates und den Regierungsrat resp. das Kantons-
gericht tber die der Finanzkontrolle erteilten Auftrdge und die be-
handelten Geschéfte.

®Die Finanzkontrolle orientiert die Finanzkommission tber die we-
sentlichen Erkenntnisse aus den durchgefiihrten Prifungen, sowie
falls beanstandete und wesentliche Mangel nicht oder unzureichend
behoben werden.

8§44  Verhéltnis zum Landrat

*Die Finanz- und die Geschaftsprifungskommission kan-
nen jederzeit Einsicht in alle Revisionsberichte der Fi-
nanzkontrolle nehmen. Die Finanzkontrolle benachrichtigt
nach jeder Einsichtnahme den Regierungsrat.

!(...) Die landratlichen Kommissionen orientieren die Fi-
nanzkommission Uber die der Finanzkontrolle erteilten
Auftrage.

“Die landratlichen Kommissionen unterrichten den Regie-
rungsrat Uber die mit der Finanzkontrolle behandelten
Geschéfte.

°Die Finanzkontrolle orientiert die Finanzkommission tiber
die wesentlichen Erkenntnisse aus den durchgefiihrten
Prufungen.

§ 43b Riuckweisung der Beanstandung (Ordnungs-
massigkeit oder Rechtmassigkeit)

“Der Regierungsrat informiert die Finanzkommission und
die Finanzkontrolle unverzuglich tiber alle Uberpriifungs-
entscheide gemass Absatz 3.

§43d Andere Beanstandungen

*Erachtet die Finanzkontrolle die getroffenen Massnah-
men als unzureichend oder werden die Mangel in der
Gesetzgebung nicht behoben, so informiert sie den Regie-
rungsrat unter gleichzeitiger Benachrichtigung der Finanz-
kommission.

Die Orientierung des Landrates und seiner
Kommissionen bleibt, da sie sich in der lang-
jahrigen Praxis bewahrt hat, unverandert.
Neu ist einzig, dass auf die Benachrichtigung
des Regierungsrates verzichtet wird, wenn
eine Kommission in einen Revisionsbericht
Einsicht nimmt. Die Orientierung des Regie-
rungsrates ist mit dem geregelten Ablauf des
Berichtsversandes sichergestellt.

Wie bisher wird die Finanzkommission orien-
tiert, falls wesentliche Mangel, die von der
Finanzkontrolle beanstandet wurden, nicht
oder unzureichend umgesetzt werden. Weil
auf das Weisungsrecht der Finanzkontrolle
wegfallt (siehe unten § 22 FKG), kann die
Benachrichtigung der Finanzkommission
zusammenfassend in § 12 FKG geregelt
werden (als Ersatz fiir die bisherigen 88 43b
Abs. 4 und 43d Abs. 3 FHG).
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B. Aufgaben

§ 13 Inhalt der Finanzaufsicht

!Die Finanzaufsicht der Finanzkontrolle umfasst die Priifung der
Ordnungsmassigkeit, der Rechtméssigkeit, der Sparsamkeit der
Haushaltfihrung der Wirtschaftlichkeit sowie der Zweckmassigkeit
der angewandten Methoden bei Wirkungsrechnungen.

“Die Finanzkontrolle ibt ihre Tatigkeit nach den anerkannten Revi-
sionsgrundsatzen aus.

®Die Finanzkontrolle darf keine Vollzugsaufgaben tibernehmen.

§ 40 Kriterien der Tatigkeit

Die Finanzkontrolle tbt ihre Téatigkeit nach anerkannten
Revisionsgrundsatzen aus, insbesondere nach den Krite-
rien der Ordnungsmassigkeit, der Rechtmassigkeit, der
Wirtschaftlichkeit und der Wirksamkeit.

§ 42 Aufgaben, Beizug von Sachverstandigen

“Sie darf keine Vollzugsaufgaben tibernehmen.

§ 13 FKG ubernimmt im Wesentlichen die
bisherige Regelung. Neu Uberprift die Fi-
nanzkontrolle jedoch nicht mehr die Wirk-
samkeit der Haushaltfihrung selbst, sondern
lediglich die Zweckmassigkeit der dabei an-
gewandten Methoden.

Die Finanzkontrolle wendet bei ihrer Priifung
allgemein anerkannte Revisionsgrundsétze
an. Mit dieser offenen Formulierung wird
sichergestellt, dass Weiterentwicklungen in
der Revision ohne zeitlichen Verzug Eingang
finden.
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8§14 Finanzaufsichtsbereich

'Der Finanzaufsicht durch die Finanzkontrolle unterliegen vorbehélt-
lich Spezialbestimmungen in anderen Gesetzen:

das Rechnungswesen des Landrates,

der Ombudsman,

die Landeskanzlei,

die Direktionen und deren Dienststellen,

die richterlichen Behérden und die Strafverfolgungsbehdérden,
die Organisationen jeglicher Rechtsform und Personen aus-
serhalb der Kantonsverwaltung, denen der Kanton 6&ffentliche
Aufgaben Ubertragt, an denen er sich massgeblich beteiligt
oder fiir welche er eine Staatsgarantie abgibt,

g. die Empfanger von Abgeltungen und Finanzhilfen.

~poooTw

’Die Sozialversicherungsanstalt Basel-Landschaft, soweit sie Bun-
desaufgaben erfillt, und die Basellandschaftliche Kantonalbank
unterliegen nicht der Finanzaufsicht der Finanzkontrolle. Vorbehal-
ten sind Auftrdge, die kantonale Organe in Auslibung ihrer Ober-
aufsicht erteilen.

*Die Gemeinden sind der Finanzaufsicht der Finanzkontrolle nicht
unterstellt.

8§ 41 Bereich der Finanzaufsicht, Revisionsmandate

'Der Finanzaufsicht der Finanzkontrolle sind unterstellt:
die Direktionen und ihre Dienststellen;

die Landeskanzlei;

die Gerichte;

der Ombudsman;

die Empfanger von Abgeltungen und Finanzhilfen;
die Kérperschaften, Anstalten und Organisationen
jeglicher Rechtsform ausserhalb der Kantonsverwal-
tung, denen der Kanton &ffentliche Aufgaben tber-
tragt, an denen er sich finanziell beteiligt oder tber die
er andere Aufsichtsfunktionen wahrzunehmen hat.

~oo0oTp

’Die Gemeinden sind der Finanzaufsicht der Finanzkon-
trolle nicht unterstellt.

Der Finanzaufsichtsbereich stimmt im We-
sentlichen mit dem bisherigen tberein. Die
Neuformulierung beschreibt den Aufsichtsbe-
reich verstandlicher und genauer.

Fir die BLKB und die SVA regelt das Bun-
desrecht die Finanzkontrolle und die fachli-
che Aufsicht bereits umfassend. Der kanto-
nale Gesetzgeber verfiigt daher tber keinen
oder ausserst geringen Handlungsspielraum
im Bereich der Finanzaufsicht. Landrat und
Regierung haben jedoch zur Wahrnehmung
ihrer Oberaufsicht weiterhin die Mdglichkeit,
der Finanzkontrolle Auftrage zu erteilen.

Gemeinden sind wie bisher nicht der Finanz-
aufsicht unterstellt.
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8§15 Allgemeine Aufgaben
'Die Finanzkontrolle unterstiitzt

a. den Landrat und seine Kommissionen bei der Ausiibung der
Oberaufsicht Gber die Verwaltung, die Rechtspflege und die
verwaltungsexternen Organisationen,

b. den Regierungsrat, die Direktionen, die Landeskanzlei und das
Kantonsgericht bei der Ausiibung bei der Dienstaufsicht.

§ 38 Stellung

'Die Finanzkontrolle (...) dient

a. dem Landrat und seinen Kommissionen zur Uberwa-
chung der verfassungsmassigen Finanzkompetenzen
und zur Austibung des parlamentarischen Oberauf-
sichtsrechts Uber die Verwaltung.

b. dem Regierungsrat und den Direktionen zur Austibung
der Verwaltungskontrolle.

§ 44 Verhéaltnis zum Landrat

'Die Finanzkontrolle steht dem Landrat und seinen Kom-
missionen, insbesondere der Finanzkommission und der
Geschaftsprifungskommission, im Rahmen der parlamen-
tarischen Verwaltungskontrolle zur Verfiigung. (...)

In § 15 Absatz 1 FKG sind die Hauptaufga-
ben der Finanzkontrolle in allgemeiner Form
festgehalten.

Die Aussagen von § 38 Abs. 1 und § 44 Abs.
1 FHG sind betreffend Unterstiitzung des
Landrates und seinen Kommissionen
gleich(wertig), weshalb auf § 44 Abs. 1 ver-
zichtet werden kann.
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(Weiter 8§ 15 Allgemeine Aufgaben)
’Die Finanzkontrolle ist zustandig fiir die Prifung des gesamten
Finanzhaushaltes insbesondere fiir

a. die Prifung der Staatsrechnung, der Fonds und Stiftungen
(Zweckvermdgen) und der unselbstandigen 6ffentlich-
rechtlichen Anstalten des Kantons,

b. die Prufung des Internen Kontrollsystems,

Managementprifungen und Projektprifungen,

Prufungen der Wirtschaftlichkeitsrechnungen und der Methode

bei Wirkungsrechnungen,

e. Prufungen im Auftrage des Bundes,

Prifungen als Revisionsstelle bei Organisationen, soweit ein

offentliches Interesse besteht.

oo

-

®Die Finanzkontrolle ist befugt, séamtliche Beschliisse und Verfi-
gungen der richterlichen Behérden und der Strafverfolgungsbehor-
den, die den Finanzhaushalt des Kantons betreffen, zu Gberprifen.
Sie hat dabei die verfassungsmassige richterliche Unabhangigkeit
zu beachten.

*Die Finanzkontrolle kann Dienstleistungen im Sinne von Absatz 2
Buchstabe c fiir verwaltungsexterne Organisationen durchfiihren,
wenn sie von diesen beauftragt wird.

§ 42 Aufgaben, Beizug von Sachverstandigen

'Die Finanzkontrolle hat insbesondere folgende Aufgaben:

a. die Prifung der Staatsrechnung;

b. die Prifung der Organisation und Ablaufe der staatli-
chen Tatigkeit;

c. die Durchfuhrung von Revisionen in ihnrem Aufsichts-
bereich sowie im Rahmen zusatzlicher Revisionsman-
date;

d. die Baurevision, umfassend die bauprojektbegleiten-
den Revisionen sowie nachtréagliche Revisionen, Pro-
jektprifungen und Ausmasspriifungen;

e. die Durchfiihrung von Projektrevisionen;

In 8 15 Absatz 2 FKG werden die Aufgaben
der Finanzkontrolle detaillierter aufgelistet.
Eine der Kernaufgaben ist die Priifung der
Staatsrechnung, der Fonds, der Stiftungen
der Anstalten und Betriebe des Kantons
(Buchstabe a).

Bei der Prifung des Internen Kontrollsystems
geht es um eine verfahrensorientierte Pri-
fung und in diesem Zusammenhang um die
Aufbau- und die Ablauforganisation innerhalb
der Verwaltung (Buchstabe b).

Unter Management- und Projektprifungen
fallen zum Beispiel Informatikprtfungen und
die begleitende Prifung der Abwicklung von
Bauprojekten (Baurevision). Neu soll der
Finanzkontrolle die Kompetenz zur Durchflh-
rung von Managementprufungen (Fuhrungs-
prufungen) erteilt werden (Buchstabe c; siehe
auch Ziffer 3.3 der Landratsvorlage).

Weil das Aufgabengebiet der Finanzkontrolle
den gesamten Finanzhaushalt betrifft, ist sie
befugt, auch die diesbezuglichen Beschliisse
und Verfigungen der richterlichen Behdrden
zu Uberprifen (Absatz 3).

Managementprifungen (wie auch System-
und Projektprifungen) sollen prinzipiell auf
verwaltungsinterne Organisationen be-
schrénkt werden. Ansonsten wirde in die
operativen Fuhrungskompetenzen der exter-
nen Organisation zu stark eingegriffen.
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8§16 Koordination der Prifungen
!Die Finanzkontrolle koordiniert ihre Tatigkeit mit anderen Organen,
die Prifungsaufgaben wahrnehmen.

’Die Priiftatigkeit bei Empfangerinnen und Empfangern von Abgel-
tungen und Finanzhilfen erfolgt in Koordination mit der fir die U-
berwachung dieser Leistungen zustdndigen Direktion.

Dieser Paragraph verpflichtet die Finanzkon-
trolle ausdriicklich, ihre Prifungstatigkeit mit
anderen Kontrollorganen und (bei Prufungen
bei Empfangerinnen und Empfangern von
Abgeltungen und Finanzhilfen) mit den Direk-
tionen zu koordinieren.

§17 Auftrdge und Beratung

'Der Landrat und seine Kommissionen, der Regierungsrat, die Di-
rektionsvorstehenden, die Landschreiberin oder der Landschreiber
und das Kantonsgerichtsprasidium kénnen der Finanzkontrolle be-
sondere Priifungsauftrdge erteilen und sie als beratendes Organ
beiziehen.

’Die Finanzkontrolle kann Auftrage ablehnen, welche die terminge-
rechte Abwicklung des ordentlichen Priifprogramms gefahrden.

®Auftrage  von parlamentarischen Untersuchungskommissionen
kann sie nicht ablehnen.

§ 42 Aufgaben, Beizug von Sachverstandigen

f. besondere Revisions- und Beratungsaufgaben im Auf-
trag des Landrates, des Regierungsrates oder der Di-
rektionsvorsteher.

§ 44 Verhdltnis zum Landrat

“Der Landrat und seine Kommissionen kénnen von der

Finanzkontrolle ergdnzende Auskiinfte oder Abklarungen
verlangen.

8 41 Bereich der Finanzaufsicht, Revisionsmandate

*Sje kann zur Mitwirkung in Projekten, Arbeitsgruppen und
Kommissionen zugezogen werden.

Wie bisher kann die Finanzkontrolle beson-
dere Prifungsauftrage entgegen nehmen
oder als beratendes Organ tétig sein.

(Der Aussagegehalt der bisherigen Bestimmungen
von § 44 Abs. 2 und § 42 Abs. 1 Bst. f. FHG ist im
Wesentlichen deckungsgleich.)

Um zu verhindern, dass die Finanzkontrolle
von ihren urspringlichen Aufgaben abgehal-
ten wird, kann sie die Prifungsauftrage ab-
lehnen (mit Ausnahme von Auftragen der
PUK) bzw. die Vergabe an Dritte beantragen.

Auf den bisherigen § 41 Abs. 3 FHG kann
verzichtet werden, weil er durch den neuen
§ 17 FKG abgedeckt wird.
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8§18 Vergabe von Revisionsmandaten

!Die Finanzkontrolle ist bei der Vergabe von Revisionsmandaten fiir
verwaltungsexterne Organisationen beratend beizuziehen vorbe-
haltlich der Basellandschaftlichen Kantonalbank und der Sozialver-
sicherungsanstalt.

“Sje kann Revisionsmandate verwaltungsexterner Organisationen
selbst Gibernehmen, an denen ein kantonales 6ffentliches Interesse
besteht.

8§ 41 Bereich der Finanzaufsicht, Revisionsmandate

“Die Finanzkontrolle kann Revisionsmandate aussenste-
hender Organisationen Gibernehmen, an denen ein kanto-
nales offentliches Interesse besteht.

Als oberstes Fachorgan soll die Finanzkon-
trolle bei der Vergabe der Revisionsstelle
beratend bei gezogen werden. Sie verfiigt
Uber das notwendige Wissen, um den Ent-
scheidungstragern die nétige Transparenz fur
ihren Beschluss zu liefern.

Eigene Revisionsmandate nimmt die Finanz-
kontrolle nur in Ausnahmefallen wahr.
Grundsatzlich soll aber diese Option offen
gehalten werden.

8§19 Priufungsprogramm und Geschéftsbericht
'Die Finanzkontrolle legt jahrlich ein Prufungsprogramm fest und
bringt dieses dem Begleitausschuss, der Finanzkommission des
Landrates, der Geschaftsprifungskommission des Landrates, dem
Regierungsrat und dem Kantonsgericht zur Kenntnis.

’Die Finanzkontrolle erstattet dem Landrat, dem Regierungsrat und
dem Kantonsgericht jahrlich einen Geschaftsbericht, in dem sie
Uber den Umfang und die Schwerpunkte ihrer Priifungstatigkeit
sowie Uber wichtige Feststellungen und Beurteilungen informiert.

Neu wird ausdriicklich festhalten, dass die
Finanzkontrolle ihr Prifprogramm nach frei-
em Ermessen festlegt. Dies ist ein wichtiger
Aspekt ihrer Unabhangigkeit. Aus diesem
Programm geht die ordentliche Pruftatigkeit
hervor.

Neu ist ebenso, dass die Finanzkontrolle ihre
Tatigkeit in Jahresberichten zusammenfasst.
Damit kdnnen sich die Adressaten (Landrat,
Regierungsrat, Geschéftsleitung Kantonsge-
richt; aber auch die Offentlichkeit) ein umfas-
senderes Bild der Tatigkeit der Finanzkontrol-
le machen.
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C. Priafungsverfahren und Berichterstattung

§20 Prufungsverfahren
'Bevor die Finanzkontrolle einen Priifungsbefund verabschiedet,

a. gibt sie der gepriften Einheit die Mdglichkeit zur Stellungnah-
me,

b. findet in der Regel eine Schlussbesprechung statt, zu welcher
die geprufte Einheit, die vorgesetzte Stelle sowie die zustandi-
ge Direktion, das Kantonsgericht oder die operative Gesamtlei-
tung der verwaltungsexternen Organisation eingeladen wird.

“Die Finanzkontrolle teilt ihren Priifungsbefund der gepriiften Ein-
heit, deren vorgesetzter Stelle, der Auftrag gebenden Stelle, den
Regierungsratmitgliedern oder dem Kantonsgericht schriftlich mit.

8§43 Priufungsbefunde, Massnahmen

'Die Finanzkontrolle teilt inren Prifungsbefund der gepriif-
ten Einheit, deren vorgesetzter Stelle, der Finanz- und
Kirchendirektion sowie gegebenenfalls der auftraggeben-
den Stelle schriftlich mit.

Prufungsablauf und verwaltungsinterne Be-
richterstattung bleiben unverandert. Mit der
Neuformulierung werden insbesondere In-
formationsfluss zwischen Finanzkontrolle und
der gepriften Einheit resp. deren vorgesetz-
ten Stellen besser und klarer dargestellt. Neu
erhalten alle Mitglieder der Regierung Ein-
sicht in samtliche Prifungsberichte.
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8§21 Andere Beanstandungen

Nimmt die Finanzkontrolle grundséatzliche Probleme im Finanzgeba-
ren oder generelle Mangel in der Organisation, der Verwaltungsfiih-
rung, in der Aufgabenerfillung, im Gesetzesvollzug oder in der
Gesetzgebung wahr, bringt sie ihre Feststellungen der gepriften
Einheit und der zustandigen Direktion, der Landeskanzlei, dem
Kantonsgericht oder der operativen Gesamtleitung der verwal-
tungsexternen Organisation zur Kenntnis.

§ 43d Andere Beanstandungen

'Nimmt die Finanzkontrolle grundsatzlich Probleme im
Finanzgebaren oder generelle Méngel in der Organisati-
on, der Verwaltungsfiihrung oder in der Aufgabenerfillung
wabhr, so bringt sie ihre Feststellungen der zustandigen
Einheit und der Direktion zur Kenntnis. Die zustandige
Einheit erstattet der Finanzkontrolle Bericht Uber die ge-
troffenen Massnahmen.

“Stellt die Finanzkontrolle Mangel im Gesetzesvollzug
oder in der Gesetzgebung fest, informiert sie die zustan-
dige Direktion.

*Erachtet die Finanzkontrolle die getroffenen Massnah-
men als unzureichend oder werden die Mangel in der
Gesetzgebung nicht behoben, so informiert sie den Regie-
rungsrat unter gleichzeitiger Benachrichtigung der Finanz-
kommission.

Dieser Paragraph wurde inhaltlich unveran-
dert vom bisherigen 8 43d FHG tbernom-
men. Er ermdglicht es der Finanzkontrolle
auch ausserhalb der formellen Prifungen
Beanstandungen aufzuzeigen.
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8§22 Berichterstattung
!'Die Finanzkontrolle kann Empfehlungen abgeben und Fristen set-
zen.

% Die gepriifte Einheit erstattet der Finanzkontrolle Bericht iiber die
getroffenen Massnahmen.

*Werden keine, unzureichende oder bei wesentlichen Mangeln nicht
fristgerechte Massnahmen eingeleitet, informiert die Finanzkontrolle
den Regierungsrat beziehungsweise das Kantonsgericht, die Lan-
deskanzlei oder die operative Gesamtleitung der verwaltungsexter-
nen Organisation.

§43a Beanstandung der Ordnungsmassigkeit oder
der Rechtmassigkeit

'Beanstandet die Finanzkontrolle die Ordnungsmassigkeit

oder die Rechtmassigkeit, kann sie zur Behebung der

Mangel Fristen setzen.

§43c Ruckweisung (Wirtschaftlichkeit oder Wirk-

samkeit)

Weist die gepriifte Einheit eine Beanstandung zurlck,
welche die Wirtschaftlichkeit oder die Wirksamkeit berihrt,
so unterbreitet die Finanzkontrolle ihre Antrage der zu-
standigen Direktion.

§43b Rickweisung der Beanstandung (Ordnungs-
massigkeit oder Rechtmassigkeit)

'Weist die gepriifte Einheit eine Beanstandung zuriick,
welche die Ordnungsmassigkeit oder die Rechtméssigkeit
berlhrt, so erlasst die Finanzkontrolle eine verbindliche
Weisung. Zuvor orientiert sie die zustandige Direktion.

“Die fur die geprufte Einheit zustandige Direktion kann die
Weisung durch die Finanz- und Kirchendirektion Gberpri-
fen lassen. Gehort die Einheit zur Finanz- und Kirchendi-
rektion, kann sie diese durch die Justiz-, Polizei- und Mili-
tardirektion uberprifen lassen. Der Uberprifungsent-
scheid ist der Finanzkontrolle und der gepruften Einheit
mitzuteilen.

®Die Finanzkontrolle oder die fiir die geprifte Einheit zu-
standige Direktion kann den Uberpriifungsentscheid durch
den Regierungsrat Gberprifen lassen. Er entscheidet
abschliessend.

“Der Regierungsrat informiert die Finanzkommission und
die Finanzkontrolle unverzuglich tber alle Uberprifungs-
entscheide gemass Absatz 3.

Die bisherige Regelung resp. Praxis wird
Ubernommen.

Das bisherige Antrags- (8 43c FHG) resp.
das beschwerdefahige Weisungsrecht (8 43b
FHG) der Finanzkontrolle wird durch eine
geeignete Berichterstattung ersetzt. Die wich-
tigsten Griinde fur diese Anderung:

- Es gehort grundsétzlich nicht den Aufga-
ben einer Finanzprifung, Weisungen zu er-
lassen.

- In der Regel erlassen die Fiihrungsorgane
(hierarchisch vorgesetzte Stellen) Weisun-
gen.

- Die Finanzprifer hingegen tberprifen ,nur®
deren Einhaltung und geben allenfalls
Empfehlungen ab.

- Das Weisungsrecht musste ausserst selten
angewandt werden (in der ndheren Ver-
gangenheit ist nur ein Fall bekannt).

- Das Weisungsrecht ist nicht vereinbar mit
Managementpriufungen.

Falls die festgestellten M&ngel nicht oder
unzureichend behoben werden, orientiert die
Finanzkontrolle die vorgesetzten Stellen und
die Finanzkommission (§ 12 Abs. 3 FKG).
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(weiter § 22 Berichterstattung)

*Stellt die Finanzkontrolle besondere Vorkommnisse oder Mangel
von erheblicher finanzieller Bedeutung fest, orientiert sie umgehend
die zustandige Direktionsvorsteherin oder den zustandigen Direkti-
onsvorsteher beziehungsweise die Landschreiberin oder den Land-
schreiber, das Kantonsgerichtsprasidium oder die operative Ge-
samtleitung der verwaltungsexternen Organisation sowie zusatzlich
die Vorsteherin oder den Vorsteher der Finanz- und Kirchendirekti-
on.

8§43 Priufungsbefunde, Massnahmen

“Stellt die Finanzkontrolle besondere Vorkommnisse oder
Mangel von erheblicher finanzieller Bedeutung fest, so
orientiert sie umgehend den zusténdigen Direktionsvor-
steher bzw. die zustandige Direktionsvorsteherin sowie
den Vorsteher bzw. die Vorsteherin der Finanz- und Kir-
chendirektion.

Wie bisher soll die Finanzkontrolle in Fallen
von besonderer Trageweite, die vorgesetzten
Stellen rasch und direkt informieren kénnen.

D. Weitere Verfahrensbestimmungen

8§23  Strafbare Handlungen

'Entdeckt die Finanzkontrolle eine moglicherweise strafbare Hand-
lung, meldet sie dies dem Regierungsrat, dem Kantonsgericht oder
der operativen Gesamtleitung der verwaltungsexternen Organisati-
on, die fir die gebotenen Massnahmen sorgen.

“Betrifft die mdglicherweise strafbare Handlung eine verwaltungsex-
terne Organisation, meldet die Finanzkontrolle dies auch dem Re-
gierungsrat.

§ 43 Prufungsbefunde, Massnahmen

*Entdeckt die Finanzkontrolle eine mdglicherweise straf-
bare Handlung, meldet sie dies dem Regierungsrat bzw.
dem Kantonsgericht, die fiir die gebotenen Massnahmen
sorgen.

Die bisherige Regelung wird Glbernommen:
Wenn die Finanzkontrolle Hinweise auf eine
strafbare Handlung hat, ist es sinnvoll, dass
sie nicht die Anzeige selbst vornimmt, son-
dern zuerst die betroffene Direktion, das
Kantonsgericht bzw. die operative Gesamtlei-
tung der verwaltungsexternen Organisation
informiert. Diese Stellen haben dann die
weiteren Massnahmen zu treffen. Neu wird
auch der Regierungsrat informiert, falls sich
Hinweise auf strafbare Handlungen in verwal-
tungsexternen Organisationen ergeben.

8§24 Laufende Verfahren

Bis zur endgultigen Erledigung einer Beanstandung und solange
eine Prifung der Finanzkontrolle nicht abgeschlossen ist, dirfen
ohne Zustimmung des Regierungsrates resp. des Kantonsgerichts
weder neue Verpflichtungen eingegangen noch Zahlungen geleistet
werden, welche Gegenstand des Verfahrens bilden.

§ 43a Beanstandung der Ordnungsmassigkeit oder
der Rechtmassigkeit

’Solange die Beanstandung nicht endgiiltig ist, diirfen

ohne Zustimmung des Regierungsrates bzw. des Kan-

tonsgerichts weder Verpflichtungen eingegangen noch

Zahlungen geleistet werden, die Gegenstand des Pri-

fungsverfahrens bilden.

In laufenden Verfahren dirfen keine neuen
Verpflichtungen oder Zahlungen geleistet
werden. Diese Regelung entspricht der bis-
herigen.
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§25 Dokumentation

'Beschliisse und Verfugungen des Landrates, der Regierung, der
Direktionen, der Landeskanzlei und des Ombudsmans, die den
Finanzhaushalt des Kantons betreffen, sind der Finanzkontrolle und
der Finanz- und Kirchendirektion unaufgefordert und ohne Verzug
zuzustellen. Die Finanzkontrolle kann Ausnahmen zulassen.

’Die Landeskanzlei stellt alle Beschliisse des Regierungsrates und
des Landrates, die den Finanzhaushalt betreffen, der Finanzkontrol-
le und der Finanz- und Kirchendirektion zu.

®Die obersten Organe der verwaltungsexternen Organisationen, mit
Ausnahme der Sozialversicherungsanstalt Basel-Landschaft, soweit
sie Bundesaufgaben erfilllt, und der Basellandschaftliche Kantonal-
bank, stellen der Finanzkontrolle und der Finanz- und Kirchendirek-
tion ihre Revisionsberichte zu.

§ 45 Informationspflicht und Amtshilfe

!Alle Beschliisse, Verfiigungen und Vertrage des Landra-
tes, des Regierungsrates und der Direktionen und der
richterlichen Behdrden, soweit sie finanzielle Auswirkun-
gen haben, missen ohne Verzug der Finanzkontrolle und
der Finanz- und Kirchendirektion zugestellt werden.

Mit diesem Paragraphen wird besser als
bisher gewahrleistet, dass die Vorstehenden
der Finanzkontrolle und der Finanz- und Kir-
chendirektion Uber alle finanzrelevanten Be-
schlisse und Verfigungen orientiert werden:
Neu gewabhrleistet die Landeskanzlei, dass
die Beschlusse und Entscheide von Landrat
und Regierungsrat vollstandig den erwéhnten
Stellen zugestellt werden (Absatz 2). Neu
wird auch den verwaltungsexternen Organi-
sationen eine Zustellpflicht Gbertragen.

Das Zugriffsrecht der Finanzkontrolle auf
finanzrelevante Beschlusse der Gerichte und
Strafverfolgungsbehorden ist in § 15 Abs. 3
FKG festgehalten.

§26 Datenzugriff

'Die Finanzkontrolle hat das Recht, die fiir die Wahrnehmung der
Finanzaufsicht erforderlichen Daten einschliesslich der Personen-
daten aus den Datensammlungen der Direktionen und der Landes-
kanzlei abzurufen.

“Soweit die Daten fiir die Aufgabenerfillung geeignet und erforder-
lich sind, erstreckt sich das Zugriffsrecht auch auf besonders schiit-
zenswerte Personendaten.

®Die Finanzkontrolle darf die ihr derart zur Kenntnis gebrachten
Personendaten nur bis zum Abschluss des Revisionsverfahrens
aufbewahren oder speichern.

*Die Zugriffe auf die verschiedenen Datensammlungen und die
damit verfolgten Zwecke missen dokumentiert werden.

8 41 Bereich der Finanzaufsicht, Revisionsmandate

®Der Finanzkontrolle ist Auskunft zu erteilen, soweit dies
fur eine konsolidierte Betrachtungsweise und kantonswei-
te Prifung der Risikosituation erforderlich ist.

Damit die Finanzkontrolle ihre Aufgaben
wahrnehmen kann, muss sie ein umfassen-
des Datenzugriffsrecht haben (Absatz 1).
Soweit die Daten fiir die Aufgabenerfillung
geeignet und erforderlich sind, erstreckt sich
das Zugriffsrecht auch auf besonders schiit-
zenswerte Personendaten (Absatz 2).

Die Finanzkontrolle darf diese Personenda-
ten nur bis zum Abschluss des Revisionsver-
fahrens aufbewahren oder speichern (Absatz
3).

Die Transparenz und der Personlichkeits-
schutz bleiben unter anderem durch die Do-
kumentation aller Datenzugriffe gewahrt (Ab-
satz 4).
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Neue Fassung

Bisherige Fassung

Kommentar

8§27  Mitwirkungs- und Aufklarungspflicht

'Wer der Finanzaufsicht durch die Finanzkontrolle untersteht, un-
terstiitzt sie bei der Durchfihrung ihrer Aufgaben. Insbesondere
sind auf Verlangen die notwendigen Unterlagen rechtzeitig vorzule-
gen und die erforderlichen Auskiinfte zu erteilen.

2Auf Verlangen der Finanzkontrolle hat die gepriifte Stelle die Voll-
standigkeit der vorgelegten Unterlagen und der gegebenen Aus-
kiinfte und Erklarungen in einer von der Finanzkontrolle formulier-
ten schriftlichen Erklarung zu bestatigen.

§ 45 Informationspflicht und Amtshilfe

“Die der Finanzaufsicht der Finanzkontrolle unterstellten
Organe legen ihr auf Verlangen die notwendigen Unterla-
gen vor und gewahren ihr jede Unterstutzung bei der
Durchfuhrung ihrer Aufgaben.

8§ 41 Bereich der Finanzaufsicht, Revisionsmandate
®Der Finanzkontrolle ist Auskunft zu erteilen, soweit dies

fuir eine konsolidierte Betrachtungsweise und kantonswei-
te Prifung der Risikosituation erforderlich ist.

Absatz 1: Die bisherige Regelung wird tber-
nommen: Die Finanzkontrolle hat das Ein-
sichtsrecht in alle Akten und Anspruch auf
alle Information, die zur Wahrnehmung ihrer
Aufgabe notwendig sind. Die Mitwirkungs-
pflicht der beaufsichtigten Organe soll des
Weiteren verhindern, dass Prufungen durch
Uberspitztes Einhalten des Dienstweges be-
hindert werden.

Absatz 2: Die Finanzkontrolle kann Vollstan-
digkeits- und Richtigkeitserklarungen verlan-
gen. Bei einer Verweigerung liegt eine Ein-
schrankung des Prifungsumfangs vor, wel-
che zu einer Einschrankung oder zu einer
Ruckweisung der Rechnung fiihrt.

8§28 Meldung besonderer Vorkommnisse und Mangel
Besondere Vorkommnisse und Mangel von wesentlicher finanzieller
Bedeutung sind auf dem Dienstweg unverziiglich der Finanzkontrol-
le zu melden.

Mit 8 28 wird gesetzlich sichergestellt, dass
wesentliche Sachverhalte der Finanzkontrolle
gemeldet und von ihr formell behandelt wer-
den kénnen. Die Regierung hat bereits im
Jahr 1998 bei Agenturen beschlossen, dass
derartige besondere Vorkommnisse und
Risiken gemeldet werden mussen.

§29 Offentlichkeit der Akten

Von den Akten der Finanzkontrolle sind einzig der Bestatigungsbe-
richt zur Staatsrechnung und der Geschaftsbericht der Finanzkon-
trolle offentlich.

Wie bis anhin bleiben die Akten und die Be-
richte der Finanzkontrolle nicht 6ffentlich.
Ausnahme sind der Bestatigungsbericht zur
Staatsrechnung (Kurzbericht) und der Ge-
schaftsbericht.
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Neue Fassung

Bisherige Fassung

Kommentar

E. Schlussbestimmungen

8§30 Anderung des Finanzhaushaltsgesetzes

§ 1 Absatz 1: Dieses Gesetz regelt die Fihrung des Finanzhaushal-
tes.

88§ 38 bis 45: aufgehoben

§ 1 Absatz 1: Dieses Gesetz regelt die Fihrung des Fi-
nanzhaushaltes sowie die Aufgaben und die Organisation
der Finanzkontrolle.

Die Bestimmungen des FHG zur Finanzkon-
trolle werden aufgehoben.

§31 Anderung des Landratsgesetzes

§ 32 Finanzkontrolle
Die Finanzkontrolle steht dem Landrat und seinen Kommissionen
gemass den Bestimmungen des Finanzkontrollgesetzes zur Verfi-

gung.

Die Finanzkontrolle steht dem Landrat und seinen Kom-
missionen gemass den Bestimmungen des Finanzhaus-
haltsgesetzes zur Verfligung.

Formelle Anpassung.

§ 32 Inkrafttreten

Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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2. Dekret zum Gesetz Uber die Gewaltentrennung

Neue Fassung

Bisherige Fassung

Kommentar

81

Folgende Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der kantonalen Verwal-
tung kénnen dem Landrat nicht angehéren:

(-..)

2. Finanz- und Kirchendirektion

- der Leiter oder die Leiterin der Abteilung Finanz- und Volkswirt-
schaft der Finanzverwaltung

7. Finanzkontrolle

- die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Finanzkontrolle

81

Folgende Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der kantonalen
Verwaltung kénnen dem Landrat nicht angehoren:

(...)
2. Finanz- und Kirchendirektion
- der Leiter oder die Leiterin der Abteilung Finanz- und

Volkswirtschaft der Finanzverwaltung
- die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Finanzkontrolle

Formelle Anpassung aufgrund der Zuord-
nung der Finanzkontrolle zum Landrat.

3. Dekret zum Gesetz lGiber die Organisation und die Geschéaftsfihrung des Landrats

Neue Fassung

Bisherige Fassung

Kommentar

§ 44 Finanzkontrolle

Die Kommissionen kdnnen der Finanzkontrolle unter Mitteilung an
die Finanzkommission, an das Biro und an den Regierungsrat
resp. an das Kantonsgericht Auftrage im Rahmen des Finanzkon-
trollgesetzes erteilen.

8§ 44 Finanzkontrolle

Die Kommissionen kénnen der Finanzkontrolle unter Mit-
teilung an die Préasidentin oder den Préasidenten der Fi-
nanzkommission, an das Biro und an den Regierungsrat
Auftrage im Rahmen des Finanzhaushaltsgesetzes ertei-
len.

Formelle Anpassung aufgrund der Schaffung
des neuen Gesetzes.




Finanzkontrollgesetz / Beilage 6 / Synoptische Darstellung Seite 21
4. Dekret zum Verwaltungsorganisationsgesetz
Neue Fassung Bisherige Fassung Kommentar

8§ 4 Dienststellen

! Die Direktionen und die Landeskanzlei umfassen die folgenden
Dienststellen:

(..)

.Finanzkontrolle* aufgehoben

8§ 4 Dienststellen

! Die Direktionen und die Landeskanzlei umfassen die
folgenden Dienststellen:

(.

- Finanzkontrolle

Die Finanzkontrolle ist nicht mehr eine
Dienststelle der FKD.

5. Dekret zum Personalgesetz

Neue Fassung

Bisherige Fassung

Kommentar

§ 32 Absatz lquater

Der Vorsteherin bzw. dem Vorsteher der Finanzkontrolle werden 12
Monatsléhne ohne Anspruch auf das 13. Monatsgehalt gemass
Anhang |l Ziffer 2, Gruppe D ausgerichtet.

Anhang Il Ziffer 2 Gruppe D

Minimallohn:  xy Franken
Maximallohn:  xy Franken

Der Lohn der Vorsteherin bzw. des Vorste-
hers der Finanzkontrolle wird neu Personal-
dekret festgelegt. Eine dauernde Fixierung
des Lohnes ist fiir die Unabhangigkeit dieser
Stelle von wesentlicher Bedeutung.




MUSTERGESETZ FUR DIE FINANZKONTROLLE

(Versicmggmés's Beschluss GV der Fachvereinigung vom 22. Juni 2001)

Das folgende' Mustergeéetz'ist grundsatzlich fir die -Stufe Kantone konzipiert. Mi

entsprechenden Anpassungen ist er problemlos auch fir Stadte und grossere

- Gemeinden verwendbar.

Fur Gemeinwesen, die 'den Begleitenden ‘Aués¢huss einfihren wollen (wie Kanton
ZH), wird am Ende des Mustergesetzes auf notige Anpassungen hingewiesen. -
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MUSTERGESETZ FUR DIE FINANZKONTROLLE

§1.

oder

oder

(Faésungrvom'22. Juni 2001)
I. Stellung und Organisation der Finanzkontrolle
Stellung

Die Finanzkontrolle ist das oberste
Fachorgan der Finanzaufsicht

' Finanzaufsichtsorgan

des Kantons. Sie unterstitzt

a) das Parlament bei der Ausiibung der Oberaufsicht tber Verwaltung und

Rechtspflege,

" b) die Exekutive, die Departemente, die obersten kantonalen Gerichte und

die selbstandigen 6ffentlich-rechtlichen Anstalten bei der Austibung der |
Dienstaufsicht Ober die Verwaltungen. .

. Die Finanzkontrolle ist administrativ dem LenkungSgremium des Parlamentes

zugeordnel.

Die Finanzkontrolle ist administrativ dem Présidium der Exekutive zugeord-
net. ' . - '

Die Finanzkontrolle ist fachlich unabhéngig und selbstandig. Sie iét in ihrer

- Prifungstatigkeit nur Verfassung und Gesetz verpflichtet. Sie legt jahrlich ein

Prifprogramm fest und bringt dieses dem Lenkungsgremium des Parlamen-
tes, der fur die Finanzaufsicht zustandigen Aufsichtskommission des Parla-
mentes, der Exekutive und auszugsweise den obersten kantonalen Gerich-
ten und.den obersten Organen der selbstandigen offentlichrechtlichen An-
stalten zur Kenntnis. ‘ '

* Aufsichtsbereich

.§2.

Der Finanzaufsicht durch die Finanzkontrolle unterliegen vorbehalitlich ab- -

weichender Regelung in Spezialgesetzen: '

a) das Rechnungswesen des Parlamentes und der Ombudsperson

b) die kantonale Verwaltung, . : - o

¢} die Verwaltung der Rechtspflege,

d) die Sffentiichrechtlichen Anstalten des Kantons,

e) Organisationen und Personen ausserhalb der kantonalen Verwaltung,
denen der Kanton éffentliche Aufgaben Obertragt, : -

f)-  Organisationen und Personen, die kantonale Leistungen gestutzt auf
das Staatsbeitragsgesetz empfangen. S




- §3.

oder

§ 4.

Die Finanzaufsicht uber die Gemeinden richtet sich nach dem Gemeindege-
setz. '

" Die Finanzkbntrol!e Ubt die Finanzaufsicht auch dbrt aus, wo nach Geselz

oder Statuten eine eigene Revisionsstelie oder Kontrollstelle eingerichtet ist. -

- Die Finanzkontrolle kd'or'diniert ihre Tatigkeit mit anderen Organen, die Pri-
- fungsaufgaben wahrnehmen.

Die Priftatigkeit bei Organisationen und Personen, die kantonale Leistungen
- Qestltzt auf das Staatsbeitragsgesetz empfangen, erfolgt in Koordination mit

dem fiir die Uberwachung dieser Leistungen zusténdigen Departement,

Leitungr _

Die Finanzkontrolle wird von einer in Finanzaufsichtsfragen der &ffentlichen
Verwaltung ausgewiesenen Fachperson geleitet. Sie wird in der hdchsten
Lohnklasse flir kantonale Angestellte eingereiht. '

Das Parlament wéhif die Leiterin oder den Leiter der Finanzkontrolle auf An-
trag der Exekutive auf eine Amtsdauer von sechs Jahren, Wiederwahl ist zu-

~ lassig.

Die Leiterin oder der Leiter kann bei schwemiegendér Amitspfiichtverletzung -
oder fachlichem Ungentigen vom Parlament vor Ablauf der Amtsdauer abbe-

- rufen werden. o '

Die Exekutive wihit die Leiterin oder den Leiter der Finanzkontrolle auf eine
Amisdauer von sechs Jahren. Wiederwah! ist zuldssig. Die Wah! bedarf der
Genehmigung durch das Parlament. ' :

~ Die Leiterin oder der Leiter kann bei schwerwiegender Amtspfiichtverietzung

oder fachlichem Ungenilgen von der Exekutive vor Ablauf der Amtsdauer

- abberufen werden. Die Abberufung bedarf der Genehmigung durch das Par-

lament. :

Personal

Das. Personélrecht des Kantons findet auf die Leiterin oder den Leiter sowie
- das Personal der Finanzkontrolle Anwendung. Vorbehalten bleiben die Be-

stimmungen -dieses Gesetzes und vom Parlament erlassene abweichende
Regelungen aufgrund der besonderen Stellung der Finanzkontrolie.

Die Leiterin oder der Leiter der Finanzkontrolle ist im Rahmen des vom Par-
lament genehmigten Voranschlags fir alle Personalgeschafte der Finanz-
kontrolle zusténdig, insbesondere auch fur Einstellungen, Beférderungen
und Entlassungen. : : .
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§86.

§7.

' §8.

50

§ 10,

| _Zusarhmenér'beit mit Dritten

Die Finanzkontrolle kann Sachversténdige béiziehen, sofern die Durchfih- -
rung ihrer Aufgaben besondere Fachkenntnisse erfordert oder mit ihrem or-
dentlichen Personal nicht gewahrieistet werden kann.

* Der Kanton kann zur gemeinsamen Lésung von Aufgabén der Finanzkontrol-'

le mit privaten oder &ffentlichen Institutionen zusammenarbeiten und inter-
kantonalen Vereinbarungen beitreten. Das Lenkungsgremium des Parlamen-
tes ist auf Antrag der Finanzkontrolle zum Abschluss von Vereinbarungen in
diesem Bereich abschliessend zustandig. - ‘ ' '

Haushaitsfilhrung -

Fir die 'HaUShaltsf'L'lhrung der Finanzko’ntrolle'gilt die 'FinanzhaushaItISge.-

- setzgebung soweit dieses Gesetz keine besonderen Vorschriften enthit.

Die Finanzkontrolle ist beztiglich Au's'gabenkompeten:zen einem Departement
 gleichgestellt. Ubersteigen Ausgaben die Zusténdigkeit der Finanzkontrolle, .
- sind sie auf Antrag des Lenkungsgremiums des Parlamentes vom Parlament

zu bewilligen. Kreditiberschreitungen bewilligt das Lenkungsgremium.

- Voranschlag

Die Finanzkontrolle erstellt ihr Budget, das die Exekutive unverandert in ihren
Entwurf zum Voranschlag iibernimmt. - : ' '

- Verrechnung der Leistungen

Die Finanzkontrolie stellt grundséitzlich nur den &ffentlichrechtlichen Anstal-
ten des Kantons sowie bei Aufgaben im Sinne von § 13 Abs. 1 lit. d) und e)
thre Aufwendungen in Rechnung. '

Revisionsstelle

Das Lenkungsgremiums des Parlamentes beauftragt eine externe Revisi-
onsstelle mit der Priifung der Rechnung sowie der periodischen Qualitats-

~ und Leistungsbeurteilung der Finanzkontrolle.

Geschéiftsyerkehr- '

Die Finanzkontrolle verkehrt direkt mit denjenigen Stellen, die ihrer Aufsicht
unterstehen. . . - :

Die Finanzkontrolle verkehrt direkt mit der fur die Finanzaufsicht zustandigen L
. Kommission des Parlamentes. Die Kommission Iadt die Leiterin oder den

Leiter der Finanzkontrolle periodisch zu einer Aussprache ein.

.
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Die Finanzkontrollé verkehrt direkt mit der Exekutive. Die Exekutive I&dt die
Leiterin oder den Leiter der Finanzkontrolle periodisch zu einer Aussprache
ein.

II. Grundsétze

" Inhalt der Finanzaufsicht

Die Finanzaufsicht der'. Finanzkon’trolle u-mfa'sét die Prifung der Ordnungs-
massigkeit, der Rechtméssigkeit, der Wirtschatftlichkeit, der Zweckmaéssig-
keit, der Sparsamkeit und der Wirksamkeit der HaushaltsfGhrung. '

Prijfungsgr_tjhdséitze

Die Finanzkontrolle tibt ihre Tétigkeit nach den Bestimmungen dieses Geset-
zes und nach anerkannten Grundsatzen aus. .

Die Finanzkontrolle darf nicht mit Vollzugsaufgaben beauftragt wer_dén. .

. Aufgaben

| Allgemeine Aufgaben

Die Finanzkontrolie ist zustandig fir die Priifung des gesamten Finanzhaus- -
haites insbesondere fir - : o
a) die Prifung der Staatsrechnung, der separaten Rechnungen der Dienst-

stellen, der Anstalten und Betriebe des Kantons, : :

b) die Prifung der internen Kontrolisysteme,

¢) die Vornahme von Systemprifungen, Projektpriifungen und Prifungen
der Wirkungsrechnungen, ' .

d) - Priifungen im Auftrage des Bundes, .

e) - Prifungen als Revisionsstelle bei Organisationen, soweit ein sffentliches
“Interesse besteht. ' '

Die Finanzkontrolle wird bei der Erarbeitung von Vorschriften tber den Zéh~

‘lungsdienst, die Haushaltsfiihrung und bei der Entwicklung und Abnahme

von Systemen des Rechnungswesens beigezogen.

Besondere Auftrige und Beratung

_--Parlamentarisché Untersuchungsko'm'missioneh, die fur die Finanzaufsicht

zustandige Aufsichtskommission des Parlamentes, die Exekutive, die Depar-
temente, die obersten kantonalen Gerichte und die selbstindig &ffentlich-



§15.

. B
rechtlichen Anstalten kénnen der Finanzkontrolle besondere Prifungsauftra-

ge erteilen und sie als beratendes Organ in Fragen der Finanzaufsicht bei- -
Ziehen. ‘ ‘

Die Finanzkontrolle kann 'Auftrége' éblehnen, wenn die Abwicklung des or-

dentlichen Prifprogramms gefshrdet wird. Auftrdge von parlamentarischen
Untersuchungskommissionen kénnen nicht abgelehnt werden.

Iv. Berichferstattung und Bea.nstandungen |

Berichterstattung

Die Finanzkontrolle teilt der gepriften Stelle die Ergebnisse 'ihrer Pn‘.‘:fu-ng :

schriftlich mit. Bei Feststellung wesentlicher Mzangel wird auch das betroffene

Departement, das betroffene oberste kantonale Gericht oder die operative
Gesamtleitung der betroffenen selbstandigen offentlichrechtlichen Anstalt in

~ gleicher Weise orientiert.

Die Ergebnisse der Priifung der Staatsrechnung werden der fur die Finanz-
aufsicht zusténdigen Aufsichtskommission des Parlamentes und der Exeku-
tive mitgeteilt, die Ergebnisse der Priifung der Jahresrechnung der selbstén-
dig &ffentlichrechtlichen Anstaiten auch der Anstalt und dem zustandigen
Departement. - :

Lassen Feststellungen der Finanzkontrolle ein'sbfortiges Handeln éls gébo-
ten erscheinen, informiert die Finanzkontrolle unverziglich die vorgesetzte
Instanz der gepriften Stelle. E : :

Bei der Priifung von Ofgahisationen und Personen ausserhalb der kantona-
len Verwaltung werden die Ergebnisse der Priifung sowohl diesen als auch
der fur den Verkehr mit den gepriiften Organisation und Personen zustandi-

-gen Stelle der Kantonalen Verwaltung oder der obersten kantonaten Gerich-

e mitgeteilt.

" Bei besonderen Auftrégen im Sinne von § 14 erfolgt die Berichterstattung'nur

oder

§16.

oder

an die auftraggebende Stalle.

Semesterberichte

" Quartalsberichte

Die Finanzkontrolle orientiert die fiir die Finanzaufsicht zusténdige Aufsichts-
kommission des Parlamentes sowie, soweit sie davon betroffen sind, die
Exekutive, die obersten kantonalen Gerichte und die obersten Organe der
selbsténdigen offentlichrechtlichen Anstalten

- semesterweise

quartalsweise
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(ber ihre Priftatigkeit. Die QOrientierung erfolgt erst, wenn die Stellungnah-
men im Sinne von § 17 Abs. 2 vorliegen oder die Frist zu ihrer Einreichung
unbenutzt abgelaufen ist. ' o

 Beanstandungen

Werden unwesentliche Mangel, insbesondere Fehler formeller Art, festge-
stellt, fordert die Finanzkontrolle die geprifte Stelle auf, innert dreier Monate
einen schriftlichen Bericht tiber die Behebung der Méngel zu erstatten.

Werden wesentliche Mangel festgestellt, setzt die Finanzkontrolle der geprif- -
te Stelle eine Frist von drei Monaten, um auf dem Dienstweg schriftlich dazu
Stellung zu nehmen und Auskunft ber die getroffenen oder eingeleiteten
Massnahmen zu erteilen. ' ‘ ' '

Unerledigte Beanstandungen

Wird der festgeSteIIte Man'ge-l durch die geprifte Stelle nicht behoben, wer- -

den keine Massnahmen zu seiner Behebung eingeleitet oder erstattet sie bei
wesentlichen Méngeln innert der dreimonatigen Frist keinen Bericht,

a) entscheidet bei Beanstandungen, welche die Wirtschaftlichkeit, die
Zweckmaéssigkeit, die Sparsamkeit oder die Wirksamkeit berithren, auf An-
trag der Finanzkontrolle die Exekutive oder das betroffene oberste kantonale
Gericht oder das oberste Organ der betroffenen selbstandigen offentlich-
rechtlichen Anstalt tiber die notwendigen Massnahmen, o

b) kann die Finanzkontrolle bei Beanstandungen, welche die Ordnungsmés_-

. sigkeit oder die Rechtmassigkeit beriihren, diese formell feststellen-und eine
‘Weisung erlassen. ST ,

Anfechtung der Weisung

Die geprufte Stelle kann gegén Wéisungen der Finanzkontrolle innert dreis-
sig Tagen Beschwerde erheben. :

-Fur geprtifte Stellen der Verwaltung erhebt das betroffene De-partement Be- |

schw_rerde bei der Exekutive.

FUr geprifte Stellen der Rechtspflege erhebt das betroffene oberste
kantonale Gericht Beschwerde beim Plenaraussschuss der Gerichte. Die Be-
schwerde wird durch die Prasidentin oder den Prasidenten behandelt Betrifft -
die Beschwerde deren oder dessen Gericht, durch die Vizeprésidentin oder
den Vizeprasidenten. : . ' . :

Fur geprifte Stellen selbstandiger éffentlichrechtlicher Anstalten erhebt de-
ren operative Gesamtleitung .Beschwerde beim obersten Organ der Anstalt,
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§22.

§ 23.

oder

8

Die Be'schwerdeentscheide sind abschliessend. Das beschwerdefiihrende
Departement oder das beschwerdeflihrende oberste kantonale Gericht tritt

- beim Entscheid in den Ausstand.

Beschwerdéentscheide werden den am Verfahren Beteiligten und den Auf-
sichtskommissionen schriftlich und begriindet mitgeteilt.

Tﬁtigkeitsbericht

Die Finanzkontrolle erstattet dem Parlament und der Exekutive jahrlich einen -
Tatigkeitsbericht, in dem sie tber den Umfang und die Schwerpunkte ihrer
Priiftatigkeit sowie Uber wichtige Feststellungen und Beurteilungen informiert,
Der Bericht wird verdffentlicht, :

V. Verfahien

Strafbare Handlungen

Ergeben sich Hinweise auf eine strafbare Handlung, meldet die Finanzkon- -
trolle dies dem zustandigen Departement, dem betroffenen obersten kanto- -
nalen Gericht oder der operativen Gesamtleitung der betroffenen selbstandi-
gen offentlichrechtlichen Anstait. Die informierten Instanzen sorgen unver-

zlglich fiir die gebotenen Massnahmen.

Werden keine au-sreiChenderi" Massnahmen ergriffen, informiert die Finanz-
kontrolle die Exekutive Uber die von ihr entdeckten Hinweise.

Laufende Verfahren

Bis zur endgiltigen Erledigung einer Beanstandung und solange eine Unter-
suchung der Finanzkontrolle nicht abgeschlossen ist, durfen ohne Zustim- -
mung der Finanzkontrolle weder neue Verpflichtungen' eingegangen noch
Zahlungen geleistet werden, die Gegenstand des Verfahrens bilden,

Dbkumentation und Datenzugr'iff

Beschlusse und Verfugungen des Parlamentes, der Exekutive, der Rechts-
pflege, der Departemente und der Dienststellen sowie der selbstandigen 6f-
fentlichrechtlichen Anstalten, die den Finanzhaushalt des Kantons betreffen, .
sind der Finanzkontrolle unaufgefordert '
zuzustellen.

verfu'gb ar zu halten.

~ Die Finanzkontrolle hat das Recht, die fir die Wahrnehmung der Fihanzauf-

sicht erforderlichen -Daten einschliesslich Personendaten aus den Daten-
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sammlungen der Departemente und Dienststellen, der Gerichte sowie der

- selbstandigen offentlichrechtiichen Anstalten abzurufen. Soweit die Daten fir

die Aufgabenerfilllung geeignet und erforderlich sind, erstreckt sich das
Zugriffsrecht auch auf besonders schiitzenswerte Personendaten. Die Fi
nanzkontrolle darf die ihr derart zur Kenntnis gebrachten Personendaten nur
bis zum Abschiuss des Revisionsverfahrens aufbewahren oder speichem.
Die Zugriffe auf die verschiedenen Datensammiungen und die damit verfolg-

- ten Zwecke miissen dokumentiert werden.

Mitwirkungspflicht

Wer der Aufsicht durch die Finanzkontrolle untersteht, unterstutit sie bei der’ _

“Durchfithrung ihrer Aufgaben. Insbesondere legt er auf Verlangen die not-

wendigen Unterlagen vor und erteiit die erforderlichen Auskinfte.

~ Anzeigepflicht

Mé‘lhgel von grundsétzlicher und wesentlicher 'finanz__ieller Bedeutung, sind '
auf dem Dienstweg unverziiglich der Finanzkontrolle zu melden. -

VI Schlussbestimmungen -

Anderung bisherigen Rechts

Die nachstehenden Gésetze werden wie folgt gééndert:

Inkrafttreten

Dieses Gese_tz trittam ........ in Kraft,

Ziirich, 22. Juni 2001 7 . | . Fachvereinigung der Finanzkor_:trollen _
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Bei einer Variante mit Begleitendem Ausschuss empfehlen wir folgende Anpassun-
gen; ' :

einfigen

' Begleitender Ausschuss

Es wird ein Begleitender Aussc.huss gebildet, dem Aufgaben im Rahmen des
Wahlverfahrens (§ 4. Abs. 2 ), der Beurteilung (§ 4. Abs. 3 ), der Abberufung -
(§ 4. Abs. 4) und der Bestimmung der Revisionsstelle (§ 9.) zugeteilt wer-
den. - B

Der Begleitende Ausschuss wir gebildet aus L
a) einem Mitglied des Lenkungsgremiums des Pariamentes, .
“b) einem Mitglied der fiir die Finanzaufsicht zusténdigen Aufsichtskommissi-
- on des Parlamentes, : o
c} einem Mitglied der Exekutive, ' N
d) einer Vertretung der obersten kantonalen Gerichte,
e) zwei von den Ubrigen Mitgliedern gewéhiten Fachpersonen.

Das Lenkungsgremium, die fur die Finanzaufsicht zustandige Aufsichtskom-
mission des Parlamentes und die Exekutive bezeichnen ihre Vertreterin oder .
ihren Vertreter, die Vertretung der obersten kantonalen Gerichte wird durch -
den Plenarausschuss der obersten kantonalen Gerichte gewdhit.

Der Ausschuss konstituiert sich selbst; er Ubertragt einer der beiden Fach-
personen den Vorsitz. Bei Abstimmungen stimmt die oder der Vorsitzende
mit. Bei gleichgeteilten Stimmen gilt derjenige Antrag als angenommen, fir
den die oder der Vorsitzende gestimmt hat. ' S

Das Lenkungsgremium des Pérlamentes regelt die Entschadigung der Mit-
glieder des Ausschusses und bezeichnet dessen Sekretariat, :

(NeunummerierUng der restlichen §§)

§4.

Abs. 2 (Vériante 1) neue Formulierung: : :
Das Parlament wihlt die Leiterin oder den Leiter der Finanzkontrolle auf An- _
trag des Begleitenden Ausschusses auf eine Amtsdauer von s

Abs. 2 (Variante 2) neué Formmierung: _

Die Exekutive wahlt die Leiterin oder den Leiter der Finanzkontrolle nach An-
hérung des Begleitenden Ausschusses auf eine Amtsdauer von ........ '

Abs. 3 neue Formulierung (ohne Variante) _ :
Die Leistungen der Leiterin oder des Leiters der Finanzkontrolle werden peri-
odisch durch den Begleitenden Ausschuss beurteilt. Die Beurteilung hat an-
hand- objektiver Kriterien zu erfolgen. Die fachliche Unabhéngigkeit und Selb-
standigkeit der Finanzkontrolle muss gewahrt bleiben. Der Ausschuss ist zu-
standig fur Lohnanpassungen. ' : '
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Abs. 4 einfiigen (Variante 1) |
Der Begleitende Ausschuss kann dem Parlament bei erheblicher Amtspflicht-

verletzung oder fachlichem Ungentigen die Abberufung der Leiterin oder des
Leiters vor Ablauf der Amtsdauer beantragen.

Abs. 4 einfligen (Variante 2) |
Der Begieitende Ausschuss kann - der Exekutive bei erheblicher
Amtspflichtverletzung oder fachlichem Ungeniigen die Abberufung der Leiterin
oder des Leiters vor Ablauf der Amtsdauer beantragen. Die Abberufung

bedarf der Genehmigung durch das Parlament. -

neue Formulierung _

Der Begleitende Ausschuss beauftragt eine externe Revisionsstelle mit der
Prifung der Rechnung der Finanzkontrolle. o '

LY

Abs. 1 néue Formulierung : o S .
Die Finanzkontrolle orientiert die fur die Finanzaufsicht zusténdige Aufsichts- -
kommission des Parlamentes und den Begleitenden Ausschuss sowie



	Impressum
	Vorlage
	1. ZUSAMMENFASSUNG
	2. AUSGANGSLAGE
	2.1. Blick auf die Geschichte
	2.2. Die Entwicklung der Finanzaufsicht in den Kantonen
	2.3. Die heutige Regelung beim Bund
	2.4. Die heutige Regelung im Kanton Basel-Landschaft
	2.5. Gründe für eine Neuregelung im Kanton Basel-Landschaft
	3.1. Ziel der neuen Regelungen
	3.2. Organisatorische Unabhängigkeit der Finanzkontrolle
	a) Organisatorische Zuordnung zum Landrat
	b) Pflichtenheft des Begleitausschusses wird von der Finanzkommission festgelegt
	c) Weitere Bestimmungen zur Sicherung der Unabhängigkeit der Finanzkontrolle 


	3.3. Kompetenz zur Durchführung von Managementprüfungen
	a) Ausgangslage
	b) Definition des Begriffs Managementprüfung
	c) Erläuterungen zur Definition des Begriffs Managementprüfung
	d) Beispiele von möglichen Managementprüfungen
	e) Bedeutung der Managementprüfungen 
	f) Schlanke Lösung bringt Mehrwert
	g) Skeptische Haltung der Regierung
	h) Vertraulichkeit der Managementprüfungen


	4.1. Zweck der Finanzkontrolle (§ 1 FKG)
	4.2. Stellung der Finanzkontrolle (§ 2 FKG)
	4.3. Leitung der Finanzkontrolle (§ 4 FKG)
	a) Leitung durch eine ausgewiesene Fachperson
	b) Wahl durch den Landrat
	c) Lohn der Vorsteherin resp. des Vorstehers vom Landrat festgelegt
	d) Höhe der Entlöhnung


	4.4. Inhalt der Finanzaufsicht (§ 13 FKG)
	4.5. Der Finanzaufsichtsbereich (§ 14 FKG)
	a)  Situation bei den verwaltungsexternen Organisationen
	b) Sonderfälle bei den verwaltungsexternen Organisationen
	c) Gemeinden sind weiterhin nicht der Finanzaufsicht der Finanzkontrolle unterstellt
	d) Finanzkontrolle berät bei der Auswahl der Revisionsstelle


	4.6. Die allgemeinen Aufgaben der Finanzkontrolle (§ 15 FKG)
	4.7. Geschäftsbericht (§ 19 Abs. 2 FKG)
	4.8. Verhältnis zum Landrat
	4.9. Das Prüfungsverfahren (§ 20 FKG)
	4.10. Andere Beanstandungen (§ 21 FKG)
	4.11. Das Weisungsrecht wird durch klare Regelung der Berichterstattung ersetzt 
	a) Verzicht auf das Weisungsrecht
	b) Berichterstattung (§ 22 FKG)


	4.12. Dokumentation und Datenzugriff (§§ 25 und 26 FKG)
	a) Dokumentation
	b) Datenzugriff


	4.13. Öffentlichkeit der Akten (§ 29 FKG)
	9.1. Parteien
	9.2. Gemeinden
	9.3. Fachorganisationen
	10. ANTRÄGE
	GESETZ (Entwurf)
	Dekret Gewaltentrennung
	Dekret Geschäftsordnung Landrat
	Dekret zum Verwaltungsorganisationsgesetz
	Dekret zum Personalgesetz
	SYNOPSE
	MUSTERGESETZ

